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Vorbemerkung 

I n der Reihe der deutschen Ministerpräsidentenkonferenzen während des „Inter
regnums" 1945-19491 kommt der Konferenz, die für den 6.-8. Juni 1947 nach 
München einberufen wurde, eine besondere Bedeutung zu: auf ihr trafen zum 
ersten und zugleich letzten Male sämtliche Regierungschefs aus allen vier Besat
zungszonen zusammen. Noch ehe jedoch die eigentliche Konferenz begann, kam es 
in der Nacht vom 5. auf den 6. Juni zur „Sezession" der ostdeutschen Minister
präsidenten: sie verließen München vorzeitig. Der ergebnislose Abbruch der Kon
ferenz signalisierte das Ende der staatlichen Einheit, die Teilung Deutschlands, die 
mit der Gründung der Bundesrepublik Deutschland und der D D R auf lange Sicht 
festgeschrieben wurde. Es sollte beinahe 23 Jahre dauern, bis im Mai 1970 mit 
Brandt und Stoph die Spitzen aus Ost- und Westdeutschland das innerdeutsche Ge
spräch wiederaufnahmen — allerdings unter völlig veränderten Voraussetzungen. 
Das Thema Münchener Konferenz ist jedoch in Erfurt „expressis verbis . . . nicht 
erwähnt worden"2. 

Seit jener denkwürdigen Nacht im Jahre 1947 steht die Frage nach den Grün
den für den Exodus der ostdeutschen Regierungschefs im Mittelpunkt aller Unter
suchungen. Es verwundert nicht, daß die Antworten unterschiedlich ausfielen, zu
mal schon von den unmittelbar Beteiligten völlig konträre Meinungen vertreten 
wurden. So sprachen die westdeutschen Regierungschefs von einem „Versuch der 
Sprengung" der Konferenz durch die Länderchefs der Sowjetzone3, was von diesen 
als „unwahr" und „ungeheuerliche Beschuldigung" zurückgewiesen wurde. Sie 
sahen den Grund für das Scheitern der Konferenz im gesamtdeutschen Rahmen 
vielmehr in der „intransigenten" Hal tung der SPD-Ministerpräsidenten, die sie 
zurückführten auf „Anordnungen Dr. Schumachers" und Vorbehalte der west
lichen Militärregierungen4 . 

1 Vgl. hierzu den informativen Überblick von John Gimbel, Die Konferenzen der deutschen 
Ministerpräsidenten 1945-1949, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, Beilage 31/71 zu Das 
Parlament v. 31. 7. 1971, S. 3-28; zit. Konferenzen. 

2 Freundl. Mitteilung Dr. Wilke (Willy Brandt, Persönliches Büro) v. 31.1.1975. 
3 Vgl. das „Kommuniqué, herausgegeben im Anschluß an die Besprechung der Delegations

führer am 5. Juni 1947", in: Die Deutsche Ministerpräsidenten-Konferenz in München vom 
6. bis 8. Juni 1947, hrsg. von der Bayerischen Landeszentrale für politische Bildungsarbeit, 
Augsburg 19652, S. 14 (1. Auflage München 1947, hrsg. von der Bayer. Staatskanzlei). 

4 Tägliche Rundschau v. 8. 6. 1947 und Pressekonferenz der ostdt. Ministerpräsidenten am 
10. 6. 1947, in: Warum mußte die Münchener Konferenz scheitern?, hrsg. von der Arbeits
gemeinschaft SED-KPD, Berlin 1947, S. 39. 
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Wissenschaftlich hat als erster Ernst Deuerlein ausführlich zur Münchener Kon
ferenz Stellung genommen. E r äußerte die Überzeugung, die auf die Konferenz 
zulaufenden „Entwicklungslinien" - gemeint sind die weltpolitische Entwicklung 
und die im Sommer 1947 erkennbar werdenden Absichten der Besatzungsmächte — 
hätten „zwangsläufig" aus der Bekundung der Einheit eine Demonstration der 
Teilung gemacht5. Elmar Krautkrämer verteilte die Verantwortung für den Aus
zug der ostdeutschen Ministerpräsidenten vorsichtig auf beide Seiten. Er sprach 
von einem gezielten Plan der SED und mangelndem Verhandlungsgeschick der 
westlichen Konferenzteilnehmer, der den Auszug letztlich rechtfertigte6. 

Wilhard Grünewald betrachtete in seiner von Polemik nicht freien Arbeit die 
Konferenz ausschließlich als „gesamtdeutsches Unternehmen", das die Vertreter 
des Westens „aus panischer Angst vor dem Kommunismus" entpolitisiert hätten7 . 

I n der jüngsten Untersuchung, für die zum ersten Male ungedrucktes Material 
benutzt werden konnte, stellt sich für Marie Elise Foelz-Schroeter das „Scheitern" 
eher als ein „Mißverständnis denn als eine wirkliche politische Konfrontation" dar. 
Auch sie spart nicht mit Kritik an den westdeutschen Regierungschefs8. 

Die folgende Darstellung versucht, anhand neuer, bisher nicht zugänglicher 
Quellen einige Aspekte der Konferenz näher zu beleuchten und klarzustellen: die 
Hintergründe der bayerischen Initiative, die Bemühungen der Bayerischen Staats
regierung und das Zustandekommen der Konferenz, die Rolle der Besatzungs
mächte, die Hal tung Kurt Schumachers und der SPD und vor allem die Vorgänge 
in der Nacht vom 5. auf den 6. Juni 1947, die dem gesamtdeutschen Charakter der 
Konferenz ein vorzeitiges Ende bereiteten9. 

5 Ernst Deuerlein, Das erste gesamtdeutsche Gespräch, Zur Beurteilung der Ministerpräsi
denten-Konferenz in München am 6./7. Juni 1947, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, Bei
lage 23/67 zu Das Parlament v. 7. 6. 1967, S. 22. 

6 Elmar Krautkrämer, Der innerdeutsche Konflikt um die Ministerpräsidentenkonferenz in 
München 1947, in dieser Zeitschrift 20 (1972), S. 154-174, hier S. 172 f. u. ders., Ergän
zende Bemerkungen zur Münchener Ministerpräsidenten-Konferenz 1947, ebd., S. 418-421. 

7 Wilhard Grünewald, Die Münchener Ministerpräsidentenkonferenz 1947, Anlaß und Schei
tern eines gesamtdeutschen Unternehmens (Marburger Abhandlungen zur politischen Wis
senschaft, hrsg. v. W. Abendroth, Bd. 21), Meisenheim 1971; S. 348. 

8 Marie Elise Foelz-Schroeter, Föderalistische Politik und nationale Repräsentation 1945 bis 
1947, Westdeutsche Länderregierungen, zonale Bürokratie und politische Parteien im Wi
derstreit (Studien zur Zeitgeschichte, hrsg. vom Institut für Zeitgeschichte), Stuttgart 1974, 
S. 103-133, hier S. 103 f. Vgl. auch John Gimbel, The American Occupation of Germany, 
Politics and the Military, 1945-1949, Stanford 1968 (dt. Ausg.: Amerikanische Besatzungs
politik in Deutschland 1945-1949, Frankfurt 1971, S. 177-188) - Prof. Gimbel möchte ich 
an dieser Stelle herzlich für die Lektüre des Manuskripts danken; und die informative 
Schilderung persönlicher Eindrücke von Theodor Eschenburg, Erinnerungen an die Mün
chener Ministerpräsidenten-Konferenz 1947, in dieser Zeitschrift 20 (1972), S. 411-417. 

9 Allen Personen, Behörden und Institutionen, die durch freundliche Hilfe und Unterstützung 
diese Arbeit ermöglichten, möchte ich an dieser Stelle herzlich danken, vor allem den Mit
arbeitern der in den Anmerkungen erwähnten Archive und des Instituts für Zeitgeschichte, 
insbesondere Frau Dr. Kuhn-Rehfus (Staatsarchiv Sigmaringen) und den Herren Krause 
(Archiv für soziale Demokratie, Bonn), Dr. Lück (Hauptstaatsarchiv Düsseldorf) und Dr. 
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I . Hintergründe der bayerischen Initiative 

A m 7. Mai 1947 überraschte der bayerische Ministerpräsident Dr . Hans Ehard10 

die Öffentlichkeit mit einer Einladung an die Regierungschefs aller Länder der 

vier Zonen — Berlin und das Saarland wurden einige Tage später eingeladen11 — zu 

einer Konferenz, die am 6. und 7. Juni in München stattfinden sollte. 

Es ist lange gerätselt und es sind verschiedene Vermutungen geäußert worden, 

von wem die Initiative zu dieser gesamtdeutschen Konferenz ausging12, und ob es 

über die öffentlich genannten Motive hinaus13 noch andere Überlegungen gab, die 

bei der Einladung eine Rolle spielten14. Aus den Akten geht nun hervor, daß der 

Bevollmächtigte der Bayerischen Staatsregierung beim Länderrat in Stuttgart, 

Dr . Gebhard Seelos15, einen entsprechenden Vorschlag machte. Als „offizieller" 

Initiator muß selbstverständlich Ehard selbst gelten, da er nach entsprechenden 

Beratungen in der Staatskanzlei die Entscheidung für eine solche Konferenz traf. 

In den Akten findet sich der Entwurf einer Einladung der Bayerischen Staats-

Sauer (Hauptstaatsarchiv Stuttgart) sowie den Herren Falkenstein (Hessische Staatskanzlei) 
und Knoll (Bayerische Staatskanzlei). Für mehrstündige, für d. Vf. z. T. faszinierende Ge
spräche gilt mein besonderer Dank den Herren Ministerpräsidenten a. D. Dr. Hans Ehard, 
Prof. Dr. Wilhelm Hoegner, Herrn Senatspräsidenten a. D. Wilhelm Kaisen, Herrn Staats
rat a. D. Prof. Dr. Carlo Schmid, Herrn Ministerpräsidenten a. D. Prof. Dr. Paul, Bot
schafter a. D. Dr. Seelos u. Min.-Dirig. a. D. Dr. Erber. 

10 Hans Ehard, geb. 10.11.1887; 1946-54 und 1960-62 bayer. Min.-Präs.; 1962-66 bayer. 
Justizminister. 

11 Dies war nicht etwa „versehentlich" geschehen, wie Krautkrämer, Der innerdeutsche Kon
flikt, S. 163, meint. Vgl. auch Gimbel, Amerikanische Besatzungspolitik, S. 178. In der Sit
zung des bayerischen Ministerrats am 12. 5. 1947 antwortete Dr. Ehard auf die Frage von 
Staatssekretär Sedlmayer (Wirtschaftsministerium), ob der Stadt-Staat Berlin auch eingela
den worden sei, es habe zwei „staatsrechtliche Schwierigkeiten" gegeben, nämlich bei Ber
lin, „das keine staatsrechtliche Selbständigkeit besitze", und bei der Saar, die „ebenfalls 
kein selbständiges deutsches Land sei". 

12 Vgl. Grünewald, a. a. O., S. 32 f. 
13 Hierzu neben der Einladung in: Die Deutsche Ministerpräsidenten-Konferenz, a .a .O. , 

S. 14, die „Verlautbarung der Bayerischen Staatsregierung zur Einladung", ebenda, S. 13. 
14 Vgl. auch Hans-Peter Schwarz, Vom Reich zur Bundesrepublik, Deutschland im Widerstreit 

der außenpolitischen Konzeption in den Jahren der Besatzungsherrschaft 1945-1949, Neu
wied und Berlin 1966, bes. S. 631-638; Hans Georg Wieck, Christliche und Freie Demokra
ten in Hessen, Rheinland-Pfalz, Baden und Württemberg (Beiträge zur Geschichte des Par
lamentarismus und der politischen Parteien, Bd. 10) Düsseldorf 1958, S. 192 f. Hans Ehard, 
Vom ersten Versuch, die Einheit wiederzugewinnen, in: Bayerische Staatszeitung Nr. 23, 
8. Juni 1962, S. 1, u. Gimbel, a. a. O., S. 176 ff. 

15 Gebhard Seelos, geb. 13. 3. 1901 (München), 1925 Attache im AA, 1927 Legationssekr. Dt. 
Botschaft Madrid, 1931-35 Vizekonsul in Sidney, 1935-37 Leg.-Sekr. Warschau, 1939 Kon
sul Lemberg, 1940-42 Gesandtschaftsrat Kopenhagen, 1944 Entlassung aus polit. Gründen; 
Bevollmächtigter Bayerns beim Länderrat u. Exekutivrat d. Bizonenverwaltung; durch 
Min.-Präs. Ehard nach der Rede auf d. Landesparteitag d. Bayernpartei am 19. 6. 1949 
seines Amtes enthoben; Vorsitz der BP-Fraktion im Bundestag; 1951 Austritt aus d. Btag.; 
1953 wieder AA, Generalkonsul Istanbul, 1955 Gesandter, später Botschafter in Lissabon, 
1958 Botschafter in Griechenland, 1962-66 in Brasilien. 
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regierung zu einer Vierzonenkonferenz der deutschen Ministerpräsidenten16. Der 
Verfasser dieses Entwurfs ist Dr . Seelos. E r schlug darin vor, die Konferenz für 
Ende Mai nach Garmisch-Partenkirchen einzuberufen. Einzelne Passagen dieses 
Entwurfs wurden — lediglich geringfügig geändert — in das offizielle Einladungs
schreiben und in die Verlautbarung der Bayerischen Staatsregierung übernommen. 

Auf der Rückfahrt von einem offiziellen Besuch in Ingolstadt am 4. Mai t rug 
Seelos dem Ministerpräsidenten seinen Plan mündlich vor17. Die Argumente, 
die aus der Sicht von Seelos für eine solche Konferenz sprachen, überzeugten 
Dr. Ehard; er traf eine schnelle Entscheidung; schon am 5. Mai war der endgültige 
Text der Einladung formuliert. Seelos hatte schon einige Tage vorher in einer 
„Aufzeichnung für den Herrn Ministerpräsidenten"18 seine Überlegungen schrift
lich niedergelegt. Diese Aufzeichnung konnte schon von Foelz-Schroeter ausgewer
tet werden. Sie kommt zu dem Schluß, die bayerische Initiative sei in erster Linie 
als „föderalistischer Schachzug im Rahmen der bizonalen Kontroverse" geplant 
gewesen19. Eine solche Interpretation wird dadurch bestätigt, daß die Bayerische 
Staatsregierung im Laufe der in den Westzonen geführten Vorbesprechungen er
hebliche Abstriche von ihrem ursprünglichen Plan machen mußte. Sie lassen er
kennen, welche Erwartungen man in München an die Konferenz geknüpft hatte. 

Zwar waren in der offiziellen Einladung und in der Verlautbarung der Staats-
regierung die wirtschaftlichen Aspekte der Konferenz besonders betont worden, 
aber schon die Formulierung, die Tagung solle den Weg für eine „Zusammen
arbeit aller Länder Deutschlands im Sinne wirtschaftlicher Einheit und künftiger 
politischer Zusammenfassung"20 ebnen, deutete auf den politischen Charakter der 
Konferenz hin. Dr . Ehard hat dies selbst mehrfach betont. Gegenüber der „Neuen 
Zeitung" erklärte er am 11. Mai, bei der Besprechung der engeren Zusammen
arbeit der einzelnen Länder und Zonen habe man „notwendigerweise auch zu 
einer Prüfung der politischen Zusammenfassung zu gelangen"21, und als er sich am 
12. Mai im Ministerrat über das geplante Treffen äußerte, stellt er fest, bei dem 
mit der Konferenz verfolgten Ziel handele es sich um „Sofortmaßnahmen zur 
Abwendung nicht nur politischer, sondern auch wirtschaftlicher Art"2 2 . Schon die 
Reihenfolge in der Aufzählung macht die unterschiedliche Gewichtung deutlich: 
politische Maßnahmen standen an erster Stelle. Hinweise darauf, was man von der 

16 Bayerische Staatskanzlei, Reg. Nr. 0106. Das Material über die Ministerpräsidenten-Konfe
renz ist aufgeschlüsselt in drei Aktenordner (5.5.1947-6.6.1947; 6 .6.1947-9.6.1947; 
10. 6. 1947-26. 3. 1957) und zwei Ordner „Beiakt 1" und „Beiakt 2" (Mai 1947-Oktober 
1947, Protokollarische Fragen und Broschüre). Im folgenden zitiert: Bayer. StK, 0106. 

17 Dies bestätigte Dr. Seelos d. Vf. am 3. 7. 1975. 
18 Mit der handschriftlichen Bemerkung von Dr. Seelos „Herrn Ministerpräsidenten vorgelegt. 

Seelos. Stuttgart 3. 5. 1947". Bayer. StK, 0106. 
19 Foelz-Schroeter, a. a. O., S. 108. 
20 Vgl. Anm. 13. 
21 Neue Zeitung v. 12. 5. 1947. 
22 Sitzung des Ministerrats vom Montag, 12. Mai 1947; Hervorhebung v. Vf: 
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Konferenz erhoffte, gibt - neben der schon erwähnten Aufzeichnung23 — auch der 
Entwurf der Einladung24 . Danach wurde als wünschenswertes Ergebnis erwartet, 
daß sich die französische Zone „möglichst bald dem wirtschaftlichen Zusammen
schluß der englischen und amerikanischen Zone . . . anschließt", und zwar nicht 
nur, um so 

1. dem einheitlichen deutschen Wirtschaftsgebiet eine möglichst große Ausdehnung 
zu geben und 

2. „die politische Kontrolle der Verwaltungsämter und den künftigen föderalisti
schen Aufbau Deutschlands sichern zu helfen", 

sondern weil es für Bayern als „lebenswichtig" betrachtet wurde, „wenn wir nicht 
angesichts der von zentralistischen Elementen beherrschten Zweizonenämter und 
der unitaristischen Tendenzen der norddeutschen Sozialdemokratie bei der födera
listischen Gestaltung des deutschen Gesamtstaates völlig ins Hintertreffen geraten 
wollen"25. 

Wenn auch nach Auffassung von Seelos im Hinblick auf einen künftigen ge
samtdeutschen Zusammenschluß die Errichtung einer Westregierung aus zwei oder 
drei Zonen vermieden werden sollte, so schien es doch für die wirksame Gestaltung 
der Wirtschaftseinheit notwendig, „die gemeinsame Organisation der englischen 
und amerikanischen Zone weiterzuentwickeln". Es mußten demnach sofort die 
Schritte eingeleitet werden, die die Ministerpräsidenten der US-Zone schon im 
September 1946 empfohlen hatten, nämlich die Einführung einer politischen Kon
trolle der gemeinsamen Verwaltungsämter und ihre Zusammenfassung an einem 
Ort. Eine reibungslose Zusammenarbeit dieser Ämter mit den „Länderstaaten" 
erschien allerdings nur unter der Voraussetzung möglich, daß der politische und 
verwaltungsmäßige Aufbau der vereinten Zonen gleichmäßig gestaltet würde, daß 
also „den Ländern der britischen bzw. französischen [Zone] gleiche Rechte wie 
denen der US-Zone gewährt werden und daß nicht frühere und neue Reichszu
ständigkeiten schon jetzt in besonderen Zoneninstanzen zentralisiert werden"26. 

Die bayerische Regierung, so hieß es, sei sich ihrer Pflicht gegenüber dem baye
rischen und deutschen Volk bewußt, daß „das Ziel all dieser Bestrebungen die wirt
schaftliche und politische Einheit Deutschlands auf föderalistischer Basis sein 
muß" 2 7 . Die Konferenz in München war als wichtiger Schritt auf diesem Weg ge
plant; durchzuführen war er nur mit Hilfe der Ministerpräsidenten. In der Sitzung 
des Ministerrates am 12. Mai , in dem das Kabinett zum ersten Male über die ge
plante Konferenz unterrichtet wurde, stellte Ehard dann auch ausdrücklich fest, 
daß „nach seiner Meinung die Führer der politischen Parteien nicht in der Lage 
seien, das mit der Konferenz verfolgte Ziel zu erreichen". Fü r die geplanten Maß-

23 Vgl. Anm. 18. 
24 Bayer. StK, 0106. 
25 Vgl. Anm. 18. 
26 Bayer. StK, 0106. 
27 Ebenda. 
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nahmen seien „nur die Ministerpräsidenten geeignet, da sie die Machtmittel des 
Staates einsetzen könnten"28 . 

Wenn, wie Ehard am 14. Mai erklärte, „schon allein die einfache Tatsache eines 
Treffens der Regierungschefs aller vier Zonen auch ein innerpolitisches und für den 
künftigen Staatsaufbau wichtiges Moment" darstellte, dann mußten erfolgreiche 
Maßnahmen, die „ein weiteres Abgleiten des deutschen Volkes in ein rettungsloses 
wirtschaftliches und politisches Chaos" verhinderten, gleichzeitig eine Vorentschei
dung im föderalistischen Sinne bedeuten, und zwar ohne daß dieses Thema offiziell 
Beratungsgegenstand war29. 

I n diesem Sinne muß auch das vielzitierte „Bekenntnis zur deutschen Einheit" 
gesehen werden, das in München abgelegt werden sollte, das aber, wie Seelos be
tonte, „angesichts der außenpolitischen Lage nur ein Lippenbekenntnis bleiben 
kann". Dagegen könnte „das Bekenntnis zu einer gesamtdeutschen Wirtschaftsein

heit . . . auch von Bayern aus gesehen durchaus ernst gemeint werden, da wir nach 
dem Einströmen von 2 1/2 Millionen Menschen den Anschluß an ein größeres Wirt
schaftsgebiet brauchen"30. 

Schon zu Beginn der Konferenzplanung war auch an eine Diskussion über das im 
Frühjahr 1947 gegründete „Büro für Friedensfragen" gedacht. Die Ministerpräsi
denten in der amerikanischen Zone betrachteten sich als legitime Sprecher des deut
schen Volkes, die in dieser Funktion die staatsrechtliche Neugestaltung Deutsch
lands entscheidend beeinflussen wollten. Verfolgt man die Auseinandersetzungen, 
die der Gründung des Friedensbüros vorausgegangen waren, so wird deutlich, daß 
in München offensichtlich über eine Ausweitung und Koordinierung der Arbeit 
des Büros über die amerikanische Zone hinaus beraten werden sollte und daß damit 
ein hochpolitisches Thema angeschnitten worden wäre. Schon frühzeitig hatte 
jedoch der Leiter des Büros, Staatssekretär Dr . Eberhard (SPD)31, darum gebeten, 
kein entsprechendes Referat einzusetzen, „da dies voraussichtlich die Arbeit des 
Friedensbüros wegen der Beteiligung eines SED-Vertreters nur hemmen würde". 
Da die Arbeit von amerikanischer Seite im einzelnen nicht kontrolliert werde, da
gegen bei einem Zusammengehen der beiden Zonen von englischer Seite aus er
fahrungsgemäß zahlreiche Kontrollorgane eingesetzt würden, empfahl er, „auch 

28 Sitzung des Ministerrats vom Montag, 12. Mai 1947. 
29 Die Deutsche Ministerpräsidenten-Konferenz, a. a. O., S. 17 u. S. 14. 
30 Vgl. Anm. 18. Als Ergänzung hierzu Foelz-Schroeter, a. a. O., S. 106. Das Zitat bei Foelz-

Schroeter, a. a. O., S. 106 Mitte, ist irreführend. Das Zitat auf S. 105 f. lautet korrekt: „Seit 
zwei Wochen sind bei den alliierten Militärregierungen Besprechungen im Gange über die 
Einrichtung einer politischen Koordinierung der Westzonen bis zur Errichtung einer west
deutschen Regierung." Ähnlich S. 106 unten: „. . . Eine Bejahung einer entsprechenden poli
tischen Zusammenfassung bedeutet also nicht eine Schädigung, sondern eine Sicherung 
Bayerns im künftigen deutschen Gesamtstaat." 

31 Fritz Eberhard, geb. 2.10.1896; 1946 MdL (Württemberg-Baden), 1947-49 Staatssekretär 
(künftig: StS.), 1949 Mitglied d. Parlam. Rates; 1949-58 Intendant d. Süddeutschen Rund
funks. Zum „Büro für Friedensfragen" vgl. auch Gimbel, a. a. O., S. 188-195, u. Foelz-
Schroeter, S. 97-102. 
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bei einer Vereinigung der 2 Zonen Büros in jeder Zone getrennt zu errichten, aber 

den Arbeitsstoff aufzuteilen und aufs engste zusammenzuarbeiten"32. Das Referat 

über das Büro für Friedensfragen wurde daraufhin gestrichen33. 

Davon unberührt blieb ein großes Ziel, in München eine Institutionalisierung 

der Ministerpräsidenten-Konferenz zu erreichen und damit u. a. gleichzeitig die 

Frage zu entscheiden, von wem Deutschland in erster Linie bei zukünftigen Frie

densverhandlungen vertreten werden sollte34. 

I I . Die Hal tung der USA und Frankreichs 

John Gimbel hat darauf hingewiesen, daß man sich auf deutscher Seite offensicht

lich mit Erfolg darum bemüht habe, die Alliierten für die Ausklammerung politi

scher Fragen in München — in erster Linie der Frage der zukünftigen staatsrecht

lichen Gestaltung Deutschlands - und damit zugleich für das Scheitern der Kon

ferenz verantwortlich zu machen und — „seltsamerweise — die Entscheidung bis 

zum 6. Mai zurückzudatieren und damit Lucius D. Clay als ihren Urheber zu be

zeichnen". Als Beweis führt er drei in den sechziger Jahren erschienene einschlä

gige Darstellungen an, in denen die Meinung vertreten wurde, Ehard habe die Ein

ladungen zu der Konferenz erst ergehen lassen können, nachdem dieser die Gestal

tung der Tagesordnung auf die Einwände General Clays abgestimmt habe35. Schon 

32 „Besprechung mit Herrn Staatssekretär Eberhard am 19. 5. 1947 in Stuttgart um 11 Uhr", 
Aufzeichnung Dr. Seelos v. 19. 5. 1947, Bayer. StK, 0106. 

33 Über den vom „Büro für Friedensfragen" vorbereiteten Entwurf eines „Verbandes Deut
scher Länder" siehe S. 398 ff. 

34 Man hoffte, an solchen Verhandlungen beteiligt zu werden. (Vgl. S. 410 u. S. 435). 
Es ist nicht sicher, ob darüber schon in München gesprochen werden sollte. Das Friedens
büro bereitete jedoch auf ausdrücklichen Wunsch und auf Kosten Bayerns für die Konferenz 
zahlreiches Material vor, u. a. über die Nachkriegsentwicklung Japans und Österreichs, eine 
Übersicht über die geleisteten Reparationen, eine Zusammenstellung der deutschen Opfer 
des Faschismus und der deutschen Widerstandsbewegungen, über die Wohnraumbeanspru
chung durch die Besatzungsbehörden und die Zahl der dt. Angestellten bei den Besatzungs
behörden sowie eine erste Arbeit über die Moskauer Konferenz. Vgl. Anm. 32. 

In den Akten befindet sich auch ein für die Münchener Konferenz bestimmter - nicht datier
ter und nicht unterzeichneter - „Vorschlag einer staatsrechtlichen Übergangslösung bis zur 
Schaffung einer parlamentarisch verantwortlichen deutschen Regierung", der die Schaffung 
eines „Direktoriums aus Länder-Ministerpräsidenten als vorläufige gesamtdeutsche Vertre
tung" mit folgenden Aufgaben vorsah: Gesamtdeutscher Verhandlungspartner für Kon
trollrat in Berlin; beratende Instanz für Kontrollrat bei Ausarbeitung aller Gesetze und Ver
ordnungen, die für ganz Deutschland Gültigkeit haben sollen; Ausarbeitung eines Besat
zungsstatuts; Vorbereitung der Wahlen zu einer verfassunggebenden Nationalversamm
lung; Vorschläge für die Neugliederung Deutschlands in tragfähige Bundesstaaten; HStA 
Stuttgart, EA 1/11. 

35 Gimbel, a.a.O., S. 183. Er nennt Elmar Krautkrämer, Deutsche Geschichte nach dem zwei
ten Weltkrieg, Eine Darstellung der Entwicklung von 1945-1949, mit Dokumenten, Hildes-
heim 1962, S. 121; Thilo Vogelsang, Das geteilte Deutschland, München 1966 (19693), S. 64; 
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Gimbel hat Zweifel an dieser Version angemeldet36, und in der Tat stellt sich der 
Sachverhalt im Lichte der Akten etwas anders dar. 

Danach wurde am 5. Mai der Text der Einladung nebst englischer Übersetzung 
dem Direktor der Militärregierung in Bayern, Brigadegeneral Walter J. Muller, 
übersandt. In dem beiliegenden Schreiben hieß es, die Einladungstelegramme soll
ten abgesandt werden, „sobald General Clay seine Zustimmung erteilt ha t" . Zu 
diesem Zweck bat Ministerpräsident Ehard General Clay um eine Besprechung in 
Stuttgart, an der außerdem noch Staatsminister Pfeiffer37 und Seelos teilnehmen 
sollten38. 

Diese Zustimmung erhielt der bayerische Ministerpräsident am 6. Mai in einem 
Gespräch, das am Rande der Sitzung des Länderrats stattfand. Am 12. Mai unter
richtete Ehard den Ministerrat über dieses Treffen. Danach hatte General Clay bei 
einem „privaten Zusammensein" mit ihm geäußert, daß er „nichts dagegen habe, 
wenn der Bayer. Ministerpräsident die Ministerpräsidenten der übrigen deutschen 
Länder zu einer Konferenz in die US-Zone einladen wolle"39. Aus dieser kurzen 
Mitteilung und aus der Tatsache, daß am 7. Mai die Einladungen ergangen sind — 
und zwar gegenüber dem Clay vorgelegten Entwurf in unverändertem Wortlaut —, 
läßt sich schließen, daß Clay seine Zustimmung nicht von Bedingungen abhängig 
gemacht hat, die politische Gespräche auf der Konferenz ausgeschlossen hätten. 
Andernfalls hätte der Entwurf sicherlich geändert werden müssen. Eine Tages
ordnung hat zu diesem Zeitpunkt mit Sicherheit noch nicht existiert; Vorschläge 
dafür wurden kurz vor bzw. während der Konsultationsreisen der Beauftragten 
Ehards mit den einzelnen Regierungschefs gemacht. Erst am 12. Mai hatte Ehard 
in diesem Zusammenhang im Ministerrat die Kabinettsmitglieder gebeten, ihm 
„alles, was in ihren Ressorts wichtig sei", in kurzen Stichworten mitzuteilen. Und 
er hatte hinzugefügt, wenn das Programm für die Konferenz „konkreter" vorliege, 
solle man zweckmäßig in einem besonderen Ministerrat darüber verhandeln40. 

Gimbel erwähnt als „früheste Information" über die Tagesordnung in den 

Ernst Deuerlein, Die Einheit Deutschlands (I), Ihre Erörterung und Behandlung auf den 
Kriegs- und Nachkriegskonferenzen 1941-1949, Darstellung und Dokumentation, Frank
furt/M. 1961, S. 191. An anderer Stelle spricht Deuerlein von „Bedingungen, unter denen 
die westlichen Besatzungsmächte ihre Zustimmung" zur Konferenz gegeben hätten; Ernst 
Deuerlein, Das erste gesamtdeutsche Gespräch, a. a. O., S. 15. 

36 Gimbel, a. a. O., S. 174 u. S. 184. Vgl. dazu E. Krautkrämer, Der innerdeutsche Konflikt, 
a. a. O., (Anm. 6). 

37 Anton Pfeiffer, 1888-1957; in den Regierungen Hoegner u. Ehard Leiter der Staatskanzlei, 
seit 1946 (Staatsminister für Sonderaufgaben, Politische Säuberung) im Range eines Staats-
ministers; Leiter der Chiemsee-Konferenz, Vertreter Bayerns u. Fraktionsvorsitzender der 
CDU/CSU im Parlam. Rat. 

38 Bayer. StK, 0106. 
39 Vgl. Anm. 22. 
40 Ebenda. Dieser Ministerrat fand am 2. Juni statt. Vgl. auch die Notiz der Landeskanzlei 

Düsseldorf; dort hatte man am 21. Mai um Übersendung der Tagesordnung gebeten; zu 
diesem Zeitpunkt lag eine genauer Tagesordnung in München noch nicht vor; HStA Düs
seldorf, N W 179. 
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Akten von OMGUS ein am 4. Juni von Litchfield41 an Clay gerichtetes Schreiben, 

das Litchfield „aus München" bekommen haben will und in dem elf Punkte auf

geführt sind42. Bei diesem Schreiben handelt es sich um das in der Bayerischen 

Staatskanzlei entstandene „Arbeitsprogramm", das das Datum vom 4. 6. 1947 

trägt43 und schon weitgehend mit Ausnahme eines wichtigen Punktes dem Entwurf 

der Tagesordnung entspricht, der den Regierungschefs am Abend des 5. Juni zur 

Entscheidung vorgelegt wurde. 

Diese Tagesordnung ist jedoch das Ergebnis der Vorbesprechungen auf zonaler 

Ebene und nicht etwa das Ergebnis amerikanischer Intervention. Hätte es dennoch 

irgendwelche Vorbehalte der amerikanischen oder britischen Militärregierung ge

geben, wären sie mit Sicherheit in der Vorkonferenz der Regierungschefs in der 

Nacht vom 5. auf den 6. Juni als entscheidendes Argument gegen den Antrag der 

Ostzonenvertreter vorgebracht worden. Das aber ist in dieser Konsequenz nicht ge

schehen. 

Es ist lediglich darauf hingewiesen worden, daß für die Vertreter aus der briti

schen und amerikanischen Zone „vielleicht" Gefahren bestünden, falls politische 

Themen erörtert würden44. 

I m Gegensatz dazu hat es Vorbehalte Frankreichs gegeben. Allerdings stellt sich 

auch hier die Sachlage etwas differenzierter dar als bisher angenommen. 

Die französische Militärregierung erteilte den Ministerpräsidenten aus der fran

zösischen Zone erst relativ spät, am 28. Mai, die Genehmigung zur Teilnahme an 

der Konferenz45. Wie ein Sprecher des Qai d'Orsay am 30. Mai in Paris mitteilte, 

ging die französische Regierung dabei davon aus, daß es sich in München um eine 

Konferenz der Regierungschefs handele, auf der nur die wirtschaftliche Situation 

in den vier Zonen erörtert werden dürfe. Und er fügte warnend hinzu, falls sie sich 

in eine Versammlung „des partis politiques ou de syndicats" umbilden würde, 

werde Frankreich seine Hal tung überprüfen46. 

Dieser Hinweis bezog sich deutlich auf das Telegramm der Ostzonenminister

präsidenten vom 28. Mai, in dem die Teilnahme von Partei- und Gewerkschafts

vertretern gefordert worden war47. 

Diese Forderung stieß aber genauso wie die Forderung nach Bildung einer Zen

tralverwaltung auf den erbitterten Widerstand Frankreichs; dagegen wäre es im 

Rahmen der französischen Deutschlandpolitik offensichtlich möglich gewesen, in 

München — wie geplant — die Bildung eines Verbandes deutscher Länder zu erör-

41 Leiter der Abteilung Zivilverwaltung bei OMGUS. 
42 Gimbel, a.a. O., S. 184 u. S. 367, Anm. 17, „Subj[ect]: Agenda of Minister President Con

ference, 6.-7. June 1947". 
43 Bayer. StK, 0106 („Nur für den Dienstgebrauch"). 
44 Siehe S. 434. Von britischer Seite sind keine Stellungnahmen bekannt. 
45 Vgl. das Fernschreiben Nr. 7459, 17.45 Uhr, von Min.-Präs. Dr. Boden an Min.-Präs. 

Dr. Ehard, Bayer, StK, 0106. 
46 Zit. bei Grünewald, a. a. O., S. 96 f. 
47 Siehe S. 407. 
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tern: eines Verbandes, der zwar als wirtschaftlicher Zweckverband deklariert wer
den sollte — gleichzeitig aber auch politische Aufgaben erfüllen sollte48. 

Dies war zumindest der Eindruck von Professor Carlo Schmid49 nach der Rück
kehr von Dr. Boden50 und Dr. Wohleb51 aus Paris ; er telegraphierte am 29. Mai 
nach München, er hoffe, daß es auf der Konferenz zu einer Vereinbarung komme, 
„die es ermöglichen kann, für den Zeitraum bis zur Regelung der Verfassungsfrage 
einen Verband der deutschen Länder zur gemeinsamen Überwindung der gegen
wärtigen Schwierigkeiten zu schaffen"52. Carlo Schmid war der Meinung, die Fran
zosen in dieser Frage „überlisten" zu können53. 

In der nächtlichen Vorbesprechung vom 5. auf den 6. Juni haben die Vorbehalte 
Frankreichs eine erhebliche Rolle gespielt. Sie waren aber nicht entscheidend für 
das Scheitern der ,,ganze[n], große[n]" Konferenz. Ein Kompromißvorschlag, der 
in „letzter Minute" gemacht wurde, — allerdings nicht von einem Regierungschef — 
wies einen Ausweg. Politische Gespräche waren möglich; das zeigt übrigens auch 
das überaus couragierte Verhalten Carlo Schmids und dessen Rede über die Schaf
fung eines Besatzungsrechts54. 

I I I . Die Vorbereitungen in den Westzonen 

1. Die Reise von Dr. Seelos 

Die Reaktion der Öffentlichkeit auf die bayerische Initiative war durchweg posi

tiv55. Eine scharfe Erklärung des SPD-Vorstandes am 10. Mai 1947 machte dann 

jedoch deutlich, daß für München mit Schwierigkeiten zu rechnen war. In dieser 

Erklärung hieß es u. a., es habe schon einmal eine Einladung zu einer Minister-

48 Siehe hierzu S. 398. 
49 Carlo Schmid (SPD), geb. 1896; 1946-47 Präsident des Staatssekretariates (Staatsrat) in 

Württemberg-Hohenzollern, 1947-48 stellv. Staatspr., 1947-50 Justiz-Min., Mitgl. d. Par-
lam. Rates. 

50 Wilhelm Boden (CDU), 1890-1961; Juni 1945 Regierungspräsident in Koblenz; Jan. 1946 
Oberpräsident v. Rheinland-Hessen-Nassau; Dez. 1946-9. Juli 1947 Min.-Präs. von Rhein
land-Pfalz. 

51 Leo(nhard) Wohleb (CDU), 1888-1955; Dez. 1946-23. 7. 1947 Präsident des Staatssekreta
riats; am 25. 6. 47 zum Staatspräsidenten gewählt. Im Protokoll der Nachtsitzung „Staats
präsident", siehe S. 420. 

52 Bayer. StK, 0106. 
53 So im Gespräch mit d. Vf. am 8.11.1974 u. 26. 6.1975. Auch in der Sitzung des Staats

ministeriums von Württemberg-Baden am 29. 5.1947 erklärte Carlo Schmid, die französi
sche Militärregierung „würde wohl gegen eine allgemeine Resolution über ein Zweckver
bandsstatut für die Zeit, da die Verfassungsfrage noch nicht geregelt ist, kein Veto einle
gen"; HStA Stuttgart, EA 1/11. 

54 In der 129. Sitzung des Direktoriums Württemberg-Hohenzollerns am 10. 6. 1947 wurde 
Staatsrat Schmid einstimmig der Dank des Direktoriums ausgesprochen „für die Art und 
Weise, in der er das Land Württemberg-Hohenzollern und die Interessen der französischen 
Besatzungszone" in München vertreten hatte; Staatsarchiv Sigmaringen, Wü 2, acc. 1959. 

55 Vgl . Grünewald , a. a. O., S. 129 ff. 
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präsidenten-Konferenz gegeben, die auch an dem Einspruch einer Besatzungsmacht 
gescheitert sei56. „Wir nehmen an, daß auch die jetzt vorgeschlagene Ministerpräsi
denten-Konferenz nicht Zustandekommen wird. Sie würde nicht repräsentativ für 
Deutschland sein, denn die Ministerpräsidenten sind Sprecher ihrer Länder, wäh
rend die Parteien Sprecher für Deutschland sind. Die Ministerpräsidenten-Konfe
renz könnte schon deshalb nicht repräsentativ für Deutschland sein, weil darin fünf 
Ministerpräsidenten aus der Ostzone wären, die nur einen ganz kleinen Teil der 
dort vorhandenen 17 Millionen Menschen vertreten."57 

Auf das damit angeschnittene Problem wies der stellvertretende Ministerpräsi
dent Wilhelm Hoegner58 in der Sitzung des bayerischen Ministerrats am 12. 5. 
1947 hin. Hoegner, der hier zum ersten Male offiziell etwas von dem Konferenz
plan erfuhr, gab zu bedenken, daß die sozialdemokratischen Ministerpräsidenten 
der Westzonen „in gewisse Schwierigkeiten" kommen könnten, da in der Ostzone 
„z. Zt. eine scharfe Verfolgung der SPD im Gange sei", und es daher für sozial
demokratische Ministerpräsidenten „schwierig" sei, „mit Vertretern der SED aus 
der Ostzone zusammenzuarbeiten"69. 

Ehards Antwort war klar; er sei sich „dieser Schwierigkeiten bewußt", die Mini
sterpräsidenten der Ostzone würden „wohl auch mit gebundenen Weisungen kom
men . . . Es müsse ihnen jedoch klargemacht werden, daß es nicht um die politische 
Verfassung Deutschlands gehe. Man könne jedoch bei dieser Gelegenheit mit ihnen 
ins Gespräch darüber kommen, wie sie sich die weitere Entwicklung eigentlich vor
stellen."60 

Diese Antwort ist in mehrfacher Hinsicht aufschlußreich. Offensichtlich hing 
das Gelingen des „föderalistischen Schachzuges" nicht, wie dies Foelz-Schroeter be
tont, ausschließlich von der Voraussetzung ab, „daß die sowjetische MR [Militär
regierung] den Länderchefs ihrer Zone die Teilnahme an dem Treffen versagen 
würde" und daß „die Konferenz auf bi- bzw. trizonalem Rahmen beschränkt blei
ben mußte"6 1 . 

Obwohl das Scheitern der Außenministerkonferenz in Moskau (v. 10. 3. — 24. 4. 
1947) besonders deutlich gemacht hatte, daß an einen Anschluß der sowjetischen 
Zone an das Vereinigte Wirtschaftsgebiet nicht zu denken war, und obwohl Seelos 
davon überzeugt war, daß die Sowjetunion ihre Zustimmung verweigern würde, 

56 Gemeint war die von dem Bremer Senatspräsidenten W. Kaisen für den 4. 10. 1946 nach 
Bremen einberufene Konferenz. Vgl. hierzu, Gimbel, Konferenzen, S. 8 ff., und Akten zur 
Vorgeschichte der Bundesrepublik Deutschland, gemeinsam hrsg. vom Bundesarchiv u. In
stitut für Zeitgeschichte, Bd. 1: Sept. 1945 - Dez. 1946, bearb. von Walter Vogel u. Chri
stoph Weisz, München 1976, Dokument Nr. 36. 

57 dpd.-Meldung v. 10. 5. 1947 
58 Wilhelm Hoegner (SPD), geb. 1887, bayer. Min.-Präs. 1945-46; 1954-57; 1946-47 stellv. 

Min.-Präs. u. Justizminister. 
59 Sitzung des Ministerrats vom Montag, 12. Mai 1947. 
60 Ebenda. 
61 Foelz-Schroeter, a. a. O., S. 107. 
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war in dem von ihm verfaßten Entwurf der Einladung die Hoffnung geäußert 

worden, 

„daß auch die Regierungschefs der russischen Zone an der Konferenz teilnehmen, 
um ihr grundsätzliches Bekenntnis zur deutschen Einheit darzutun und um den spä
teren Beitritt der russischen Zone zu erleichtern"62. 

Die Einladung auch der ostdeutschen Ministerpräsidenten war jedoch von ihm 

lediglich als antisowjetischer Schachzug konzipiert worden, da s. E. 

„Rußland damit in die unangenehme Lage versetzt [wird], die Teilnahme der Mini
sterpräsidenten der Ostzone verbieten zu müssen und das Odium auf sich zu nehmen, 
die gesamtdeutsche Wirtschaftseinheit, die die völlige Verelendung des deutschen 
Volkes verhindern soll, unmöglich zu machen"63. 

Wie aus seiner Antwort im Ministerrat deutlich wird, machte sich Ehard diese 

Auffassung jedoch nicht völlig zu eigen. E r setzte sich von Anfang an für die Teil

nahme der ostdeutschen Regierungschefs und für ein Zusammengehen mit ihnen 

ein, allerdings mit der Einschränkung, wenn man in München sehe, 

„daß es mit der Ost-Zone nicht gehe, werde man nicht darum herumkommen, in den 
West-Zonen eine noch engere Zusammenarbeit herbeizuführen". Auch General Clay 
habe zum Ausdruck gebracht, „daß man sich auch bei den Amerikanern darüber 
klargeworden sei. Das zeige schon die Verlegung der bizonalen Ämter nach Frank
furt/Main."64 

Angesichts der Erklärung des SPD-Vorstands, die in auffälligem Widerspruch 
zu den spontanen Zustimmungen einiger SPD-Ministerpräsidenten stand, sah sich 
Ehard am 14. Mai veranlaßt, öffentlich zu erklären, wozu die Münchener Zusam
menkunft nicht berufen sein könne, nämlich „Fragen der deutschen Innenpolitik 
zum Austrag zu bringen"65 . 

Am selben Tag sandte er an sämtliche Regierungschefs ein gleichlautendes 
Rundtelegramm66 . Leider befinden sich in den Akten der Bayerischen Staatskanz
lei keine Unterlagen, die Aufschluß über dieses Telegramm geben könnten. Auch 
Nachforschungen in anderen Staatskanzleien blieben erfolglos. Aufgrund der von 
Seelos geführten Gespräche ist aber mit Sicherheit anzunehmen, daß in diesem 
Telegramm Vorschläge für eine Tagesordnung gemacht worden sind. Wie aus 
einem Aktenvermerk in der niedersächsischen Staatskanzlei hervorgeht, ist das 
Thema „Burgfrieden der politischen Parteien" offensichtlich schon zu diesem Zeit
punkt ausdrücklich als besonderer Tagesordnungspunkt genannt worden67. Damit 
sollten u. a. die Schwierigkeiten, von denen Hoegner gesprochen hatte, aus dem 

62 Bayer. StK, 0106. 
63 Vgl. Anm. 18. 
64 Sitzung des Ministerrats v. 12. 5. 47. 
65 Rundfunkrede v. 14.5.1947, in: Die Deutsche Ministerpräsidenten-Konferenz, a.a.O., 

S. 17. 
66 Dr. Seelos erwähnt dieses Telegramm am 17. 5. 1947; es wird ebenfalls von Ministerpräsi

dent Lüdemann erwähnt. Hierzu auch S. 391. 
67 Vgl. Foelz-Schroeter, a. a. O., S. 123, Anm. 135. 
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Weg geräumt werden. Als weiteres „politisches" Thema sollte die Frage eines Be
satzungsstatuts erörtert werden. 

Möglicherweise hat Ehard auch gleichzeitig den Besuch von persönlichen Be
auftragten bei den Regierungschefs angekündigt; für das Gelingen der Konferenz 
schien es ihm nun jedenfalls wichtig, daß die Vorschläge der bayerischen Staatsre
gierung und die Wünsche der einzelnen Länder in direkten Gesprächen mit den Mi
nisterpräsidenten erörtert und aufeinander abgestimmt werden konnten. In den 
Westzonen sollte Seelos, in der Ostzone der Generalsekretär des Länderrats, Erich 
Roßmann6 8 , diese Gespräche führen69. 

Seelos begann seine Sondierungsgespräche noch am Abend des 14. Mai in Stutt
gart. In einer Besprechung mit dem Leiter der Planungsabteilung des bizonalen 
Wirtschaftsamtes in Minden, Min.-Dirig. Dr. Keiser (CDU), versuchte er zu klä
ren, ob dieser gegebenenfalls bereit wäre, einer Aufforderung Ehards zu entspre
chen, in München einen Kurzvortrag von 20 Minuten über die deutsche wirtschaft
liche Lage und das zu beschließende Notprogramm zu übernehmen. Keiser war 
zwar grundsätzlich bereit, wies aber darauf hin, daß er nu r mit Erlaubnis des Lei
ters des Amtes, Dr. Viktor Agartz, diese Arbeit übernehmen könne und schlug 
dann noch als Kandidaten den ehemaligen Wirtschaftsminister Hessens und Vor
gänger von Agartz, Dr. Rudolf Mueller (parteilos) vor, dem vom Verwaltungsrat 
im Januar 1947 einstimmig das Mißtrauen ausgesprochen worden war70. 

Am nächsten Tag traf Seelos in Bad Orb mit dem hesssischen Ministerpräsiden
ten Stock71 zusammen. Stock begann die Besprechung mit dem Bekenntnis, daß er 
die Konferenz zunächst für eine „Schnapsidee" gehalten, inzwischen aber ange
sichts der Reaktion der Öffentlichkeit seine Meinung geändert habe und durchaus 
bereit sei, an der Konferenz positiv mitzuwirken. Fü r ihn sei es bedeutsam, daß die 
Konferenz nicht nur mit allgemeinen Resolutionen ende, sondern ein konstruktives 
Programm beschlossen werde, wozu er bereits ausgearbeitete Vorschläge mitbrin
gen werde. Stock hielt es für zweckmäßig, daß sich die Ministerpräsidenten in der 

68 Erich Roßmann, geb. 10. 1. 1884 in Pößneck (Thüringen), gest. 29. 9. 1953; 1902 Mitglied 
d. SPD; bis 1915 für SPD-Zeitungen tätig. 1920-1933 Landesvorsitzender der SPD in Würt
temberg, seit 1924 auch MdR; im Dritten Reich zweimal KZ (1933 Heuberg, 1944 Sachsen
hausen); seit 6. 12. 1945 Generalsekretär des Länderrates; 1.10. 1948-August 1949 Inten
dant von Radio Stuttgart. 

69 Am 14. Mai fand eine Unterredung mit Staatsrat Prof. Dr. Carlo Schmid in Tübingen statt, 
über die schon W. Grünewald berichtet hat. (Grünewald, a. a. O., S. 95 f., 135 f. u. 505 f.) 
Seine Darstellung stützt sich auf eine Aufzeichnung v. gleichen Tag. Nicht feststellbar ist, 
wer der Verfasser ist. Mit Sicherheit ist es jedoch nicht Dr. Seelos. Auch Dr. H. Ehard (Ge
spräch mit d. Vf. am 7. 8. 1974), Prof. Dr. C. Schmid (Gespräch mit d. Vf. am 8.11. 1974) 
sowie Dr. Seelos konnten sich nicht mehr erinnern, wer nach Tübingen geschickt worden 
war. 

70 Zu diesem Vorgang vgl. Tilman Pünder, Das bizonale Interregnum, Die Geschichte des 
Vereinigten Wirtschaftsgebiets 1946-1949, Waiblingen 1966, S. 70 f.; Foelz-Schroeter. 
a. a. O., S. 155, u. Gimbel, a. a. O., S. 161. Zur Besprechung in Stuttgart Aufzeichnung 
Dr. Seelos v. 19. 5. 1947, Bayer. StK, 0106. 

71 Christian Stock (SPD), 1884-1967, 1946-50 Min.-Präs. von Hessen. 
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Öffentlichkeit sehr beschränkten und die einzelnen Probleme in Arbeitskommis
sionen behandelt würden. Eine Bemerkung von Ministerpräsident Stock, nach sei
ner Auffassung müsse die politische Gestaltung Deutschlands von den Parteien 
getragen werden, läßt darauf schließen, daß in dem erwähnten Rundtelegramm als 
Konferenzthema möglicherweise auch die Zusammenfassung aller deutschen Län
der — was im einzelnen auch immer darunter zu verstehen war — genannt worden 
war. Diese Vermutung wird durch den Hinweis Stocks erhärtet, er habe zusammen 
mit dem SPD-Parteivorstand für den 31 . Mai und 1. Juni 1947 ein Treffen des 
Parteivorstandes und führender SPD-Leute in einem Ort bei Frankfurt veranlaßt, 
um die Auffassung der SPD zu der Konferenz zu klären. Vielleicht wollte Stock 
aber auch nur auf die Bedenken in Parteikreisen gegenüber Initiativen der Mini
sterpräsidenten hinweisen. 

Seelos versicherte Stock, seine Auffassung über die Durchführung des Münche
ner Treffens decke sich im wesentlichen mit den bayerischen Plänen. Auch in Mün
chen sei man der Meinung, die Konferenz müsse straff geführt werden, und Resolu
tionen und konstruktive Programme zur weiteren Behandlung müßten durch eine 
Redaktionskommission der Delegierten vorbereitet werden. Die bayerische Init ia
tive wolle auch keineswegs die Parteien ausschalten, denen als Träger der poli
tischen Willensbildung eine entscheidende Aufgabe zufalle. Z. Zt. handele es sich 
aber vor allem darum, ein praktisches Wirtschaftsprogramm aufzustellen, das nur 
die Exekutive durchführen könne. Nach entsprechenden Erläuterungen durch See
los stimmte Stock den geplanten Referaten über ein Besatzungsstatut und zum Pro
blem „Entnazifizierung" zu, ebenso dem Vorschlag, das Referat über die Wir t 
schaftsnot von Keiser oder Mueller halten zu lassen; einzige Bedingung war, daß 
Mueller natürlich von jeder Spitze gegen Minden absehen müßte7 2 . 

Seine Vorschläge zu einem konstruktiven Wirtschaftsprogramm wollte Stock 
rechtzeitig nach München leiten73. 

Befriedigt fuhr Seelos nach Oberursel weiter, um dort mit dem stellvertretenden 
Ministerpräsidenten und Finanzminister, Dr. Werner Hilpert, zusammenzutref
fen, der für das Referat über Finanz- und Steuerfragen vorgesehen war. Hilpert 
vertrat sehr dezidierte politische Vorstellungen. Er erklärte, es sei unbedingt nötig, 
auf der Konferenz eine deutliche Sprache zu sprechen. M a n solle darüber hinaus 
schon auf dieser Konferenz zu einer gesamten deutschen Vertretung kommen, 
einem Staatenrat und einem Volksrat74. Die Deutschen stünden am Wendepunkt, 
ob sie weiterhin in einem kolonialen Status niedrigster Art leben wollten oder nicht. 

72 Das Referat wurde später von Senator Borgner (Hamburg) übernommen, nachdem Dr. Kei
ser „an Mangelerscheinungen und Überarbeitung plötzlich zusammengebrochen" war. Vgl. 
Die deutsche Ministerpräsidenten-Konferenz, a .a.O., S. 55. Aus politischen Gründen hatte 
man sich gegen die Betreuung von Dr. Mueller ausgesprochen, da man befürchtete, daß 
dadurch sofort Gegensätze zur SPD ausgelöst würden. 

73 Aufzeichnung v. 19.5.1947 betr. Münchener Konferenz; Besprechung mit Ministerpräsi
dent Stock in Bad Orb am Donnerstag, dem 15. 5. 1947 von 13-14 Uhr, Bayer. StK, 0106. 

74 Vgl. hierzu S. 398 ff. 
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Bisher seien den Deutschen nur die Verantwortungen in schwierigen Situationen 
zugeschoben worden. Die Deutschen wollten aber ihr Schicksal in ihre Hand neh
men, zu einer Gemeinschaft und einem staatlichen Unterbau kommen, der von dem 
politischen Willen der Parteien getragen werde. Die Militärregierung solle sich 
darauf beschränken, nur objections gegen deutsche Maßnahmen zu erheben, und 
nicht immer nach Belieben eingreifen. Es müßten völlig klare Zuständigkeiten 
zwischen Militärregierungen und deutscher Regierung geschaffen werden. Z. Zt. sei 
die deutsche Regierung nur der Prügelknabe für die Militärregierung und „Frei
wild für deutsche Lumpen". Er wies auf die Stimmenthaltung von 35% der Wäh
ler bei den Wahlen in der britischen Zone hin, die die Parteien bereits ablehnten; 
es gehe darum, daß diese Wähler nicht völlig zum Kommunismus abschwimmen 
würden. Zum Schluß erklärte er sich bereit, das Steuerreferat zu übernehmen76. 

Am Abend desselben Tages hatte Seelos noch eine zweistündige Besprechung 
mit dem Gutsbesitzer Dr. Egon v. Ritter, in deren Mittelpunkt die Haltung der 
französischen Militärregierung stand. Ritter, der über ausgezeichnete Verbindun
gen zu maßgebenden Herren der Militärregierung verfügte und seit Jahrzehnten 
ein enges politisches Zusammengehen mit Frankreich vertreten hatte, sagte Seelos 
zu, noch am nächsten Morgen zu seinen persönlichen Freunden in der Militärregie
rung zu fahren, um auch von dieser Seite die Notwendigkeit einer Beteiligung der 
Ministerpräsidenten aus der französischen Zone zu betonen76. 

Am nächsten Tag fuhr Seelos weiter nach Köln zum Vorsitzenden der CDU in 
der britischen Zone. Konrad Adenauer77 begrüßte lt. Seelos Bericht den bayerischen 
Schritt aufs wärmste, da dadurch Bayern und Ministerpräsident Ehard mehr in den 
Vordergrund kämen. Er war durchaus für eine derartige Initiative seitens der 
deutschen Staaten und nicht der Parteien, deren Aufgaben woanders lägen. Er plä
dierte allerdings dafür, das Programm möglichst auf ein Wirtschaftsnotprogramm 
und das Besatzungsstatut zu beschränken. Bayern und sein Ministerpräsident dürf
ten es sich nicht nehmen lassen, so meinte er, den Antrag wegen des Besatzungssta
tuts selbst zu stellen. Im übrigen erhoffte er sich nach der Rede des englischen 
Außenministers Bevin, die doch sehr enttäuschend für Deutschland gewesen sei 
und erneut bewiesen habe, daß England seinen labilen Standpunkt zwischen Ame
rika und Rußland weiter erhalten wolle78, alles von den Vereinigten Staaten. Ge
rade auch deshalb sei es am richtigsten, so Adenauer, daß Bayern als der größte 
Staat der US-Zone die Führung und die Initiative im jetzigen Augenblick über
nommen habe. 

75 Aufzeichnung v. 19. 5.1947, Bayer. StK, 0106. (Am 20. 4. 1947 hatten in Nordrhein-West
falen, Niedersachsen u. Schleswig-Holstein Landtagswahlen stattgefunden). 

76 Besprechung in Kiedrich am 15. 5. 1947, 20-22 Uhr, Aufzeichnung v. 19. 5. 1947, ebenda. 
77 Konrad Adenauer, 5. 1. 1876-19. 4. 1967; 1917-1933 u. Mai 1945-6 . 10. 1945 Oberbürger

meister von Köln; 1946 Vorsitz der CDU in der brit. Zone, Fraktionsvorsitzender im Land
tag von NRW, Mitglied des Zonenbeirats, ab 1. 9. 1948 Präsident des Parlamentarischen 
Rates, 1949-1963 Bundeskanzler der BRD. 

78 Am 13. Mai 1947 hatte sich Bevin vor dem Unterhaus ausführlich zum Thema Deutschland 
geäußert. 
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Als Seelos abschließend fragte, ob er auch bei Amelunxen79 vorsprechen solle, 
empfahl Adenauer ihm dringend, das zu tun80. Daraufhin entschloß sich Seelos in 
letzter Minute, auch nach Düsseldorf zu fahren. Dort kam er gegen 17.30 Uhr an; 
da er jedoch nicht angemeldet war, traf er weder Ministerpräsident Amelunxen 
noch Innenminister Menzel, sondern nur den stellvertretenden Ministerpräsidenten 
Karl Arnold. Seelos informierte ihn über die Konferenzziele und erhielt die Zusage 
einer Unterstützung im Rahmen des Möglichen. 

Noch am selben Tag setzte Seelos seine Fahr t nach Hannover fort, wo ihn Mini
sterpräsident Kopf81 um 22.00 Uhr empfing. Gleich zu Beginn der Besprechung 
betonte Kopf, daß er der Konferenz grundsätzlich sehr sympathisch gegenüber 
stehe; er habe eine Zusage nu r deshalb noch nicht geben können, weil er zunächst 
die Kabinettsbildung abschließen müsse. Zu den Einzelheiten der Konferenz 
brauche er nicht viel zu sagen, denn man kenne ja zur Genüge in München seinen 
föderalistischen Standpunkt, den er immer vertreten habe und den er auch nie 
ändern werde. Zum Abschluß der Besprechung betonte er, er lege größten Wert 
darauf, daß für die Konferenz konkrete Anträge und Resolutionen vorbereitet wür
den82. 

Seelos war zufrieden, denn genau das entsprach auch den Intentionen der Ein
ladenden; nicht zuletzt, um dies sicherzustellen, war die persönliche Rundfahrt 
unternommen worden, die im übrigen — wie ihm noch am Abend der Leiter der 
Staatskanzlei, Dr . v. Campe, mitteilte — in der SPD-Zentrale als besonderer Höf
lichkeitsakt Bayerns recht positiv gewertet wurde. 

In Hamburg traf Seelos am nächsten Tag nur den stellvertretenden Bürgermei
ster, der jedoch genaue Auskunft über die Einstellung Brauers83 geben konnte. Er 
versicherte Seelos, daß Bürgermeister Brauer, der sich auf dem Städtetag in Frank
furt aufhielt, die Konferenz sehr begrüße, besonders da die Einladung von Bayern 

79 Rudolf Amelunxen (Zentrum), 1888-1969; 1945 Oberpräs. der Provinz Westfalen, 1946 bis 
19.4. (15. 6.) 1947 Min.-Präs.., 1947-50 Min. f. Wohlfahrt, 1950-58 Justizmin. Vgl. das 
kurze Porträt von Peter Hüttenberger, Rudolf Amelunxen, in: Zwischen Ruhrkampf und 
Wiederaufbau, hrsg. v. Walter Först, Köln 1972 (Beitr. z. neueren Landesgesch. des Rhein
landes u. Westfalens, hrsg. v. W. Först, Bd. 5), S. 119-125. 

80 „Besprechung mit Herrn Dr. Adenauer in Köln am Freitag, dem 16. 5. 1947, zwischen 15 
und 16 Uhr", Aufzeichnung v. 19. 5. 1947, Bayer. StK, 0106. Aus dem Terminplan, der sich 
bei den Akten befindet, geht hervor, daß Dr. Seelos am 16. 5. 1947 auch den Ministerpräsi
denten von Rheinland-Pfalz, Dr. Boden (um 9.45 Uhr in Oberwertheim) und den Ober
bürgermeister von Köln, Dr. Pünder, besuchte. Es liegen jedoch keine Aufzeichnungen dar
über vor. Dr. Seelos bestätigte aber d. Vf. gegenüber die Besuche. 

81 Hinrich Wilhelm Kopf (SPD), 1893-1961; 1945, Oberpräsident d. Prov. Hannover, 1946 
Min.-Präs. d. Landes Hannover, 1947-55, 1959-61 Min.-Präs. v. Niedersachsen, 1957-59 
Innenmin. u. stellv. Min.-Präs. Zu Kopf vgl. Thilo Vogelsang, Hinrich Wilhelm Kopf und 
Niedersachsen, Hannover 1963. 

82 „Besprechung mit Ministerpräsident Kopf über die Münchener Konferenz in Hannover am 
Freitag, dem 16. 5. 47, von 22-23 Uhr." Aufzeichnung v. 19. 5. 1947, Bayer. StK, 0106. 

83 Max Brauer (SPD), 1887-1973; 1946 Rückkehr aus d. USA nach Deutschland, 1946-53 u. 
1957-61 Erster Bürgermeister von Hamburg. 
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ausgegangen sei. In Hamburg lege man zwar größten Wert auf die Eigenstaatlich

keit, Hamburg sei aber immer ein Vorkämpfer der Reichsidee gewesen. Auch hier 

erklärte man sich mit den dargelegten Behandlungsgegenständen der Konferenz 

durchaus einverstanden, besonders mit dem Verlangen nach einem Besatzungssta

tut. Abschließend versprach der stellvertretende Bürgermeister, seinerseits auch 

seine Beziehungen zur internationalen Presse zu benutzen, so daß von dieser Seite 

aus eine möglichst große Beteiligung zu erwarten war8*. 

Der letzte Gesprächspartner war zugleich der schwierigste: Ministerpräsident 

Lüdemann8 5 in Kiel. Lüdemann hatte auf die Einladung Ehards am 8. Mai mit 

einem Telegramm geantwortet, in dem er seine Teilnahme von der Bedingung ab

hängig gemacht hatte, daß zum einen die Flüchtlingsfrage neben der Frage der 

Ernährung als Hauptthema in München — und zwar einen ganzen Tag lang — be

handelt werden sollte, und daß sich zum anderen der bayerische Ministerpräsident 

für einen Flüchtlingsausgleich gegenüber den anderen Staaten einsetzen sollte. 

Lüdemann begrüßte es nun zwar überaus, daß die Konferenz gerade von Bayern 

angeregt worden sei, von dem man im Norden bisher den Eindruck einer scharf

föderalistischen und partikularistischen Richtung gehabt habe, ging dann aber 

sofort auf sein zweites Telegramm vom 15. Mai ein, in dem er sein Erstaunen über 

die völlige Nichtbeachtung des Telegramms vom 8. Mai zum Ausdruck gebracht 

hatte. Nur wenn das Lebensproblem Schleswig-Holsteins, die Flüchtlingsfrage, 

entsprechend seinen Vorschlägen behandelt werde, so betonte er, habe die Konfe

renz für ihn einen Sinn. In Schleswig-Holstein kämen auf 1,4 Millionen Einwoh

ner 1,2 Millionen Flüchtlinge mit allen Soziallasten, was angesichts der Steuer

schwäche des Landes untragbar sei. E r sei daher sehr überrascht gewesen, daß in 

dem zweiten Telegramm der bayerischen Regierung86 mit keinem Wort auf sein 

Telegramm eingegangen worden sei. 

Seelos erklärte zunächst das Telegramm mit dem Hinweis, es habe sich um ein 

Rundtelegramm gehandelt, das an sämtliche Regierungschefs gleichlautend hin

ausgehen mußte. Um die einzelnen Wünsche der Länder zu erfahren, habe Mini

sterpräsident Ehard ihn beauftragt, persönliche Aussprachen mit den Regierungs

chefs zu führen. E r könne ihm zusichern, daß auch das Flüchtlingsproblem behan

delt werde. Der bayerische Ministerpräsident nehme alle Anregungen bereitwil

ligst entgegen, könne aber nicht für die anderen Ministerpräsidenten Zusagen 

machen, worauf Lüdemann erwiderte, es genüge ihm nicht, wenn das Flüchtlings

problem „auch" behandelt werde, es müsse ein Hauptthema der Konferenz sein. 

E r verlange zumindest, daß der bayerische Ministerpräsident in der Flüchtlings

frage seiner Anregung entspreche, denn dann könnten die anderen deutschen Län

der moralisch nicht mehr der gemeinsamen Verpflichtung nach einem gerechten 

Ausgleich der Flüchtlingslasten ausweichen. 

84 Aufzeichnung v. 19. 5. 1947, Bayer. StK, 0106. 
85 Hermann Lüdemann (SPD), 1880-1959; 1946-47 stellv. Min.Präs. u. Innenminister v. 

Schleswig-Holstein, April 1947-1949 Min.Präs. 
86 Siehe S. 386. 
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Da Seelos jedoch nicht in der Lage war, weitere Zusicherungen zu machen, er
klärte Lüdemann, es habe dann gar keinen Zweck für ihn, nach München zu kom
men. Die ganze bayerische Hal tung gegenüber seinem Vorschlag sei ihm aus der 
Nichtbeantwortung seines Telegramms von vornherein klar gewesen. 

Angesichts dieser intransigenten Erklärung betonte Seelos, Bayern wolle im In
teresse des Zustandekommens der Konferenz jedes Entgegenkommen gegenüber 
Vorschlägen über Ausgestaltung und Durchführung der Konferenz zeigen. Es sei 
aber technisch unmöglich, jedem Land für sein wichtigstes Problem einen ganzen 
Tag zuzusichern, denn dann würde die Konferenz zwei Wochen dauern und da
durch von vornherein nicht Zustandekommen können. Bayern müsse auch die letzte 
Entscheidung über die Behandlung der Fragen den versammelten Regierungschefs 
am Vorabend der Konferenz überlassen; wenn durch solche überspitzten Forderun
gen die Konferenz scheitern würde, dann träfe Bayern keine Schuld. E r fügte war
nend hinzu, wenn im Norden ein Verständnis für diese Handhabung der Konferenz 
fehle, sei es ganz klar, daß als Reaktion auf ein Scheitern Bayern sich stärker auf 
seine eigenen Füße stellen müsse. E r bat daher, an die faire Behandlung des 
Flüchtlingsproblems auf der Konferenz zu glauben; wenn der Zusammenschluß der 

deutschen Staaten durch solches Verlangen gestört werde, würde auch die Lösung 
von Einzelproblemen in Zukunft noch schwieriger werden. I m übrigen könne man 
nur von einer Sonderkonferenz eine wirklich positive Lösung der Flüchtlingsfrage 
erwarten; eine Regelung solcher Detailfragen auf der Ministerpräsidentenkonfe
renz würde zu weit führen. Seelos sagte Lüdemann schließlich die sofortige Beant
wortung des Telegramms nach seiner Rückkehr zu. 

Lüdemann gab sich damit zufrieden; er bat aber noch, die Konferenz, die bei 
ihrer Bedeutung wohl vier oder fünf Tage dauern müßte, doch einige Tage früher 
beginnen zu lassen. I m Hinblick auf den feststehenden Termin der Länderratssit
zung am 3. 6. 1947 und den Feiertag Fronleichnam am 5. 6. 1947 bezeichnete 
Seelos dies jedoch als unmöglich. U m Lüdemann aber entgegenzukommen, schlug 
er vor, daß sich von jedem Land ein Vertreter zur Vorbereitung der Resolutionen 
und zur Aussprache über die Gestaltung der Konferenz bereits ein bis zwei Tage 
vorher in München einfinden könnte. Diese Anregung wurde von Lüdemann gün
stig aufgenommen87. 

I n seinem Bericht betont Seelos abschließend, abgesehen von den sachlichen Mei
nungsverschiedenheiten sei die Begrüßung in Kiel sehr herzlich gewesen; insbe
sondere habe ihm Herr Lüdemann jede Unterstützung bei der Behebung der ver
schiedenen Autopannen gewährt88, ein Hinweis darauf, daß eine dreitägige Rund
reise im Deutschland des Jahres 1947 ihre Tücken hatte. 

87 Bekanntlich ist später so verfahren worden. Als bis zum 27. Mai das Telegramm Lüdemanns 
v. 15. Mai immer noch nicht beantwortet war, sah dieser sich veranlaßt, in einem zweiten 
Telegramm an Ehard noch einmal zu betonen, daß die Behandlung des Flüchtlingsausgleichs 
Voraussetzung für seine Teilnahme an der geplanten Konferenz sei. Dabei versäumte er 
nicht, erneut auf seine Telegramme v. 8. und 15. Mai hinzuweisen; Bayer. StK, 0106. 

88 „Besprechung mit Herrn Ministerpräsidenten Lüdemann am Samstag, dem 17. 5.1947 von 
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Insgesamt konnte die Reise als erfolgreich angesehen werden. Die Teilnahme 
der sozialdemokratischen Regierungschefs auch aus der britischen Zone schien ge
sichert zu sein, wenn auch die SPD ihre Haltung zu der Konferenz erst Ende des 
Monats endgültig festlegen wollte. 

2. Kurt Schumacher, die Haltung der SPD und der „Verband Deutscher Länder" 
Sind Kurt Schumacher89 und dessen Freunde verantwortlich für den Exodus der 
Ostzonenministerpräsidenten in München? Hat Schumacher die „ganze Münchener 
Prozedur" abgelehnt, hat er das „Scheitern der Konferenz" gewünscht, wie Conze -
ohne allerdings näher darauf einzugehen — behauptet? Stimmt gar die These 
Grünewalds, die SPD-Regierungschefs hätten auf Betreiben Schumachers den 
„Auftrag" erhalten, „die Teilnahme ihrer SED-Kollegen an der Münchener Kon
ferenz zu verhindern"90? 

Im folgenden soll versucht werden, Motive und Hintergründe Schumachers und 
der sozialdemokratischen Regierungschefs kurz zu analysieren — als notwendiges 
Vorverständnis für die Vorgänge in der Nacht vom 5. auf den 6. Juni. 

Im Zusammenhang mit den hier anstehenden Fragen sind es vor allem zwei Pro
bleme, die in hohem Maße das politische Handeln Kurt Schumachers nach 1945 
bestimmten: 
1. die staatsrechtliche Neugestaltung Deutschlands, 
2. die kompromißlose Gegnerschaft zur SED, ausgelöst durch die „Zwangsfusionie-

rung" von SPD und KPD in der Ostzone. 
Ad 1: Schumacher sprach den Regierungschefs der Länder in den Westzonen das 

Recht ab, im Hinblick auf eine politische Neugestaltung Deutschlands initiativ zu 
werden. Die Länder waren in ihrer Mehrheit neu und künstlich, ohne Befragung 
des Volkes gebildet worden und konnten daher kaum als endgültig angesehen wer
den. Nicht zu Unrecht befürchtete Schumacher, daß Initiativen, die von den Län
dern getragen wurden, in einen föderalistischen Staatsaufbau münden würden. Das 
Bemühen, eine Gesamtvertretung des deutschen Volkes durch die Länder zu schaf
fen, war seiner Meinung nach — wie er immer wieder betonte —, „von vornherein 
zum Scheitern verurteilt", da der deutsche Gesamtwille „nur indirekt durch das 
ganze deutsche Volk aus seiner eigenen politischen Willensbildung und mit der 
Tendenz zu der eigenen entsprechenden Staatspersönlichkeit" geformt werden 
könne. Gegen den Anspruch der Länder wurde somit der klassische demokratische 
Grundsatz einheitlicher Nationalvertretung gesetzt. In verfassungspolitischen Fra
gen, die die staatsrechtliche Neuordnung Deutschlands betrafen, mußte nach An-

16.30-19 Uhr in Kiel in Gegenwart von drei anderen Herren der Regierung", Aufzeich
nung v. 19. 5. 1947; Bayer. StK, 0106 (Hervorhebung v. Verf.). Für einen Besuch in Bremen 
reichte die Zeit nicht mehr. 

89 Kurt Schumacher, 13 .10 .1895-20 .8 .1952 ; seit Mai 1946 Vorsitzender der SPD in den 
Westzonen. 

90 Werner Conze, Jakob Kaiser, Politiker zwischen Ost und West 1945-1949, Stuttgart 1969, 
S. 152; Grünewald, a.a.O., S. 191. 
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sicht Schumachers das prae den demokratischen Parteien vorbehalten bleiben, die 
als einzige Vertreter des ganzen Volkes legitimiert waren, auch für dieses Volk zu 
sprechen. Es kam hinzu, daß seiner Meinung nach die Länder in der ersten Phase 
der wirtschaftlichen Integration der Bizone völlig versagt hatten. Nach dem 
„furchtbaren Anschauungsunterricht" des Winters 1946/47, der gezeigt hatte, wie 
wenig die Länder imstande waren, die Probleme der Ernährung und Wirtschafts
belebung zu meistern, konnte Deutschland „nicht mit denselben Fehlern der Struk
tur und Organisation in den nächsten Winter gehen"91. I n der staatspolitischen 
Konzeption des Parteivorstandes war auch angesichts sozialistischer Wirtschafts
pläne kein Platz für föderalistische Ideen: Reichsrecht mußte Länderrecht bre
chen92. 

Die Durchsetzung dieses Prinzips, für das sich Schumacher mit allen Mitteln 
einsetzte, war nicht ohne innerparteiliche Kämpfe zwischen Anhängern des föde
ralistischen und Befürwortern des zentralistischen Systems zu erreichen, da es in 
der Partei zu diesem Zeitpunkt noch starke föderalistische Tendenzen gab — aus
gehend von den Landesregierungen und unterstützt von der französischen und — 
allerdings weniger stark — amerikanischen Besatzungsmacht. Die Erinnerung an 
den Zentralismus des Hitler-Faschismus tat — wie wir noch sehen werden — ein 
übriges. 

Ad 2 : Solange in der „russischen" Zone undemokratische Zustände herrschten, 
solange die SPD dort nicht wieder zugelassen war, war Schumacher nicht bereit, 
sich mit Vertretern der SED an einen Tisch zu setzen, obwohl gerade sie Anhänger 
der zentralistischen Staatsform waren. Fü r den Demokraten und Parteivorsitzen
den Schumacher war es unvorstellbar, die „Handlanger Moskaus" als Gesprächs
partner zu akzeptieren, denn das wäre einer Anerkennung der Zwangsfusionie-
rung von SPD und K P D und einer Sanktionierung der Maßnahmen gegen ehe-

91 Zitate aus der Rundfunkansprache Schumachers am 31. 5. 1947 über Radio Frankfurt, Ar
chiv der sozialen Demokratie (Friedrich-Ebert-Stiftung), Bonn (im folgenden zitiert: AdsD 
[FES]), Bestand Schumacher, Reg.Nr. Q5 II, Reden. Zu den Vorstellungen Schumachers 
über den staatsrechtlichen Neuaufbau Deutschlands vgl. auch Christoph Weisz, Deutsche 
Überlegungen zur Bildung der Bizone, Erich Roßmanns Reise in die britische Zone im 
August 1946, in dieser Zeitschrift 22 (1974), S. 204-225. 

92 Vgl. hierzu auch die „Richtlinien für den Aufbau der Deutschen Republik", die in der Sit
zung des Vorstandes der SPD am 13. und 14. März 1947 beschlossen wurden und denen 
intensive Diskussionen im verfassungspolitischen Ausschuß der Partei vorausgegangen 
waren. Punkt 2 lautete: „Die deutsche Sozialdemokratie bekennt sich zur politischen und 
staatsrechtlichen Einheit Deutschlands. Sie lehnt unter Anerkennung stammesmäßiger Be
sonderheiten jeden offenen oder versteckten Separatismus und Partikularismus ab. Die Ver
fassungen der Länder dürfen nichts enthalten, was der Reichseinheit entgegenstehen kann. 
Daher haben die Länderverfassungen einen Vorbehalt aufzunehmen, daß Reichsrecht Län
derrecht bricht. Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und Rechtsprechung müssen diesen 
Grundsätzen folgen." Zuerst veröffentlicht im Protokoll der Verhandlungen des Parteitages 
der SPD vom 29. Juni bis 2. Juli 1947 in Nürnberg. Hamburg o. J., S. 225 ff. Zu diesem 
Komplex vgl. auch AdsD (FES), Bonn, Bestand Schumacher, Verfassungsfragen nach 1945 
(Sammlung Ollenhauer, Reg.-Nr. J 99). 
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malige Mitglieder der SPD und der übrigen Vorgänge in der Ostzone gleich

gekommen. 

Und er sprach es offen aus, was dieser „Akt politischer Notzucht der Politik" be
deutete : 

„Das Leben unserer sozialistischen Genossen wird in jedem Lande der Ostzone be
droht. In jedem Lande der Ostzone sind KZ-Lager mit 3 Bewachungsringen er
richtet. Der innere Ring von deutschen Polizisten der SEP bewacht, in 3 km im 
Quadrat. Man soll uns deshalb nicht mit einer Einigung kommen, wenn man in der 
Praxis in der östlichen Zone Annexion, Diktatur, Unterjochung und Versklavung 
durchführt. Wir möchten den Kommunisten etwas sagen: es handelt sich bei Euch 
um den Versuch, Westdeutschland für Rußland zu erobern. Ich möchte den Kommu
nisten aus unserer Verantwortung heraus den Hinweis geben, daß es unmöglich sein 
wird, dieses Ziel zu erreichen. Die Kommunistische Partei kann weder eine Partei 
internationaler Menschlichkeit, noch sonst etwas sein, sondern nur eine russische 
Staatspartei."98 

D a ß die SPD in der Ostzone verboten war, ihre Mitglieder unterdrückt und ver
folgt wurden, war für Schumacher und seine Freunde nicht in erster Linie eine 
Frage der SPD, sondern „die Frage nach den Möglichkeiten der Demokratie auf 
deutschem Boden und damit die nationale Frage der Deutschen schlechthin". Es 
war die Frage nach der „gesamteuropäischen Demokratie", die Frage nach der 
„Weltdemokratie"94 . Den bürgerlichen Parteien machte er den Vorwurf, dies nicht 
zu erkennen; die 17 Millionen Deutschen im Osten einfach zu ignorieren sei „pein
lich" und spreche nicht dafür, „daß man Wesen und Notwendigkeit der Demokra
t ie" begriffen habe95. 

I n der Auseinandersetzung zwischen SPD und SED entwickelte sich eine Atmo

sphäre des Mißtrauens und des Hasses, die es nahezu unmöglich machte, mitein

ander zu reden. Dabei scheute man auch vor persönlicher Verunglimpfung nicht 

zurück96. I m Vordergrund des öffentlichen Interesses stand seit dem Scheitern der 

93 Rede Schumachers am 18. 5. 1947 in Kassel, Marställer-Platz, AdsD (FES), Bonn, Bestand 
Schumacher, Reg.-Nr. Q5 II, Reden. 

94 Rede Schumachers am 31. 5.1947 über Radio Frankfurt, AdsD (FES), Bonn, Bestand Schu
macher, Reg.Nr. Q5 II, Reden, und Rede Schumachers am 23. 6.1947 auf dem Nürnberger 
Parteitag d. SPD, in: Turmwächter der Demokratie, Bd. II, Reden und Schriften, hrsg. v. 
Arno Scholz und Walther Oschilewski, Berlin 1953, S. 135, und Die Zulassung der SPD in 
der Ostzone, in: SPD-Wochenschrift für Sozialismus und Demokratie v. 15. 2. 1947. 

95 Vgl. Anm. 91. 
96 Als eines von vielen Beispielen sei hier ein Bericht im Sozialdemokratischen Pressedienst 

vom 3. April 1947 zitiert. Danach hatte Grotewohl, einer der beiden Vorsitzenden der SED, 
in einer Konferenz der Chefredakteure von SED-Zeitungen am 22./23. 3. 1947 u. a. erklärt, 
Schumacher habe den Rotlauf, eine Krankheit, die nur bei Schweinen vorkomme. Er sei ein
seitig, das hänge wahrscheinlich damit zusammen, daß er nur einen Arm habe; und Grote
wohl empfahl, man dürfe die Führer der SPD trotzdem nicht weiter wie bisher angreifen, 
weil man damit doch nur die Mitglieder mit ihren Führern zusammenschweiße. Dazu stellte 
der SPD-Vorstand fest: „Mit Männern solchen Schlages und solcher perfiden Charakterlo
sigkeit ist eine Zusammenarbeit eben unmöglich, so nötig im Interesse der Arbeiterschaft 
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Moskauer Außenministerkonferenz und in der Vorbereitungsphase der Münchener 
Konferenz die Frage nach der „Nationalen Repräsentation", in der sich die politi
schen Willensträger Deutschlands — das waren nach Ansicht der Initiatoren die 
Parteien — in ihren Spitzen zusammenfinden sollten, um die erste Stufe einer ge
samtdeutschen Vertretung des Volkes vorzubereiten97. 

Diese Frage war aufs engste verknüpft mit der Haltung der SPD zur SED und 
den Vorgängen in der Ostzone. Schumacher betonte auch hier immer wieder, Vor
aussetzung für das Zustandekommen einer nationalen Repräsentation sei die 

„tatsächliche Gleichheit in allen Zonen und die absolute Freiheit der Erkenntnis, 
der Kritik, . . . die Freiheit und Unabhängigkeit der Sozialdemokraten in der Ost
zone". 

Es ging ihm dabei nicht nur um Fragen der Taktik, sondern „große geschicht
liche Gesichtspunkte" standen seines Erachtens auf dem Spiel98. Für Schumacher 
war es unsinnig, wenn die SED von einem einheitlichen Deutschland sprach und 
zugleich Nutznießer des Zustandes der verhinderten Demokratie war. Bei der Ab
hängigkeit der Kommunisten war es für ihn selbstverständlich, daß sie sich „trotz 
ihrer Überproduktion an demokratischen Phrasen nicht für die Demokratie er
klären würden"99. 

Am 28. Mai fiel in der Frage der nationalen Repräsentation die endgültige Ent
scheidung. In einer in Hannover veröffentlichten Erklärung betonte der Partei
vorstand, der erstrebten nationalen Einheit fehle das Fundament, denn die wirt
schaftliche Einheit sei auf der Moskauer Konferenz von einer Siegermacht an die 
Bedingung geknüpft worden, daß hohe Reparationen aus der laufenden Produk
tion geleistet werden müßten. Die gleiche Macht habe die Durchführung der Ge
setze und Verordnungen einer künftigen deutschen Zentralregierung an die Zu
stimmung der militärischen Oberbefehlshaber der einzelnen Besatzungszonen bin
den wollen. Damit werde nur „die deutsche Einheit durch die Taten derjenigen 
Kräfte verhindert, die mit Worten am lautesten für sie eintreten". Die nationale 
Einheit Deutschlands sei auch nicht möglich, solange nicht die staatsbürgerliche 
Gleichheit und Rechtssicherheit in allen Zonen hergestellt sei. Die SPD werde in 
der Ostzone unterdrückt. Damit trete zur wirtschaftlichen Zerreißung die politische 
Ungleichheit. Die SPD erkläre daher, „daß die realen Grundlagen einer deutschen 
Einheit erst geschaffen werden müssen"100. Dazu gehörten u. a. die Rückführung 

und Deutschlands eine gesamtdeutsche Vertretung aller Parteien wäre." Vgl. Sozialdemokra
tischer Pressedienst v. 3. 4. 1947. 

97 Vgl. die Einladung der Arbeitsgemeinschaft CDU/CSU v. 15. 3. 1947 an SPD, SED u. LDPD. 
Zum Thema „Nationale Repräsentation" ausführlich Conze, J. Kaiser, S. 133-149. 

98 Rede in Kassel, vgl. Anm. 93. 
99 Rundfunkansprache vom 31. 5. 47, vgl. Anm. 91. Zum Thema allgemein: Albrecht Kaden, 

Einheit oder Freiheit, Die Wiedergründung der SPD 1945/46, Hannover 1964, u. Frank 
Morew, Die Parole der „Einheit" und die Sozialdemokratie, Zur parteiorganisatorischen 
und gesellschaftspolitischen Orientierung der SPD in der Periode der Illegalität und in der 
ersten Phase der Nachkriegszeit 1933-1948, Bonn-Bad Godesberg 1973. 

100 Der Sozialdemokrat v. 29. 5. 1947. 
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der Sowjetischen Aktiengesellschaften in das Eigentum des deutschen Volkes, das 

Recht der freien Vereinigung, Versammlungsfreiheit, Rede- und Pressefreiheit, 

Freilassung aller inhaftierten SPD-Leute. Die Zonengrenzen sollten eingerissen 

werden und Deutschland zu einer politischen und wirtschaftlichen Einheit gemacht 

werden, „wie es uns in Potsdam versprochen wurde"101 . 

Auf dem Höhepunkt der Auseinandersetzungen um die „Nationale Repräsen

tation", die ja eine Angelegenheit der Parteien war, wurde in München die Ein

ladung zu einer gesamtdeutschen Konferenz der Regierungschefs der Länder aus

gesprochen. Die schon erwähnte Erklärung des Vorstandes der SPD vom 11. Mai 

machte deutlich, daß Schumacher und seine Freunde der Einladung Ehards, von 

der der Parteivorstand völlig überrascht worden war102, nicht gerade wohlwollend 

gegenüberstanden. In der Ta t schien für Schumacher die Möglichkeit nicht ausge

schlossen, daß in München eine nationale Repräsentation auf Ministerpräsidenten-

ebene gebildet werden konnte; das aber hätte in jedem Fall eine Aufwertung der 

SED zur Konsequenz gehabt; die SED wäre gewissermaßen durch die Hinter tür 

„salonfähig" geworden. Auf der Reichskonferenz der Jungsozialisten in Gelsen-

kirchen-Buer wies Schumacher daher warnend darauf hin, das Treffen Ehards mit 

dem sächsischen Ministerpräsidenten Friedrichs in Hof am 23. Mai103, sei ein Ver

such, die SPD in der Frage der „Nationalen Repräsentation" zu überspielen. In 

jedem Fall wurde von der Konferenz in München eine Stärkung des föderalisti

schen Prinzips erwartet. Schumacher ahnte jedoch nicht, daß München auch von 

den Föderalisten innerhalb seiner Partei zu einem Schlag gegen ihn selbst und seine 

Ansichten von einem zentralistischen Staatsaufbau benutzt werden sollte. 

Am 18. Mai ging Schumacher in der schon mehrfach erwähnten Rede auf dem 

Marställer Platz in Kassel zum ersten Male ausführlich auf die geplante Konferenz 

ein: 

„Nun, werte Versammlung, muß ich noch etwas über Bayern sagen. Ich habe für alle 
menschliche Zuneigung, die ein Volksstamm verdient, volles Verständnis; aber wenn 
ich in der bayerischen Sprache reden soll, so ist das nicht geistig, nicht physiologisch, 
sondern . . . [Lücke im Text], denn Bayern hat natürlich unter anderen Vorausset
zungen gelebt und gehandelt als die anderen Länder. Ich will nicht bösartig werden 
und die Motive näher beleuchten, nicht einmal die Frage der Aktivlegitimation. Jeder 
soll zu allem legitimiert sein, der etwas dazu beizutragen hat, daß das deutsche Volk 
satter wird, und darum möchte ich mit den Ministerpräsidenten reden. 
Aber die Ministerpräsidenten der Ostzone, für wen reden die denn? Die haben kei
nen demokratischen Sinn, der größte Teil von ihnen kommt als Diktator aus der 
Ostzone. Mögen die Dinge aber sein, wie sie wollen, die praktische Hilfe und die 

1101 Telegraf v. 19. 3. 1974 u. SPD-Wochenschrift für Sozialismus und Demokratie v. 15. 2. 1947. 
102 Am 31. 5. 1947 bezeichnete Schumacher in der schon genannten Rede über Radio Frankfurt 

(vgl. Anm. 91) die Einladung als eine „Überraschung", und er sprach von einer „Taktik der 
Husarenstreiche, die wir . . . im Interesse des deutschen Volkes nicht gern [sehen]. Es er
innert immer an die Praxis der kommunistischen SED, wenn man ohne vorherige Fühlung
nahme mit anderen Kräften als Exponent einer politischen Partei und eines Landes derartig 
erruptiv an die Öffentlichkeit tritt." 

l03 Siehe S. 406. 
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praktische Betätigung soll das Entscheidende sein. Wenn wir aber die Dinge von der 
praktischen Seite aus betrachten wollen, dann müssen wir auch feststellen, wie die 
Münchener Konferenz Zustandekommen sollte, einfach deswegen, weil die Praxis 
des föderalistisch-souveränen Landes zusammengebrochen ist. Die Länder haben 
dem Vertrag über die Ernährung und Wirtschaft nicht genügen können. Ich möchte 
bei den Besatzungsmächten warnen, auch nur einen Versuch föderalistischer Spiele
reien mitzumachen. Ein so großes Heer von 70 Mill. Menschen ist damit nicht zu 
erfassen."104 

Zwei Tage später trafen sich — ohne Wissen des SPD-Vorstandes — führende 
Vertreter von SPD und CDU aus Bayern, Württemberg-Baden, Hessen, Würt tem-
berg-Hohenzollern und Bremen sowie der Leiter des Büros für Friedensfragen in 
Ruit bei Stuttgart, um im „Büro für Friedensfragen" für die Konferenz in Mün
chen den „Entwurf eines Vertrages über die Bildung eines Verbandes Deutscher 
Länder" fertigzustellen105. Das Büro für Friedensfragen sah hier eine Chance, 
politisch handelnd in die Planungen zur Münchener Konferenz einzugreifen. Ver
treter aus der britischen Zone waren zu dieser wichtigen Sitzung nicht geladen. 
Die Runde in Rui t bestand aus überzeugten Föderalisten106. Grundlage der Be
ratungen war eine Ausarbeitung des hessischen Staatssekretärs Dr . Brill107 vom 
23. 4. 1947. Dieser Entwurf sah die Vereinigung der drei Westzonen zu einem 
öffentlich-rechtlichen Verband vor, mit dem Zweck, auf den Gebieten der gewerb
lichen Wirtschaft, der Landwirtschaft und Ernährung, des Verkehrs, der Post und 
des Fernmeldewesens, der Finanzen und der Arbeit gemeinsame Regelungen so 
lange zu schaffen, wie die „Wiederherstellung einer gesamtdeutschen Staatslei
tung" nicht möglich war (Art. 1). 

Der „Deutsche Länderverband" sollte ermächtigt sein, die vertragschließenden 
Länder gegenüber dem Alliierten Kontrollrat, den Besatzungsmächten sowie allen 
öffentlichen Stellen und Privaten zu vertreten (Art. 2). Als Organe des Verbandes 
waren die Verbandsvertretung („Volksrat") und der Verwaltungsrat („Staatenrat") 
vorgesehen (Art. 3). Die Gesetzgebung sollte durch den Volksrat ausgeübt werden, 

104 AdsD (FES), Bonn, Bestand Schumacher, Reg.-Nr. Q5 II, Reden. 
105 AdsD (FES), Bonn, Bestand Schumacher. Verfassungsfragen nach 1945 (Sammlung Ollen

hauer) Reg.Nr. J 99. Das Protokoll wurde abgefaßt von F. Heinemann (1900-1958, partei
los, 1.10.1945 Präsident d. bremischen Finanzverwaltung, 1. 2. 1947 Oberfinanzpräsident), 
der als Vertreter des Senators für Finanzen, Dr. Nolting-Hauff, an der Sitzung teilnahm. 
Aus dem Protokoll ist nicht ersichtlich, von wem einzelne Diskussionsbeiträge stammen. 

106 Bei den Teilnehmern handelte es sich in erster Linie um die Mitglieder der für Verfassungs
fragen zuständigen Kommission des Büros für Friedensfragen, u. a. C. Schmid, W. Hoeg-
ner, Th. Eschenburg. 

107 Hermann L. Brill, SPD, 9. 2. 1895 - 22. 6. 1959; 1933 aus allen Ämtern entlassen, Mitglied 
der Gruppe „Neu Beginnen", 1939-43 Zuchthaus Brandenburg, 1943-45 KZ Buchenwald; 
25.4.1945 Berater der am. Militärregierung Weimar, 7.5.1945 mit Wahrnehmung der 
Geschäfte des Thüringischen Staatsministeriums und der Fachministerien beauftragt, 9. 6. 
bis 16. 7. 1945 Regierungspräsident der Provinz Thüringen (Amtsbeendigung durch Wech
sel der Besatzungsmacht); seit 15. 12. 1945-1949 Chief Consultant bei OMGUS; Juni 1946 
von d. am. Militärregierung als Staatssekretär und Chef der Staatskanzlei des hessischen 
Staatsministeriums in Wiesbaden eingesetzt; 1949 Rücktritt aus Gesundheitsgründen. 
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der sich aus von den Landtagen der Länder gewählten Abgeordneten zusammen

setzte (Art. 4). Geschäftsführung, Vorbereitung und Vollziehung der „Verbands

gesetze" und „Verbandsbeschlüsse" sollte dem Staatenrat obliegen, der aus Ver

tretern der Länderregierungen bestehen sollte (Art. 5). Art. 6 bestimmte: „Die 

Verbandsgesetze gehen den Landesgesetzen vor." Zur Durchführung der Aufgabe 

sollten entsprechende Ämter gebildet werden (Art. 7). 

Nachdem die Sitzung von Wilhelm Hoegner eröffnet worden war, erläuterte 

Brill seinen Entwurf. Er solle der Konferenz in München als Vorschlag dieser Ver

sammlung vorgelegt werden. Da der Entwurf zunächst nu r auf die drei westlichen 

Besatzungszonen und den von den drei westlichen Besatzungsmächten verwalteten 

Teil des Berliner Stadtgebietes zugeschnitten war, wurde in der anschließenden 

Diskussion als erstes bemerkt, „ob man nicht im Text der Ostzone gedenken oder 

sie einladen solle". Präsident Heinemann (Bremen)107a hielt die in Artikel 1 zum 

Ausdruck kommende Beschränkung auf die drei Westzonen für „bedenklich", da 

darin eine Absonderung der Westzonen und damit eine Gefahr für den Zusammen

schluß aller vier Zonen gesehen werden könne. „Westreich" kommentierte zustim

mend einer der Teilnehmer. Dem wurde entgegnet, der Entwurf trage der Tat

sache Rechnung, „daß die Ostzone de facto bereits ein Teil Rußlands sei", worauf 

Heinemann erwiderte, dann sei es um so gefährlicher, wenn sich nun auch die west

lichen Zonen absonderten. Auch wenn der Entwurf das nicht beabsichtige, könne 

man eine derartige Absonderung in ihn hineininterpretieren. Man einigte sich 

darauf, in Artikel 1 „Die drei Westzonen" durch „Die deutschen Länder" zu er

setzen. Die staatsrechtliche Lage des Reiches wurde im übrigen dahin charakteri

siert, daß das Staatsgebiet noch bestehe und zwar einschließlich der von den Polen 

besetzten Gebiete. Die Zonengrenzen seien nu r militärische Demarkationslinien; 

allerdings seien die Organe des Weimarer Staates entwertet und erloschen. Man 

müsse daher dem Reich „wieder einen Kopf geben", und da die Weimarer Verfas

sung die Bildung einer Staatengemeinschaft erlaube, sei der angestrebte Vertrag 

statthaft. Ausdrücklich wurde betont, der Vertrag schaffe kein „Vorreich" und 

auch keinen politischen, sondern einen Zweckverband, der der russischen Zone nicht 

den Beitritt verbaue. 

Es sei an der Zeit, so hieß es weiter, daß auf das strikteste auch nach außen für 

ein einheitliches Deutschland eingetreten werde; die Stimme der Deutschen müsse 

zur Geltung gebracht und es müsse u. a. wieder Ordnung in die Gesetzgebung ge

bracht werden, da das Nebeneinander all der zahlreichen Stellen der Militärregie

rung auf die Dauer unerträglich sei. U m dem Abkommen eine tragfähige Grund

lage zu geben, müßten sich CDU und SPD über eine einheitliche Wirtschaftspolitik 

verständigen. 

Man war sich in Ruit im klaren über das, was man für München beabsichtigte 

und sprach es offen aus: Gründer des Verbandes seien die Regierungen, nicht die 

Parteien; „Ablehnung der These Dr. Schumachers, wonach die Gründung des 

107a Ernst Friedrich Heinemann, Präsident der Oberfinanzdirektion Bremen (vgl. Anm. 105). 
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neuen Reiches Sache der Parteien sei"; offenbar unter Hinweis auf die Rolle der 
NSDAP hieß es, die Parteien, „sei es eine, seien es mehrere, als Gründer des neuen 
Reiches zu bezeichnen, sei eine faschistische Nachwirkung" — eine Äußerung, über 
die sich Schumacher später zu Recht besonders erregte, weil man damit s. E . „den 
demokratischen Parlamentarismus als ein Produkt des Faschismus bezeichnen 
würde"108. 

Es wurde zwar betont, daß es sich nicht um einen ersten Akt der „Werdung eines 
neuen Reiches" handeln solle, sondern u m die Ausfüllung einer Lücke zwischen 
dieser „Werdung" und dem „Heute" , wobei einer der Teilnehmer an den Zollver
ein erinnerte: der in Artikel 4 vorgesehene Volksrat sei nicht der Reichstag des 
Bundes, sondern der „Zollvereinstag". Gleichzeitig hieß es aber, der Verband 
werde „ernsthafte Regierungsarbeit leisten müssen", und zwar im wesentlichen 
durch die Staatssekretäre der Länder, wobei gefordert wurde, daß die bizonalen 
Ämter dem Staatenrat unterstellt werden müßten109 . 

Die Besprechung in Rui t blieb vertraulich; es war auch zunächst nicht vorgese
hen, den Vorstand der SPD zu unterrichten. Trotzdem haben Schumacher und seine 
Freunde in der britischen Zone von den Plänen des Friedensbüros Kenntnis erhal
ten — noch vor der für den 31 . 5 . /1 . 6. in Frankfurt geplanten Konferenz, auf der 
die Hal tung der SPD für München geklärt werden sollte. Als dann am 29. Mai 
auch das Telegramm der Ostzonenministerpräsidenten bekannt wurde und deutlich 
machte, daß die SED und mit ihr die Sowjetunion die Konferenz in der Tat als 
Vehikel für eine Politik benutzen wollten, die Schumacher bisher aus tiefster inne
rer Überzeugung bekämpft hatte — was er am 28. Mai mit der Ablehnung der 
„Nationalen Repräsentation" noch einmal unterstrich — reagierten sie sehr ent
schieden: die Regierungschefs aus der britischen Zone, unter ihnen Schumachers 
entschiedene Gefolgsleute Lüdemann, Brauer und — mit Einschränkungen — Kopf, 
beschlossen am 30. Mai in Hannover, die Tagesordnung der Münchener Konferenz 
„unter allen Umständen von rein politischen Themen zu entlasten, so z. B. nicht die 
Frage des Burgfriedens zu behandeln". Diese sei „Angelegenheit der Parteien" 

108 Auf der Sitzung d. verfassungspolitischen Ausschusses der SPD am 27. 6. 1947 vgl. S. 403. 
Aus den Unterlagen über die Besprechung in Ruit geht nicht hervor, wer diesen diffa 
mierenden Vergleich gekracht hatte. 

109 Daß über die grundsätzliche Einigung in Ruit hinaus in wichtigen Einzelfragen noch er
hebliche Differenzen bestanden, wurde in der Nachmittagssitzung deutlich, in der zwei 
Fragen behandelt wurden. 
1. Sollen die Steuergesetze Reichsgesetze sein? 
2. Wie sollen die Steuereinnahmen zwischen Reich, Ländern und Gemeinden verteilt wer

den ? 
In den Verhandlungen „schieden sich", wie Hoegner zusammenfassend ausführte, „die Gei
ster" vornehmlich darüber, ob die Einkommenssteuer in die Bundesgesetzgebung einbezo
gen werden sollte oder nicht. Dies wurde von Hessen, Württemberg-Hohenzollern und Bre
men bejaht, von Bayern verneint. Bayern wollte dem Reich lediglich die Gesetzgebung über 
die Verbrauchssteuern und Zölle übertragen. Darüber hinaus wollte Bayern dem „Bund" 
auch nur das Aufkommen aus Umsatz- und Verbrauchssteuern sowie aus Zöllen zukommen 
lassen. Es wollte „im übrigen den Bund auf Matrikularbeiträge verweisen"; vgl. Anm. 105. 
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und eine Erörterung dieser Fragen würde den Erfolg der Konferenz nur gefähr

den. Es sei anzustreben, die Tagesordnung der Konferenz, soweit als möglich zu 

vereinfachen. Ein nach München übermittelter Vorschlag zur Tagesordnung ent

hielt folgende Themen: 

1. Ernährungsfragen, 2. Kohlenfrage, 3. Wirtschaftsfragen, 4. Flüchtlingsfra

gen, 5. Volksgesundheit, 6. Währungsreform, Steuerermäßigung, Lastenausgleich, 

7. Wirtschaftliche Einheit, ungehinderter Personen- und Güterverkehr, 8. Besat

zungsstatut. Ohne Erörterung in der Vollkonferenz sollten aufgenommen werden: 

9. Denazifizierung, 10. Kriegsgefangenenfragen, 11. Bekenntnis zur Atlantik-

Charta110. 

Dieser Beschluß richtete sich gleichermaßen gegen Kommunisten wie Födera

listen. 

Ein Protokoll, das Aufschluß über den Verlauf dieser wichtigen Sitzung geben 

könnte, war nicht auffindbar. Es würde möglicherweise deutlich machen, daß sich 

die Regierungschefs aus der britischen Zone bei ihrer Entscheidung nicht lediglich 

dem Willen Schumachers unterworfen haben. (Für Dr. Amelunxen konnte dies 

sowieso nicht zutreffen.) I m Gegenteil, die Auffassungen Lüdemanns, Brauers und 

teilweise auch Kopfs sowohl in der Frage der „nationalen Repräsentation" als auch 

in der Frage der staatlichen Neuordnung Deutschlands waren nahezu identisch mit 

denen des Parteivorsitzenden. Ihre Entscheidung entsprach innerer Überzeugung. 

Zum einen durfte es in München ihrer Meinung nach nicht zu Beschlüssen kom

men, die ihre Partei mit der SED an einen Tisch zwingen würden. Zum anderen 

hatten sie in Hannover angesichts der Reorganisation der Bizone eine weitere 

grundsätzliche Entscheidung gefällt. 

Nachdem sich die bizonale Zusammenarbeit auf wirtschaftlichem Gebiet in ihrer 

Konstruktion als unvollkommen herausgestellt hatte, waren die Regierungen in 

Washington und London entschlossen, eine völlige Neuordnung der Verwaltungs

einrichtungen durchzuführen. Das Scheitern der Moskauer Außenministerkonfe

renz beschleunigte die Entwicklung, die zur ökonomischen und politischen Selb

ständigkeit der Bizone führen sollte. 

Obwohl auf deutscher Seite in internen Kreisen bekannt war, daß die Besat

zungsmächte entsprechende Überlegungen anstellten111, kam die Unterzeichnung 

des ohne deutsche Beteiligung zustandegekommenen Abkommens über den Ausbau 

der bizonalen Verwaltung durch Clay und Robertson in Berlin schon am 29. Mai — 

wenige Tage vor Beginn der Konferenz in München — doch überraschend. Gimbel 

spricht in diesem Zusammenhang davon, daß „the two military governments ham-

mered out an agreement between them"112. 

Die vorliegenden Quellen reichen nicht aus, um einen möglichen Zusammen

hang mit der Münchener Konferenz nachweisen zu können; es läßt sich jedoch nicht 

110 Kopie in HStA Stuttgart, EA 1/2. 
111 Ebenda. 
112 Gimbel, The American Occupation, S. 123. 
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von vornherein völlig ausschließen113. Reinhold Maier hielt ihn wohl für gegeben, 
als er feststellte, das „Pronunziamiento" von Berlin übe eine „Schockwirkung" aus, 
„über die man in München erst hinwegkommen muß"1 1 4 . 

Die Regierungschefs der britischen Zone, die seit jeher den Ländern in bezug 
auf die Repräsentation Deutschlands nur eine Treuhänderschaft zugebilligt hatten, 
sahen in dem geplanten Wirtschaftsrat der Bizone, dessen Mitglieder von den Län
derparlamenten nach dem Verhältnis der dort vertretenen politischen Parteien ge
wählt werden sollten, eine Lösung, die den Weg für eine parlamentarische Gesamt
vertretung freimachte. Damit war gleichzeitig der Entwurf eines Verbandes deut
scher Länder obsolet geworden. 

Einen Tag nach dem Treffen in Hannover begann im Hotel Monopol in Frank
furt am Main die Konferenz der führenden SPD-Funktionäre, auf der auch die 
Hal tung der SPD zur Ministerpräsidenten-Konferenz endgültig geklärt werden 
sollte, obwohl dieser Punkt auf der Tagesordnung fehlte. 

Nach unserem Wissen existiert auch von dieser Konferenz kein Protokoll115. Auf
grund vorwiegend ostzonaler Presseberichte stellt Grünewald die Behauptung auf, 
in Frankfurt hätten die SPD-Regierungschefs auf Betreiben Schumachers den 
„Auftrag" erhalten, „die Teilnahme ihrer SED-Kollegen an der Münchener Kon
ferenz zu verhindern"; er spricht sogar von einer „Direktive"116. Diese Behauptung 
ist in dieser Form nicht aufrechtzuerhalten; Senatspräsident a. D . Wilhelm Kaisen, 
der an der Konferenz teilgenommen hat, bezeichnete sie im Gespräch mit dem Ver
fasser als „falsch"117. 

Schumacher stand der Münchener Konferenz sicherlich nicht besonders wohl
wollend gegenüber; aber diese Abneigung ging nicht so weit, daß er von vorn
herein und in jedem Fall ihr Scheitern wünschte. Die Konferenz konnte und sollte 
stattfinden, allerdings unter einer entscheidenden Voraussetzung: es durften keine 
Fragen behandelt werden, für die seiner Meinung nach vorrangig die Parteien zu
ständig waren. 

Worum es ihm und seinen Freunden aus der britischen Zone in Frankfurt ging, 

113 Vf. hofft, im Rahmen einer anderen Studie noch einmal auf dieses Problem eingehen zu 
können. 

114 Ausschnitt aus dem Protokoll der 19. Sitzung des Staatsministeriums v. 29. 5. 1947; HStA 
Stuttgart, EA 1/2 (Reinhold Maier, FDP, 1889-1971; 1945-52 Min.-Präs. v. Württemberg-
Baden, 1952-53 v. Baden-Württ.). 

115 Nach Auskunft von W. Kaisen (Gespräch mit d. Vf. am 9. 8. 1974) ist das Thema Münchener 
Konferenz nicht im Plenum behandelt worden (zur Konferenz waren eingeladen: alle SPD-
Landtagspräsidenten, je 1 Vertreter der Landtagsfraktionen, die SPD-Ministerpräsidenten 
u. -Minister, je 1 Vertreter der Bezirke u. einige Parteimitglieder in führenden Stellen der 
Verwaltung), sondern im kleinen Kreis von Parteivorstand und Ministerpräsidenten. Prof. 
C. Schmid bestätigte, daß von solchen Gesprächen aus Gründen des Selbstverständnisses der 
Partei höchst selten Protokolle angefertigt worden sind. 

116 Vgl. Grünewald, a. a. O., S. 191 u. S. 181. 
117 Vgl. Anm. 113. Auch wenn man berücksichtigt, daß die Beziehungen zwischen Kaisen und 

Schumacher nicht immer ungetrübt gewesen sind, gibt es angesichts der hervorragenden 
Persönlichkeit Kaisens keinen Grund, an diesem Urteil zu zweifeln. 
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macht andeutungsweise die Sitzung des Verfassungspolitischen Ausschusses der 

SPD in Nürnberg am 27. 6. 1947 deutlich, in der Schumacher mit seinen födera

listischen Gegnern hart ins Gericht ging. Eberhard und Brill waren schon am 5. 6. 

1947 von Ollenhauer zu dieser Sitzung eingeladen worden, die sich, wie es in der 

Einladung geheißen hatte, „mit der Stellungnahme der Partei zu den verschiede

nen verfassungsrechtlichen Notlösungen beschäftigen [soll], die in der letzten Zeit 

vorgeschlagen und diskutiert wurden". Einziger Tagesordnungspunkt der Sitzung 

waren dann jedoch nur die vom „Genossen Dr. Brill, Hessen", entworfenen „Sat

zungen eines Verbandes der Deutschen Länder". 

Da es Brill vorzog, in Nürnberg nicht zu erscheinen, erklärte sich Eberhard be

reit, über den Entwurf und seine Motive zu berichten. E r wies darauf hin, daß bei 

dem von ihm geleiteten Büro für Friedensfragen in Stuttgart eine Abteilung be

stehe, die die Fragen der deutschen Verfassung vorzubereiten habe. Fü r diese 

Zwecke habe Brill den Entwurf vom 20. 5. 1947 vorgelegt, der nur ein Provisorium 

darstellen solle bis zur Bildung eines gesamtdeutschen Reichstages und einer 

Reichsverfassung. Der Entwurf sei dann in Stuttgart diskutiert worden, worauf 

Hoegner ergänzte, man hätte beabsichtigt, bei der Ministerpräsidenten-Konferenz 

in München diese Entwürfe (vom 23. 4. 1947 und vom 20. 5. 1947) vorzulegen, 

„falls es in München zu einer Erörterung der Einheit Deutschlands gekommen 

wäre". Unter diesen Voraussetzungen seien die Dokumente entstanden. Da diese 

Voraussetzungen weggefallen seien, wäre den Dokumenten auch die Grundlage 

entzogen, worauf Schumacher in dem für ihn typischen Stil antwortete: 

„1. Der Entwurf über die Bildung eines Verbandes Deutscher Länder widerspreche den 
verfassungspolitischen Richtlinien der Partei, über die der Parteitag zu entscheiden 
haben werde. 

2. Die fünf sozialdemokratischen Ministerpräsidenten sind aufgrund der Frankfurter 
Konferenz vom 30. 5. 47 [sic!] in Übereinstimmung mit dem P[artei] V[orstand] 
nach München mit der Einstellung gegangen, daß nicht ein durch die Länder ge
schaffenes Organ über die Länder gesetzt werden dürfe. 

3. Es ist unmöglich, die Partei bei diesen Fragen außer acht zu lassen und durch Aus
nutzung bürokratischer Positionen einen Gegensatz der Inhaber dieser bürokrati
schen Positionen zur Gesamtpartei zu schaffen. 

4. Durch die Bildung des Wirtschaftsrates sei der ,Satzungsentwurf überholt." 

Eberhard stellte dazu fest, aufgrund der Frankfurter Konferenz seien die Doku
mente zurückgezogen worden, während Hoegner sich auf seinen Eid berief, den er 
auf die Bayerische Verfassung geleistet habe. Die Bayerische Verfassung bejahe 
den Bundesstaat, verlange aber auch, daß die Länder nicht nur eine bessere Selbst
verwaltungskörperschaft seien, sondern Staaten mit eigener Souveränität blieben. 
An einen Staatenbund habe auch in Bayern nie jemand gedacht, und der künftige 
Deutsche Bund müsse haben, was er zum Leben brauche. Als der Generalsekretär 
des britischen Zonenbeirats, Weisser118, darauf hinwies, daß die bestehenden Provi

118 Gerhard Weisser, geb. 1898; 1945/46 Min.-Dir. in Braunschweig, 1946-49 Generalsekretär 
d. Zonenbeirats. 
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sorien eine Gefahr seien, weil sie einen zu starken Staatenbundcharakter trügen, 
betonte Walter Menzel119, es stehe in dieser Sitzung nicht mehr die Frage zur Er
örterung, ob die Partei ihren Richtlinien den bundesstaatlichen oder den Staaten
bundcharakter der künftigen Deutschen Republik zugrundelegen wolle; zur Ent 
scheidung stehe lediglich die Frage, wie es zu dem Vorschlag Brills habe kommen 
können, da diese „Satzungen" einen reinen Staatenbundcharakter trügen.—Im übri
gen wandte er sich gegen die Auffassung Hoegners, daß nicht immer eine Einheit 
zwischen Partei- und Staatspolitik vorliegen könne. 

An diesem Punkt der Diskussion betonte Eberhard, es sei „nie beabsichtigt ge
wesen, die Partei zu übergehen". Diese Versicherung werde auch für die Zukunft 
gegeben. Obwohl Hoegner dieser Erklärung beitrat, hakte Schumacher noch einmal 
nach und stellte die Frage, wie es zu der „politischen Autonomie" kommen konnte, 
die dieser Entwurf widerspiegele. Es hätte nicht genügt, diese Dokumente erst auf 
der Frankfurter Tagung vorzutragen. Dort wäre es, falls man sich in München 
über derartige politische Dinge hätte unterhalten wollen, zu spät gewesen. Dabei 
wies Schumacher auf den ersten Entwurf (v. 23 . 4. 1947) hin und betonte, daß bis 
zur Frankfurter Konferenz genügend Zeit gewesen wäre, die Partei zu unterrich
ten. Dazu wären die Genossen, die an dem Entwurf mitgearbeitet hätten, um so 
eher verpflichtet gewesen, weil ihnen die verfassungspolitischen Richtlinien der 
Partei bekanntgewesen seien. Noch einmal betonte er, der künftige Staat baue sich 
„nicht auf einen Föderalismus auf, sondern auf den Gesamtwillen des ganzen deut
schen Volkes"120. 

Dieses Protokoll macht zumindest eines deutlich: in München sollte die Teil
nahme der Ostzonenministerpräsidenten nicht verhindert werden. Was nach der 
Frankfurter Tagung in München noch möglich war, faßte Schumacher selbst in 
einer Ansprache über „Radio Frankfurt" am 31 . Mai 1947 präzise zusammen: 

„Wir würden es begrüßen, wenn die Ministerpräsidenten der Ostzone in München 
erscheinen würden. Wir halten es für selbstverständlich, daß sich die anderen Mini
sterpräsidenten nicht vom totalitären Lärm der schwarz-weiß-roten Kommunisten 
erpressen lassen. Für ebenso selbstverständlich erachten wir aber auch, daß sie nicht 
mit einer staatsrechtlichen Konzeption für Deutschland antworten, die föderalistisch 
ist. 
Die Münchener Konferenz soll praktische Erfolge bringen. Voraussetzung dazu ist 
die kluge Selbstbeschränkung auf die Erörterung der Nöte des Tages und ihre Über
windung mit konkreten und möglichen Mitteln . . . Jeder denkbare Erfolg wäre aber 
vereitelt, wenn Themen diskutiert würden, die mit den aktuellen Sorgen des Lebens 
nichts zu tun haben. Niemand ist in München dazu legitimiert, die Möglichkeiten 
einer zukünftigen Reichsverfassung auch nur in der Tendenz vorwegzunehmen. 
Niemand kann auch das Verhältnis der Länder zum Reich oder gar ein internationa-

119 Walter Menzel 1901-1963; 1946-1950 Innenminister v. Nordrhein-Westfalen, Mitglied d. 
Parteivorstandes, Verfassungsexperte, Mitgl. d. Parlam. Rates, 1949 MdB, bis 1963 parl. 
Geschäftsführer d. SPD-Fraktion. 

120 Sitzung des Verfassungspolitischen Ausschusses in Nürnberg am 27. 6. 1947; AdsD (FES) 
Bonn, Bestand Schumacher, Verfassungsfragen nach 1945 (Sammlung Ollenhauer), Reg.Nr. 
J 99. Hervorhebung v. Vf. 
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les Recht der Länder dort fixieren. Niemand unter den hohen Funktionären der 
öffentlichen Versammlung kann auch die Politik der Sozialdemokratischen Partei 
gegenüber anderen Parteien festlegen."121 

Von den sozialdemokratischen Regierungschefs war ein Überschreiten dieses 

Rahmens nicht zu befürchten. Würden sich allerdings die ostzonalen Regierungs

chefs diese Selbstbeschränkung nicht auferlegen, war ein Eklat unvermeidbar. 

IV. Die Teilnahme der Ministerpräsidenten aus der Ostzone 

Während Seelos die Westzonen bereiste, befand sich Generalsekretär Roßmann seit 

dem 15. Mai, wie es hieß, „auf einer Dienstfahrt in der russischen Zone"121". 

Am 20. Mai ließ Roßmann aus Berlin telefonisch in Stuttgart mitteilen, es sei 

ihm gelungen, die Ministerpräsidenten Dr. Paul (Thüringen)122, Dr. Hübener 

(Sachsen-Anhalt)123 und Friedrichs (Sachsen) davon zu überzeugen, daß ihre Teil

nahme an der Konferenz in München dringend notwendig sei. Friedrichs habe 

Roßmann gefragt, ob Dr. Ehard bereit sei, zur Besprechung des endgültigen Pro

gramms so schnell wie möglich nach Dresden zu kommen. Roßmann erbat für den 

21 . Mai unbedingt eine telefonische Nachricht nach Berlin124. 

Die Hal tung der Ostzonenministerpräsidenten (Roßmann sprach auch noch mit 

Höcker125 und Dr. Steinhoff126, außerdem mit den Landtagspräsidenten von Thü-

121 AdsD (FES) Bonn; Bestand Schumacher, Reden, Reg.Nr. Q5 II. 
121» Vgl. hierzu die Dokumentation von Manfred Overesch, S. 454 ff. dieses Heftes. 
122 Rudolf Paul, geb. 30. 7. 1893 in Gera; trat 1923 als politischer Staatsanwalt in Thüringen 

gegen den Nationalsozialismus u. in Verbindung damit gegen die Schwarze Reichswehr auf, 
1933 wurden ihm Notariat u. Anwaltschaft entzogen, Beschlagnahme d. Vermögens u. Be
rufsverbot; 1945 von d. am. Militärregierung zum OB von Gera ernannt; 17. 7. 45 Ernen
nung zum Präsidenten des Landes Thüringen durch die Sowjets; bis 1933 DDP, ab 6.4. 
1946 SED; am 1. 9. 1947 Flucht in die am. Zone. 

123 Erhard Hübener, geb. 4. 8. 1881 Tackern (Westpriegnitz), gest. 6. 6. 1958; zunächst Syndi
kus der Kaufmannschaft von Berlin, dann Min.-Rat im Preußischen Ministerium für Han
del und Gewerbe, 1924—1933 Landeshauptmann der Provinz Sachsen, 1933 Dienstentlas
sung; im Juli 1945 von der sowj. MR zum Präsidenten der Provinz Sachsen ernannt; nach 
Bildung des Landes Sachsen-Anhalt u. d. Wahlen v. 4. 12.1946 wurde H. (LDP) zum 
Min.-Präs. von Sachsen-Anhalt gewählt (Volksdemokratisches Blockministerium). Er über
nahm gleichzeitig das Amt des Justizministers. Mitte Januar 1949 kündigte H., nachdem er 
sich im Landtag gegen die von der SED durchgeführten Entlassungen zahlreicher CDU-
und LDP-Mitglieder in der Verwaltung gewandt hatte, für das Ende der Legislaturperiode 
seinen Rücktritt an, der jedoch schon am 13. 8. 1949 erfolgte. 

124 „Anruf von Fräulein Busch aus Berlin um 16.50 Uhr bei Herrn Dr. Wutzlhofer, Stuttgart" 
und (evtl. erneuter Anruf, da Dr. Wutzlhofer bei Obert Winning war) Anruf abends 5 Uhr 
aus Berlin, Bayer. StK, 0106, Hervorhebung v. Vf.; Wutzlhofer, Mitgl. d. Bayer. Landtages, 
Stellvertreter Roßmanns; Charles Winning, amt. Direktor des Regional Government Coor-
dinating Office. 

125 Wilhelm Höcker, geb. 29. 6. 1886 in Holzendorf, gest. 15. 11. 1955; seit 1911 SPD, seit 1920 
bis zur Aufhebung Mitglied des alten mecklenburgischen Landtages; Juni 1945 zum Lan
despräsidenten von Mecklenburg-Vorpommern zunächst ernannt, nach der Wahl des neuen 
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ringen, Sachsen und Brandenburg) war offensichtlich so zu verstehen, daß man auf 
östlicher Seite vor einer endgültigen Stellungnahme herausfinden wollte, wie ernst 
es die bayerische Seite mit ihrer Einladung auch an die ostzonalen Regierungschefs 
gemeint hatte und ob ihr Mißtrauen gegenüber dem Einladenden unberechtigt war, 
wie ihnen Roßmann versichert hatte. Die Mitteilung aus Berlin wurde unmittelbar 
an Staatsminister Pfeiffer weitergegeben. Am nächsten Morgen um 11.00 Uhr 
unterrichtete Seelos aus Stuttgart über OMGUS vom Regional Government Coor-
dinating Office Roßmann in Berlin über die Entscheidung in München. Seelos 
teilte Roßmann mit, daß der bayerische Ministerpräsident für die Erleichterung 
der Programmgestaltung der Münchener Konferenz bereit sei, „allen Wünschen 

der Ministerpräsidenten der russischen Zone in jeder Weise entgegenzukommen"'. 

Da es ihm aber leider nicht möglich sei, wegen der bevorstehenden Länderratssit
zung und der Vorbereitung der Konferenz persönlich nach Dresden zu kommen, 
würde er sich sehr freuen, wenn ein Beauftragter der Ministerpräsidenten der rus
sischen Zone nach München kommen würde, um die Wünsche der russischen Zone 
zu besprechen. Sollte dies nicht möglich sein, so würde als sein persönlicher Beauf
tragter Staatsminister Pfeiffer bereit sein, nach Dresden zu fahren. Es käme auch 
in Betracht, daß sich Ehard einen halben Tag freimache und nach Hof oder Coburg 
fahre, u m den sächsischen Ministerpräsidenten an der beiderseitigen Zonengrenze 
zu treffen. 

Roßmann bedauerte, daß Ehard nicht nach Dresden kommen könne, weil da
durch evtl. die Teilnahme der Ministerpräsidenten der russsischen Zone in Frage 
gestellt sei. Es spielten hier „Prestigegründe und andere Imponderabilien" mit, über 
die er telefonisch nicht weiter berichten könne. Er würde es nicht für richtig hal
ten, den Gegenvorschlag zu machen, daß ein russischer Bevollmächtigter nach 
München komme, nachdem die Konferenz ja bereits dort stattfinde. E r werde den 
Alternativvorschlag Bayerns weitergeben und versuchen, das Kommen der Mini
sterpräsidenten der sowjetischen Zone zu sichern127. 

Genau darum bemühte man sich in den nächsten Tagen. Friedrichs und Ehard 
trafen sich zwei Tage später in Hof. Dort ging es nicht etwa nur um technische 
Fragen, wie es im Pressekommunique hieß128. 

Friedrichs wollte Ehard vielmehr veranlassen, den Kreis der Teilnehmer um 

Landtages (20.10.1946) von diesem zum Min.-Präs. gewählt. April 1946 Übertritt zur SED; 
1949 wurde H. sowie die nicht der SED angehörenden Mitglieder seines Kabinetts unter Be
wachung gestellt; Juli 1951 Rücktritt. 

126 Karl Steinhoff, geb. 24. 11.1892 in Herford, studierte Jura, im Verwaltungsdienst tätig, u. a. 
Reichsinnenministerium, stvtr. Oberpräsident d. Provinz Ostpreußen, 1932 von der Regie
rung Papen zwangsweise wegen aktiver Zugehörigkeit zur sozialistischen Arbeiterbewegung 
entfernt, 1933 unter Gestapo-Aufsicht; 1945 von Marschall Schukow zum Präsidenten der 
Provinz Brandenburg ernannt; April 1946 SED, nach der Schaffung des Landes Branden
burg zum Min.-Präs. dieses Landes gewählt; 12.10.1949 bis Mai 1952 Innenminister der 
DDR. 

127 Aufzeichnung Dr. Seelos v. 21. 5. 1947, Bayer. StK, 0106; Hervorhebung v. Vf. 
128 Die Deutsche Ministerpräsidenten-Konferenz, a. a. O., S. 18. 
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alle Partei- und Gewerkschaftsführer und Landtagspräsidenten zu erweitern. Ehard 

lehnte das jedoch mit dem Hinweis ab, dann müßten auch die Bauernverbände und 

ähnliche Organisationen eingeladen werden; die Konferenz werde dadurch völlig 

verändert; es ergebe sich ein „absolut politisches Bild". Niemand wisse dann, wer 

die Führung haben solle, die Ministerpräsidenten oder die politischen Parteien. Es 

sei keine politische Aufgabe, wenn man sich bemühe, die Not zu überbrücken. Dies 

sei eine typische Sache der Exekutive. E r wisse genau, daß die Einheit notwendig 

sei, könne sie aber nicht schaffen. Dazu seien die Ministerpräsidenten nicht berufen. 

Sie könnten nur darauf hinweisen129. 

Die weitere Entwicklung ist bekannt: am 28. Mai sandten die Ministerpräsiden

ten der Ostzone ein Telegramm an Ehard, in dem sie vorschlugen: 

1. die Konferenz unter Einbeziehung von Vertretern der Parteien und Gewerkschaf
ten einzuberufen. Das um so mehr, „als Aussicht besteht, daß sich die Parteien in 
Bälde über eine gesamtdeutsche Beratung und die Schaffung einer nationalen Re
präsentation verständigen werden"; 

2. in den Mittelpunkt der Tagesordnung die Schaffung der wirtschaftlichen und poli
tischen Einheit Deutschlands zu stellen; 

3. die Konferenz nach Berlin zu verlegen, der Hauptstadt Deutschlands, die zudem 
Sitz der vier Besatzungsmächte und des Kontrollrates sei130. 

Das Telegramm wurde sofort veröffentlicht131. Über die internen Vorgänge auf 
ostzonaler Seite wenige Tage vor Beginn der Konferenz geben lediglich die Dar
stellungen von Paul und Gniffke Auskunft, die nach deren Flucht in den Westen 
entstanden sind132 und nachweislich nicht immer zutreffen. Paul meint, die ost
zonalen Gegenvorschläge seien „einer Absage nahegekommen"133. 

F ü r Ehard waren sie jedenfalls nicht neu. Von Roßmann hatte er nämlich zu
sätzlich erfahren, daß Steinhoff zwar bedingungslos auf Erfüllung des Punktes 1 
bestand, mit der Teilnahme der ostzonalen Ministerpräsidenten dennoch zu rech
nen sei. Entsprechend fiel am 30. Mai sein Antworttelegramm aus, das er ebenfalls 
sofort veröffentlichte. 

Darin lehnte er die Punkte 1 und 3 mit dem Hinweis ab, die Bayerische Staats
regierung sehe nach dem Anlauf der Vorbereitungen keine andere Möglichkeit als 

129 Vgl. S. 441. 
130 Die Deutsche Ministerpräsidenten-Konferenz, a. a. O., S. 18. 
131 Dagegen trägt das Telegramm in der Bayer. Staatskanzlei den Eingangsstempel vom 29. 5. 

1947. 
132 Rudolf Paul, Vor zehn Jahren wurde Deutschland um eine Hoffnung ärmer, in: Schwäbische 

Landeszeitung (Augsburg), 13. Jg. Nr. 265 v. 16.11.1957 bzw. „München ohne Vor
hang . . . " (Auszug aus den unveröffentlichten Memoiren Pauls; sehr pathetische Dar
stellung), u. Erich W. Gniffke, Jahre mit Ulbricht, Köln 1966. Gniffke (1895-1964), nach 
1945 i. Vorstand d. Zentralausschusses der SPD (Ost); nach d. Vereinigung von SPD u. 
KPD Mitglied d. Zentralsekretariats d. SED; Vorsitzender d. Deutschen Volksrates; 1948 
Flucht nach Westdeutschland. Auch der „Nachlaß Gniffke" im AdsD (FES) brachte keinen 
weiteren Aufschluß. Herrn Gert Gniffke möchte ich an dieser Stelle herzlich dafür danken, 
daß ich Einsicht in den Nachlaß seines Vaters nehmen durfte. 

133 Paul, a. a. O. 
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die Durchführung der Konferenz „in der ursprünglich geplanten Form in Mün
chen". Ehard äußerte jedoch die Hoffnung, daß die Münchener Besprechung 
„gangbare Wege für die wirtschaftliche und politische Einheit Deutschlands" wei
sen möge; er bat gleichzeitig um die Entsendung eines bevollmächtigten Delega
tionsmitglieds zu Vorbesprechungen und stellte dann fest, „die Festsetzung der end
gültigen Tagesordnung . . . würde zweckmäßigerweise in der Besprechung der Re
gierungschefs am 5. Juni, abends, erfolgen, wobei auch der in Ziffer 2 Ihres Tele
gramms enthaltene Vorschlag beraten werden sollte"134. 

Ehard ist später oft der Vorwurf gemacht worden, wenn es nicht seine Absicht 
gewesen sei, in München auch Gespräche über die wirtschaftliche und politische 
Einheit Deutschlands bzw. über wirtschaftliche Einheit und politische Zusammen
fassung der Länder zu führen, dann hätte er dies den Ministerpräsidenten der Ost
zone spätestens am 30. Mai in aller Deutlichkeit sagen müssen135. N u r — zu diesem 
Zeitpunkt waren solche Gespräche offensichtlich noch vorgesehen, allerdings ohne 
Beteiligung von Partei- und Gewerkschaftsführern und ohne daß der Vorstand der 
SPD davon wußte. Noch am 29. Mai hatte Carlo Schmid Ehard gegenüber die 
Hoffnung geäußert, daß man in München zu einer Vereinbarung kommen möge, 
die es ermöglichen werde, für den Zeitraum bis zur Regelung der Verfassungsfrage 
einen „Verband der deutschen Länder"136 zur gemeinsamen Überwindung der ge
genwärtigen Schwierigkeiten zu schaffen137. 

Ähnlich dachte Reinhold Maier. Fü r ihn war die Versammlung in München 
durchaus legitimiert, das Thema „Einheit Deutschlands" zu erörtern. So hatte er, 
ebenfalls noch am 29. Mai, in der Sitzung des württemberg-badischen Staatsmini
steriums erklärt, in der britischen Zone sei man zwar der Auffassung, nur die Par
teien sollten den gesamtdeutschen Standpunkt vertreten, aber „wir haben in unse
rer Verfassung das Tor weit aufgemacht. Wenn wir so zur Einheit streben, sollte 
man das auch von den Parteien aus verstehen und unterstützen." Und er hatte aus
drücklich betont; „solange wir noch kein größeres Deutschland haben, sind auch 
die Volksvertretungen und Landesregierungen befugt, den gesamtdeutschen Stand
punkt zu wahren"138 . Der Beschluß der Ministerpräsidenten aus der britischen 

134 Die Deutsche Ministerpräsidenten-Konferenz, a. a. O., S. 20. 
135 So z. B. der ehem. Ministerpräsident v. Thüringen (Gespräch mit d. Vf. am 23. 12. 1974). 

Allerdings hatte Roßmann Ehard schon für das Treffen mit Friedrichs in Hof empfohlen, 
in München sollten im Hinblick auf die Teilnahme der Ostzonenvertreter als offizielle Tages
ordnungspunkte nur solche Themen erörtert werden, die sich auf die Behebung der Tages
nöte beschränkten und politisch nicht kontrovers waren (Gespräch mit d. Vf. am 7. 8. 1974). 

136 Vgl. hierzu S. 398 ff. 
137 Bayer. StK, 0106. 
138 Vgl. Anm. 114. Interessant ist, daß das Büro für Friedensfragen noch am 3. Juni einen ver

traulichen „Entwurf für eine Präambel zum o. g. Vertrag über die Bildung eines Verbandes 
deutscher Länder" vorlegte; darin hieß es: „Die Ministerpräsidenten der deutschen Länder, 
die zu einer Konferenz in München vom 6.-8. Juni 1947 zusammengetreten sind, erklären 
übereinstimmend, daß angesichts der katastrophalen geistigen und materiellen Lage des 
deutschen Volkes die Weiterverwaltung Deutschlands nach Grundsätzen, die in den vier Be
satzungszonen und in Berlin verschiedenartig sind, auf die Dauer zu einem Zusammenbruch 
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Zone vom 30. Mai, der solche Gespräche unmöglich machen sollte139, war der baye

rischen Staatskanzlei zu dem Zeitpunkt, als das Telegramm abging, jedenfalls noch 

nicht bekannt. 

Welch hoher politischer Stellenwert in München der Konferenz zu diesem 

Zeitpunkt noch beigemessen wurde, wird besonders an dem Entwurf der Eröff

nungsrede Ehards deutlich, den Seelos am 30. Mai fertigstellte, und der ihm zu 

einem nationalen Manifest geriet. 

Hat te es noch in der Erklärung des SPD-Vorstandes vom 11. Mai geheißen, die 

Ministerpräsidenten seien Sprecher ihrer Länder, die Parteien aber Sprecher für 

Deutschland, so wurde dem jetzt entgegengehalten, es sei „das Recht der Minister

präsidenten, für das deutsche Volk zu sprechen". Dieses Recht gründe sich nicht auf 

formalrechtliche Voraussetzungen, sondern „auf die viel stärkere Tatsache, daß 

nach den in allen deutschen Ländern erfolgten Wahlen die Gesamtheit der Mini

sterpräsidenten den stärksten Faktor deutscher Staatlichkeit darstellt". 

Zum ersten Male seit zwei Jahren erhebe sich wieder in der Welt „die Stimme 
Deutschlands". Die „parlamentarisch verantwortlichen deutschen Regierungsmän
ner" wollten in München den Weg zeigen, „der in die Freiheit und in eine bessere 
Zukunft führ t" ; sie wollten „positive Wege weisen" und „das deutsche Volk aus 
seiner Apathie reißen". Sie wünschten außerdem, „daß die staatsrechtliche Rege
lung der deutschen Frage nicht mehr weiter hinausgeschoben wird". Schon jetzt 
müsse die in Potsdam beschlossene Wirtschaftseinheit aller Zonen „ohne weitere 
Verzögerung durchgeführt werden", um die ersten Voraussetzungen für eine wirt
schaftliche Besserung zu schaffen. Das deutsche Volk „in seiner Gesamtheit" sollte 
aufgerufen werden, sich hinter die Bemühungen der Ministerpräsidenten zu stel
len. Zur Einrichtung des bizonalen Wirtschaftsrats hieß es, dieser sei ohne jede 
Mitwirkung deutscher Stellen von den Besatzungsmächten eingerichtet worden, 
man sehe in ihm nur eine Übergangsmaßnahme, „die keinen Trennungsstrich in 
Deutschland schaffen darf". I n der schwersten Notzeit der Deutschen gebe es nur 
ein Gebot: zusammenzuhalten, selbstlos zu arbeiten und sich „im Interesse des 
deutschen Vaterlandes" über „kleinliches Parteigezänke und parteipolitisches 
Machtstreben" zu erheben. Der übrige Teil der Ansprache kam einer Philippika 
gegen die Besatzungsmächte gleich. Wenn es um das Leben oder Sterben einer gan
zen Nation gehe, „so fallen die Rücksichten der Tagespolitik und die Besorgnis, bei 
den Besatzungsmächten Mißfallen zu erregen". Wenn das nicht geschehe, hätte die 
Konferenz ihren Sinn verfehlt. Das deutsche Volk betrachte es als seine Pflicht, von 
sich aus an dem Aufbau der durch den Weltkrieg zerstörten und geschädigten Län

des politischen und wirtschaftlichen Lebens führen und den Wiederaufbau Deutschlands 
verhindern müssen, daß die Wiederherstellung einer gesamtdeutschen Staats- und Regie

rungsgewalt auf der Grundlage einer vom Volk gewählten verfassunggebenden Nationalver

sammlung deshalb dringend notwendig ist und daß, solange eine solche gesamtdeutsche 

Staatsgewalt nicht errichtet werden kann, nichts übrig bleibt, als zu einer Übergangslösung 

zu greifen und einen Vertrag gemäß dem anliegenden Entwurf über die Bildung eines Ver

bandes deutscher Länder ins Auge zu fassen." Ebenda. 
139 Siehe S. 400 f. 
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der beizutragen. Das könne aber nicht durch die „moderne Sklavenarbeit der 
Kriegsgefangenen" erfolgen; das könne auch nicht geschehen, wenn das deutsche 
Volk „hermetisch vom Welthandel und überhaupt von jedem Verkehr mit dem 
Ausland abgeschnitten" sei, wenn es keine Rohstoffe bekommen könne, wenn Fa
briken, die auch friedlichen Zwecken dienen könnten, demontiert oder zerstört 
würden, wenn das gesamte Industriepotential auf ein Niveau herabgedrückt werde, 
das für seine eigenen Bedürfnisse nicht ausreiche und wenn schließlich seine terri
toriale Nahrungsmittelbasis beschnitten werde . . . Es liege ausschließlich bei den 
Besatzungsmächten, hier Wandel zu schaffen. Ein verelendetes Deutschland in der 
Mitte Europas werde ein ständiger Gefahrenherd für die ganze Welt sein, ein ar
beitsames, friedliches Deutschland sei die Voraussetzung für die Gesundung der 
Welt. 

Jedenfalls sei es für das deutsche Volk unmöglich, zu warten, ob etwa auf der 
nächsten Friedenskonferenz in London Entscheidungen fallen würden. Es sei auch 
völkerrechtlich nicht mehr tragbar, das deutsche Volk im dritten Jahr nach Kriegs-
Schluß in einem völkerrechtlichen Vakuum zu lassen. Natürlich sei es für jede Be
satzungsmacht angenehm, das für den Besiegten anzuwendende Völkerrecht allein 
auszulegen. Das deutsche Volk, das in zwölf Willkürjahren zu schweigen gelernt 
habe, sei bis jetzt stumm geblieben. „Aber", so hieß es warnend, „es kommt die 
Zeit, wo die Vorgänge der Besatzungszeit offen erörtert werden können. Dann ist es 
wichtig für jede Besatzungsmacht, daß hiervon in Ehren gesprochen werden kann 
und daß ihr diese Zeit nicht zur Unehre gereicht". Tatsächlich sei es z. Zt. in 
Deutschland so, daß die Furcht vor dem Nazi-Regime in mancher Hinsicht abgelöst 
worden sei „durch die Furcht vor der Besatzung". Das aber sei ein „unwürdiger 
Zustand für jede Macht, die den Anspruch erhebt, demokratisch zu sein". 

Auf den Versailler Friedensvertrag eingehend, forderte Seelos, daß das „anti
nationalsozialistische Deutschland . . . gleichberechtigt zu den Friedensverhand
lungen zugezogen werden" müsse. Wenn bei den künftigen Friedensberatungen die 
deutsche Stimme nicht gehört werde, der Friede also einseitig festgelegt werde, so 
werde dies „nie zu einer echten Befriedigung der Welt beitragen". Die Besatzungs
mächte sollten mit der bisherigen Politik aufhören, die zur „Entrechtung und Ver
elendung Deutschlands" und zu „völliger Apathie der deutschen Menschen" ge
führt habe. Schon einmal hätten die Alliierten die deutschen Stimmen überhört, die 
bei ihrem Einzug jubelnd die Befreier von dem unerträglichen Nazijoch begrüßten, 
von denen sie „die Segnungen wahrer Demokratie zu erhalten hofften". Die Hand 
sei zurückgestoßen worden, weil die Alliierten als Sieger und nicht als Befreier 
hätten auftreten wollen. Noch glaubten die Deutschen daran, daß die obersten al
liierten Stellen nicht die Vernichtung des deutschen Volkes wollten. Wenn sich aber 
unter der vollen Verantwortung der Militärregierungen die Lage des deutschen 
Volkes seit Kriegsende rapide verschlechtert habe, „dann müssen wir darauf hin
weisen, daß nicht nur aktive Handlungen, sondern auch Unterlassungen gleich 
schlimme Folgen herbeiführen können". Nicht nur diejenigen seien Schuld an der 
Not des deutschen Volkes, die aktiv den Ausbruch des Krieges herbeigeführt hätten, 
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„sondern auch diejenigen machen sich in zunehmendem Maße schuldig, die das Zu
standekommen eines Friedens verhindern"140 . 

Offensichtlich war Seelos beim Entwerfen dieser Rede von einer Fehleinschät
zung der Lage ausgegangen. So reduzierten sich für ihn die fundamentalen Gegen
sätze zwischen SPD und SED und der Anspruch der Parteien, für Deutschland zu 
sprechen, zu kleinlichem Parteigezänke und parteipolitischem Machtstreben141. 

Als der Beschluß von Hannover, die Rede Kurt Schumachers und die Erklärung 
des Qai d'Orsay bekannt wurden, hat man in München sofort erkannt, daß damit 
die Voraussetzungen für eine solche Rede, die einer „Fanfare" gleichkam142 und 
zweifelsohne sowohl bei den Parteien als auch bei den Besatzungsmächten Auf
sehen erregt hätte, entfallen waren. Sollte die Konferenz die Erfüllung der politi
schen Nahziele bringen, dann mußte um jeden Preis alles, was nach einer „politi
schen Demonstration" gegenüber den Parteien oder den Besatzungsmächten hätte 
aussehen können, vermieden werden. 

Die geänderte taktische Linie wurde deutlich erkennbar in der Sitzung des Mi 
nisterrats am 2. Juni . Einziger Tagesordnungspunkt war eine „Mitteilung des Mi
nisterpräsidenten über die bevorstehende Konferenz der Ministerpräsidenten". Zu 
Beginn gab Ehard eine grundsätzliche Erklärung über Sinn und Zweck der Kon
ferenz ab. Da von verschiedenen Seiten behauptet worden sei, betonte er, er verfolge 
mit der Einladung zu dieser Konferenz besondere Hintergedanken, müsse er dem
gegenüber ausdrücklich versichern, daß er nur zwei Absichten habe, nämlich 

,,a) zu prüfen, wie unser Volk über den nächsten Winter gebracht werden kann, 
b) Klarheit und Wahrheit zu schaffen über die Lage des deutschen Volkes". 

Es müsse die Frage aufgeworfen werden: „Was haben wir — was haben wir 

nicht?" Daraus ergebe sich die Folgerung, 

„was wir im Zusammenspiel unserer eigenen Kräfte leisten und erreichen können 
und was wir den Besatzungsmächten unterbreiten müssen, um ihre Hilfe zu erbitten. 
Was die Konferenz nicht sein solle, könne mit einem Satz gesagt werden: Sie solle 
keine politische Konferenz sein." 

Den entscheidenden Grund hierfür nannte im späteren Verlauf der Sitzung 
Staatsminister Pfeiffer: 

„Die Vorbesprechungen auf zonaler Basis haben ergeben, daß m a n alle F r a g e n des 
künf t igen staatl ichen Aufbaues Deutschlands, des Finanzausgleichs, der Grenzen u n d 
der Repara t ionen d r a u ß e n lassen wol le ." 1 4 3 

140 Auszug aus „Entwurf der Rede des Bayerischen Ministerpräsidenten auf der Konferenz der 
Ministerpräsidenten am 6./7. Juni 1947", Bayer. StK, 0106. 

141 Ähnlich auch Min.-Präs. Paul, der in diesem Zusammenhang in der Nachtsitzung von „klei
nen unbedeutenden Dinge[n] des Alltags" sprach; siehe S. 426. Dr. Seelos war über
zeugt davon, daß die Rede angesichts der katastrophalen Lage Deutschlands im Sinne einer 
nationalen Demonstration hätte gehalten werden sollen (Gespräch mit d. Vf. am 3. 7. 1975). 
Man entschied sich jedoch für den Entwurf, den Pfeiffer ausgearbeitet hatte. 

142 Siehe S. 435. 
143 Sitzung des Ministerrats vom Montag, 2. Juni 1947, Beginn 9.15 Uhr. Anwesend: Dr. Ehard, 

Dr. Hoegner, die Minister Dr. Pfeiffer, Dr. Zorn (Wirtschaft), Dr. Baumgartner (Ernäh-
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Hatte Ehard schon am 28. Mai vor dem Bayerischen Landtag erklärt, es sei nicht 

seine Absicht gewesen, die Teilung Deutschlands zu vertiefen144, so wiederholte er 

im Ministerrat, es solle 

„keine Uneinigkeit im deutschen Volk und unter den politischen Parteien aufgeris
sen werden. Es sei wohl möglich, daß sich am Rande der Besprechungen auch einmal 
ein Gespräch über politische Fragen ergebe, um einmal auch diese Dinge ins Laufen 
zu bringen. Er sei aber der Meinung, daß diese Fragen noch nicht auf der kommen
den Konferenz durchbesprochen werden könnten. Das wäre eine Aufgabe für wei
tere Konferenz, falls die jetzige eine Fortsetzung fände"145, 

worauf er natürlich hoffte. 

Pfeiffer gab dann einen Bericht über den geplanten Ablauf der Konferenz. Dem
nach beschränkte sich die Tagesordnung, die „durch die Themen der Einladung 
und die verfügbare Zeit [gebunden]" war, vorwiegend auf Fragen der Wirtschaft 
und Ernährung. 

An „rein politischen" Themen waren ein Referat über das Besatzungsrecht und 
eine Resolution über das Bekenntnis zur „Zusammengehörigkeit aller deutschen 
Länder" vorgesehen. Bemerkenswert ist, daß von dem ursprünglich geplanten Ta
gesordnungspunkt „Burgfrieden der Parteien", für den man Roßmann als Refe
renten vorgesehen hatte, nicht mehr die Rede war. Anstelle einer offensichtlich ge
planten grundsätzlichen Klärung, ohne die man in München angesichts der tief
greifenden gesellschaftspolitischen Gegensätze zwischen den drei Westzonen und 
der Ostzone eine fruchtbringende Diskussion für kaum vorstellbar hielt — ganz zu 
schweigen von der Durchführung der in München zu beschließenden Maßnahmen 
in allen vier Zonen — sollte Ehard jetzt lediglich in seinem Schlußwort in einer Ar t 
Resolution alle Deutschen auffordern, „unter Zurückstellung der innenpolitischen 
Gegensätze und der persönlichen Interessen ihre Anstrengungen zur Behebung der 
Not zu vereinigen (Burgfrieden)". Damit war eine weitere Voraussetzung für den 
Versuch Bayerns entfallen, doch noch die „ganze, große" Konferenz im ursprüng
lich geplanten Rahmen durchzuführen. Entscheidend war auch hierfür der Be
schluß der Regierungschefs aus der britischen Zone gewesen. Jetzt konnte es nur 
noch darum gehen, eine weitere Ministerpräsidenten-Konferenz zu sichern. Zum 
Abschluß seiner Ausführungen bemerkte Ehard noch, Referate und Diskussionen 
müßten zeitlich begrenzt werden, da sonst die Zeit nicht ausreiche. Er sei sich dar
über klar, daß man, wenn man schon eine solche Sache mache, auch die Leitung 
„straff in der Hand behalten müsse", damit die Konferenz ihrer Aufgabe gerecht 
werde und „nicht auseinanderfalle"146. 

rung, Landwirtschaft, Forsten), Roßhaupter (Arbeit, Soziale Fürsorge), Frommknecht (Ver
kehrsangelegenheiten, Post- u. Telegraphenwesen), die Staatssekretäre Jaenicke (Inneres), 
Pittroff (Kultus), Geiger (Wirtschaft), Schuberth (Verkehr), Geh. Rat Dr. Hepp (Finanzen); 
Hervorhebung i. O. 

144 Verhandlungen des Bayerischen Landtages, 16. Sitzung, 28. 5. 1947, S. 457 f. 
145 Ministerratssitzung vom 2. 6. 47. 
146 Zum großangelegten äußeren Rahmen der Konferenz war zunächst auch eine Zugspitzfahrt 

für Sonntag vorgesehen gewesen. Dieser Plan war jedoch fallengelassen worden, „einer-
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Direkt im Anschluß an die Ministerratssitzung veröffentlichte die bayerische 

Staatskanzlei eine Liste der vorgesehenen Tagesordnungspunkte. Dabei wurde aus

drücklich auch darauf hingewiesen, welche Themen „mit Rücksicht auf die z. T . 

auseinandergehenden Standpunkte der vier Besatzungsmächte"(!) nicht behandelt 

werden sollten, und zwar an erster Stelle „staatsrechtliche Fragen hinsichtlich des 

zukünftigen staatlichen Aufbaus Deutschlands"147. 

Als wichtigste Gesichtspunkte der Konferenz wurden genannt: 

1. es sei eine Konferenz der Ministerpräsidenten der Länder, nicht der politischen 
Parteien 

2. die Erörterung der Frage, welche Maßnahmen zur Überwindung der deutschen 
Not unter besonderer Berücksichtigung des kommenden Winters getroffen werden 
könnten. 

Ergänzend wurde mitgeteilt, die Konferenz werde auch dann stattfinden, wenn 

die Regierungschefs aus der Ostzone absagen würden148. Diese Verlautbarung der 

Staatskanzlei zu diesem Zeitpunkt war offensichtlich als Entscheidungshilfe für die 

SED gedacht, denn auch in München war bekannt, daß am 3. Juni im SED-Partei

haus in Berlin die endgültige Entscheidung fallen sollte149. Nach dieser Veröffent

lichung konnte jedenfalls bei der SED keine Unklarheit mehr darüber herrschen, 

was in München noch möglich war150. 

Ulbricht, der nach Aussagen Gniffkes von Anfang an gegen eine Teilnahme der 
Ministerpräsidenten war, da er befürchtete, in München solle das föderalistische 
Prinzip „auf kaltem Wege" verwirklicht werden151, gelang es in der entscheidenden 
Sitzung der SED-Führung nicht, die Fahr t der Ministerpräsidenten zu verhindern. 

Nach stundenlanger Debatte setzten sich zunächst diejenigen durch, die sich von 
München den Beginn eines gesamtdeutschen Gesprächs erhofften. Trotzdem errang 
Ulbricht einen entscheidenden Sieg, als er seinen Antrag durchsetzen konnte, die 
Ministerpräsidenten sollten beauftragt werden, in München als Tagesordnungs
punkte die 

seits, weil er zu teuer gekommen und wegen des Wetters auch zu unsicher gewesen wäre, 
andererseits, weil notfalls auch am Sonntag noch Gelegenheit für Besprechungen vorbehal
ten bleiben solle". Wegen der Verpflegung der Delegierten war mit dem Landwirtschafts
minister alles genau besprochen worden. Sie sollte „durchaus einfach gehalten werden, aber 
doch so, daß eine gewisse Behaglichkeit für die Teilnehmer geschaffen werde". Es sollte 
„möglichst nur Erzeugnisse des Landes" geben, als Getränke „einfaches Bier und Wein aus 
Franken", der von den Winzern aus ihren freien Kontingenten zur Verfügung gestellt wor
den war. Ebenda. 

147 Auch die übrigen Themen entsprachen den Angaben Dr. Pfeiffers in der Ministerratssitzung. 
148 Süddeutsche Zeitung v. 3. 6. 1947 u. Neue Zeitung v. 3. 6. 1947, S. 3 („Auch ohne Ostzone"). 
149 Ebenda. 
150 Ein folgenschweres „Mißverständnis" war jedenfalls nicht mehr möglich, zumal ausdrück

lich auch darauf hingewiesen worden war, daß in München der „Burgfrieden" lediglich in 
dem o. g. Sinn erwähnt werden sollte. Interessanterweise ist bisher offenbar übersehen wor
den, daß nahezu die gesamte Tagesordnung vor Beginn der Konferenz in der Presse ver
öffentlicht worden ist. 

151 Gniffke, a. a. O., S. 241. 
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„Bildung einer deutschen Zentralverwaltung durch Verständigung der demokrati
schen deutschen Parteien und Gewerkschaften zur Schaffung eines deutschen Ein
heitsstaates"152. 

zu fordern und im Falle einer Ablehnung dieses Antrages die Konferenz sofort zu 
verlassen153. Damit war das Scheitern der Konferenz vorprogrammiert. 

Hinter Ulbricht und seinem Kreis stand die Sowjetische Militäradministration 
(SMA). Ministerpräsident Hübener hat beim Verlassen der bayerischen Staats
kanzlei in der Nacht vom 5. auf den 6. Juni gegenüber einem Konferenzteilnehmer 
zugestanden, daß er und seine Kollegen in München nichts tun konnten, ohne eine 
Erlaubnis zu erhalten. E r hat dabei ausdrücklich darauf hingewiesen, daß eine 
Parallele zur französischen Besatzungsmacht vorlag154, natürlich in dem Sinne, wie 
diese Hal tung vorher in der Chefkonferenz als Argument benutzt worden war. 

Man scheint aber auf ostzonaler Seite auch größere Erwartungen auf das Mün
chener Treffen gesetzt zu haben: In den Akten der Bayerischen Staatskanzlei be
findet sich eine „Vormerkung betr. Ministerpräsidenten-Konferenz" vom 9. 5. 
1947. Darin heißt es, Min.-Rat Dr . Biedermann von der thüringischen Wir t 
schaftsverwaltung, der dem thüringischen Ministerpräsidenten Dr. Paul besonders 
nahestehe, habe sich in einer persönlichen Aussprache geradezu begeistert über den 
Konferenzplan geäußert. Wenn innerhalb der Alliierten keine politischen Schwie
rigkeiten beständen, werde der thüringische Ministerpräsident sicher mit einem 
kleinen Stab dazukommen, weil Dr . Paul schon lange das Bedürfnis habe, sich mit 
seinem bayerischen Kollegen eingehender zu unterhalten. E r selbst, Biedermann, 
wolle dann Anfang Juni bereits nach München kommen, um bei der Vorbereitung 
der Konferenz mitzuwirken155. 

Obwohl man dieses Dokument nicht überbewerten sollte, kann man es doch als 
Zeichen dafür werten, daß auf der anderen Seite die Bereitschaft zum Gespräch be-

152 Siehe S. 425. 
153 Paul, „München ohne Vorhang". Von dieser conditio spricht im übrigen nur Paul. Es ist 

jedoch nicht auszuschließen, daß schon in Berlin beschlossen wurde, diesen Antrag in Mün
chen als Maximalforderung vorzutragen - in der richtigen Annahme, daß er abgelehnt wer
den würde - , um dann einen Kompromißvorschlag zu unterbreiten - eine Empfehlung aller 
Ministerpräsidenten an die Parteien und Gewerkschaften (siehe S. 426) - , der im Prin
zip den Vorstellungen der SED entsprach, nämlich über den Umweg München doch noch zu 
einer nationalen Repräsentation in ihrem Sinne zu gelangen, d. h. paritätische Beteiligung 
an gesamtdeutschen Beratungen zwecks Bildung einer zentralen Verwaltung und größere 
Möglichkeiten zur Schaffung der „Einigung der Arbeiterklasse" auch in den Westzonen. Für 
diese Annahme spricht, daß Höcker, der „Diener Moskaus", wie ihn Paul später bezeichnete 
(München ohne Vorhang), den Antrag stellte, Paul dagegen den Kompromißvorschlag vor
trug. Nur dieser Vorschlag stand dann auch im Mittelpunkt der Vermittlungsversuche am 
Morgen des 6. Juni. So gesehen reduziert sich allerdings der Akt politischer Autonomie 
Pauls in der nächtlichen Sitzung. Paul selbst bleibt bei seiner bisherigen Darstellung (Ge
spräch mit d. Vf. am 23.12.1974). 

154 Siehe S. 439. 
155 Bayer. StK, 0106. Aus den Akten ist weder erkennbar, wem gegenüber Biedermann diese 

Äußerung gemacht hat, noch von wem die Aktennotiz stammt. 
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stand, nicht nur bei Paul , auch bei anderen Mitgliedern von SED, L D P D und 

CDUD. Davon war auch Roßmann nach Abschluß seiner Reise überzeugt. Aber 

auch hier setzte sich die „Partei neuen Typus" unter Führung Ulbrichts durch. Es 

wurden weder Vertreter zu den Vorbesprechungen entsandt, noch wurde den ost

zonalen Regierungschefs ein Arbeitsstab zugebilligt. 

Bis zum letzten Augenblick blieb ungewiß, ob die ostzonalen Regierungschefs 

nach München kommen würden. Am 4. Juni wurde Ehard und Pfeiffer eine Mel

dung vorgelegt, in der es hieß, DENA-München habe mitgeteilt, daß sie einen 

Funkspruch erhalten habe, „wonach die deutschen Ministerpräsidenten aus der 

sowjetischen Zone die Einladung zur Ministerpräsidenten-Konferenz nach Mün

chen nicht angenommen haben"156. 

Erst der nächste Vormittag brachte Gewißheit. U m 10.30 Uhr kam ein Anruf 

aus der Thüringischen Staatskanzlei: 

„Die 5 Ministerpräsidenten der Ostzone werden an der Konferenz teilnehmen. Wei
tere Delegationsmitglieder werden nicht erscheinen. Die Ministerpräsidenten wer
den nur von ihren Fahrern begleitet. Sie werden voraussichtlich gegen 12 Uhr die 
Grenze bei Gutenfürst/Hof überschreiten und in München gegen Abend eintreffen. 
Ministerpräsident Paul bat, die Landesgrenzdirektion entsprechend zu verständi
gen."157 

Wenig später erfolgte eine weitere Information. Der Vermerk darüber in der 

Bayerischen Staatskanzlei lautet: 

„Telefonat aus Potsdam 11.45 
Herr Ministerpräsident Dr. Steinhoff konnte jetzt erst von Potsdam abreisen und 
kommt voraussichtlich in der Nacht um 1 Uhr in München an. 
Wenn Herr Min. Präs. Steinhoff in München eintrifft, meldet er sich in der Bayer. 
Staatskanzlei. Es möchte unbedingt für Quartier gesorgt werden . . "158 

V. Die Vorsprechung der Ministerpräsidenten in der Nacht vom 

5. auf den 6. Juni 1947 

Als sich die Bevollmächtigten der Regierungen aus den Westzonen — aus der Ost

zone war niemand erschienen — am 4. Juni in der Bayerischen Staatskanzlei zu

sammenfanden, um eine „Übersicht über die Tagesordnung" herzustellen, war das 

Thema „politische Einheit" Deutschlands bzw. „Zusammenschluß der deutschen 

Staaten" als offizieller Tagesordnungspunkt endgültig vom Tisch. Der Tatsache, 

daß aufgrund der Frankfurter Konferenz der Entwurf eines „Verbandes Deut

scher Länder" zurückgezogen worden war, wurde ebenso Rechnung getragen wie 

dem Wunsch der Regierungschefs aus der britischen Zone, alle „rein politischen" 

Themen als nicht in die Kompetenz der Ministerpräsidenten fallend auszu

klammern. 

156 Aktennotiz v. 4. 6.1947; ebenda. 
157 So der Vermerk in Bayer. StK, 0106. 
158 Ebenda. 



416 Rolf Steininger 

Staatssekretär Dr. Strauß (CDU)159 verwies zwar noch einmal auf die „Notwen
digkeit der Wirtschaftseinheit", die das „Kernproblem" der Konferenz darstelle, 
die Wichtigkeit des Themas mache eine eingehende Vorbereitung durch die Mini
sterpräsidenten schon vor der öffentlichen Aussprache notwendig. Auf die Tages
ordnung wurde dieser Punkt jedoch nicht gesetzt. Übereinstimmendes Nahziel der 
Bevollmächtigten war jetzt, einen Ausschuß „zur Vorbereitung einer weiteren 
Ministerpräsidentenkonferenz" einzurichten. Pfeiffer betonte dabei die Bereitwil
ligkeit Bayerns, Einrichtungen und Erfahrungen zur Verfügung zu stellen und 
äußerte die Hoffnung, daß dieser Wille der Staatsregierung nicht als „Tendenz 
zum Separatismus" aufgefaßt werde160. 

Ministerialdirektor Wandersieb161 betonte gleich zu Beginn der Sitzung, daß 
angesichts der großen Erwartungen, mit denen die Bevölkerung der Konferenz ent
gegensehe, alles getan werden müsse, um nicht das Gefühl der Enttäuschung auf
kommen zu lassen. Es müsse ganz klar herausgestellt werden, daß von deutscher 
Seite das Äußerste getan werde, um der Not Her r zu werden. Hierbei sei die Be
weislast gegenüber den Besatzungsmächten eindeutig festzulegen. Außerdem solle 
„sorgfältig vermieden werden, die politischen Parteien zu verletzen". Dr . Sieve-
king162 wies auf die Gesamtwirkung der Konferenz hin und warnte vor einer Ver-
wässerung und der Gleichstellung dieser Konferenz mi t anderen Tagungen. Es 
müsse „ganz besonderer Wer t" darauf gelegt werden, das „Neue und Erstmalige" 
dieser Ministerpräsidentenkonferenz hervorzuheben, um den Eindruck in der Be
völkerung zu vermeiden, daß wiederum nur papierene Resolutionen ohne prakti
schen Wert gefaßt würden. Ohne sich in Details zu verlieren, sei in einer klaren 
Resolution der Grundgedanke der Konferenz, zu der die Not alle deutschen Länder 
nach zwei Jahren Besatzungspolitik getrieben habe, herauszustellen. 

Als einziger ging Wilhelm Kaisen163 auf das Fehlen der Ostzonenvertreter ein. 
„Um jede Möglichkeit auszuwerten, die Münchener Tagung nicht wieder an der 
Absage der Ostzone scheitern zu lassen", schlug er vor, „auf alle Fälle die Tagung 
so zu gestalten, als ob auch die russische Zone anwesend sei", worauf Dr. Wanders
ieb zur Erwägung gab, „als letzte Ausschöpfung aller Möglichkeiten sich mit den 
gefaßten Resolutionen nach Berlin zu begeben, um dort die Ministerpräsidenten 
der russischen Zone zum Anschluß aufzufordern"164. 

159 Dr. Walter Strauß, StS. im Hess. Staatsministerium, Mitglied d. Direktoriums d. Länderrats. 
160 In dem von der Staatskanzlei vorbereiteten Entwurf war vorgeschlagen worden, ein stän

diges Büro der Ministerpräsidenten-Konferenz zur Erledigung der laufenden Fragen, „rein 
zur Koordinierung der Ansichten", einzurichten. 

161 Hermann Wandersleb, geb. 1895; Mai 1945 Vizepräsident d. Oberpräsidiums d. Nordrhein
provinz, 1946-49 Chef d. Landeskanzlei Düsseldorf. 

162 Kurt Sieveking (CDU), geb. 1897; 1945-50 Senatssyndikus u. Leiter d. Senatskanzlei in 
Hamburg. 

163 Wilhelm Kaisen (SPD), geb. 1887; 1945-1965 Bürgermeister u. Senatspräsident von Bre
men. 

164 Protokoll der Vorbesprechung zur Ministerpräsidenten-Konferenz am 4. Juni 1947, vor
mittags 10 Uhr im Konferenzsaal der Staatskanzlei; HStA Stuttgart, EA 1/2, Nr. 225. 
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Am Nachmittag des 5. Juni trafen sich die Bevollmächtigten noch einmal, um 

für die Chefkonferenz den Entwurf einer beabsichtigten „Münchener Deklara

tion", die zur „Magna Charta von München"165 werden sollte, auszuarbeiten. Als 

Pfeiffer mitteilte, daß „nunmehr die Vertreter aus der Ostzone sich bereits auf dem 

Weg nach München befänden", wurde allgemein bedauert, daß noch kein Vertreter 

aus der Ostzone anwesend sei; man beschränkte sich daher darauf, lediglich die 

„technischen Faktoren und sachlichen Entwürfe" so weitgehend vorzubereiten, daß 

es der „Ostzone möglichst erleichtert werde, bei ihrer Ankunft zu den Einzelheiten 

Stellung zu nehmen". Über die Tagesordnung selbst wurde nicht mehr ge

sprochen166. 

Am späten Vormittag des 5. Juni war in München bekanntgeworden, daß die 

Ministerpräsidenten der Ostzone an der Konferenz teilnehmen würden. Damit war 

zu erwarten, daß der Antrag, den man von der Moskauer Außenministerkonferenz 

und von der SED-Propaganda her kannte, gestellt werden würde. Die Regierungs

chefs mußten sich auf eine Diskussion einstellen. Daß das einigen nicht leichtfallen 

würde, machen die Äußerungen Brauers deutlich, man könne nicht mit Leuten zu

sammensitzen, die die SPD unterdrückt hätten und „unsere Genossen" in Massen 

verhafteten. Gegenüber Louise Schroeder167 hatte er diese bitteren Empfindungen 

am Morgen des 5. Juni in die Worte gekleidet: „Unsere Leute in der SBZ sitzen in 

Zuchthäusern und Gefängnissen und Lagern."168 

Am gleichen Tag griff die sowjetisch lizenzierte „Tägliche Rundschau" Kurt 

Schumacher in übelster Weise an. Sie bezeichnete ihn als „eine Gefahr für das ge

samte deutsche Volk" und verglich ihn mit Hitler und Goebbels, wobei Goebbels 

noch die bessere Note erhielt, da er im Gegensatz zu Schumacher wenigstens offen 

gelogen habe169. I n einer solchen Atmosphäre wollte man am Abend die endgültige 

Tagesordnung festsetzen. 

Es schien daher angebracht, daß Ehard noch einmal mit den sozialdemokrati
schen Regierungschefs sprach, um mögliche Schwierigkeiten aus dem Weg zu räu
men. Theodor Eschenburg, der als Ministerialrat der Delegation Württemberg-
Hohenzollerns angehört hat, berichtet von dieser Sondersitzung, die demnach u m 
die Mittagszeit des 5. 6. 1947 stattgefunden hat170. In dieser Sitzung hat Ehard die 
SPD-Ministerpräsidenten eindringlich um eine entgegenkommende Hal tung ge
beten, wozu diese auch bereit waren. Ehard erkannte später an, man habe sich so 

165 So Dr. v. Campe (Leiter der StK. Hannover) schon in der Sitzung am 4. Juni. 
166 Protokoll der 2. Vorbesprechung zur Ministerpräsidenten-Konferenz am 5. Juni 1947 nach

mittags 15.30 Uhr im Konferenzsaal der Staatskanzlei; Bayer. StK, 0106. 
167 Louise Schroeder (SPD) 1887-1957; 1946 2. Bürgermeister v. Berlin; Mai 1947-Sept . 1948 

amtierender Oberbürgermeister. 
168 Vgl. Eschenburg, a.a. O., S. 414. Hierzu auch Schumacher auf dem Nürnberger Parteitag, 

in: Turmwächter der Demokratie, a. a. O., S. 135. 
169 Zit. bei Krautkrämer, Der innerdeutsche Konflikt, a. a. O., S. 169, Anm. 64. 
170 Eschenburg, a. a. O., S. 415 f. 
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zusammengesprochen, daß die Schwierigkeiten, die er vorausgesehen habe, vorläu
fig beseitigt gewesen seien171. 

Nach Aussage von Eschenburg hat Carlo Schmid nach der Sitzung erklärt, „man 
wäre sich einig, daß der ostzonale Antrag nicht auf der Konferenz behandelt wer
den könne. Wenn die festgelegte Tagesordnung mit Niveau ablaufen würde, wäre 
ein wesentlicher Schritt getan". In der Frage der „Nationalen Repräsentation" 
habe man ebenfalls eine befriedigende Lösung gefunden; auch die CDU denke 
nicht an eine „Nationale Repräsentation". Das gemeinsame Ziel wäre, „der Mini
sterpräsidentenkonferenz einen guten Start zu verschaffen"172. Die Ostzonenmini
sterpräsidenten hatten sich ein- bzw. unterzuordnen. Die „Chefkonferenz" mußte 
zeigen, ob dieses Ziel erreicht werden würde. 

Seit dem Auszug der ostdeutschen Regierungschefs aus dem Konferenzsaal der 
Bayerischen Staatskanzlei am frühen Morgen des 6. Juni ist über die Vorgänge in 
jener Nacht gerätselt worden; das um so mehr, als ein offizielles Protokoll nicht zu
gänglich war. Noch 1971 hat ein so ausgezeichneter Sachkenner wie John Gimbel 
sogar Zweifel angemeldet, ob überhaupt ein Protokoll geführt worden ist173. 

So konnte es geschehen, daß direkt im Anschluß an die Konferenz und in den 
folgenden Jahren in einer kaum noch überschaubaren Fülle die widersprüchlichsten 
Schilderungen gegeben wurden, die sich in Andeutungen, Polemik und falscher 
Dramatik überboten und in denen Dichtung und Wahrheit nur noch schwer zu 
trennen waren174. 

Tatsächlich ist jedoch auch über diese Vorbesprechung ein Protokoll geführt 
worden, das wohl als Schlüsseldokument der Münchener Konferenz bezeichnet wer
den muß. Es ermöglicht — bis auf eine Ausnahme — eine lückenlose Rekonstruktion 
jener denkwürdigen Nachtsitzung175. 

Zur Überlieferung des Protokolls: Schon auf der internationalen Pressekonfe
renz am 8. 6. 1947 hatte Ministerpräsident Ehard erklärt, „. . . wir waren so vor
sichtig, über diese Gespräche sehr genaue Protokolle aufzunehmen"176. Die Vorbe
sprechung wurde gleichzeitig von zwei Protokollanten wörtlich mitstenografiert; 

171 Siehe S. 438. 
172 Eschenburg, a. a. O., S. 415. In den Gesprächen, die d. Vf. mit Teilnehmern der Konferenz 

führen konnte, wurde diese Darstellung weitgehend bestätigt. 
173 Gimbel, Konferenzen, S. 16. 
174 Hierzu Grünewald, a. a. O., S. 273 ff. Grünewald kommt das Verdienst zu, diese Äußerun

gen sorgfältig gesammelt zu haben; der Sammlung ist hinzuzufügen: 
Bericht Carlo Schmids vor dem Landtag Württemberg-Hohenzollerns; 2. Sitzung, 12.6. 
1947, Verhandlungen, S. 5; Bericht Hermann Lüdemanns vor dem Landtag Schleswig-Hol
steins, 2. Sitzung, 13.6.1947; Wortprotokoll, S. 6-9. Zum Verlauf der Vorbesprechung 
auch die zahlreichen Äußerungen von Konferenzteilnehmern gegenüber Grünewald; a. a. O., 
S. 218 ff. Hierauf kann im einzelnen an dieser Stelle nicht eingegangen werden. 

175 Bayerische Staatskanzlei, Anlage 1 (42 Blatt) zu Nr. 73/64 geh(eim) u. zu Nr. 13/66 ge
h(eim). Bayer. StK, 0106. 

176 Vgl. Bayerische Staatskanzlei, Konferenzpressebüro. 27. Konferenz-Nachricht; vollstän
diges Protokoll über den Presseempfang durch die Delegationschefs der Länder am Sonn
tag, d. 8. 6.1947,10.15-12.20 Uhr, S. 9. Bayer. StK, 0106. 
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verantwortlich war Dr. Erber177. Die Übertragung der stenografischen Aufzeich

nung in die Reinschrift ist in großer Eile erfolgt, da das Protokoll den westdeut

schen Regierungschefs noch vor Beginn der für die Mittagszeit des 6. Juni vorge

sehenen Pressekonferenz zur Verfügung gestellt werden sollte. Den Ministerpräsi

denten wurde das Protokoll dann vor ihrer Abreise aus München zur Billigung vor

gelegt. Daraufhin wurde am 10. Juni vom Generalsekretär der Konferenz, Seelos, 

in einer Berichtigung zu diesem Protokoll empfohlen, die Ausführungen Carlo 

Schmids auf dessen ausdrücklichen Wunsch ganz, von den Ausführungen Bodens 

fünf Zeilen zu streichen178. Seelos gab die Anweisung, diese beiden Streichungen in 

einem geschlossenen Kuvert mit der Aufschrift „geheim" aufzubewahren. An

schließend sollten die Protokolle numeriert werden. Je ein Exemplar sollte dann an 

die Länderchefs der englischen Zone als "persönlich und streng vertraulich" mit 

eingeschriebener Dienstpost übersandt werden. An die Länderchefs der amerikani

schen Zone sollten die Protokolle mit Kurier nach Stuttgart gehen — ebenfalls mit 

dem Vermerk „persönlich und streng vertraulich" versehen. Das Protokoll für den 

Regierungschef in Tübingen sollte auch mit Kurier zunächst nach Stuttgart und 

von dort dann vom Bevollmächtigten Bayerns beim Länderrat persönlich nach Tü

bingen gebracht werden. 

Es war beabsichtigt, nach Koblenz und Freiburg keine Protokolle zu schicken 

— offensichtlich aus Sicherheitsgründen; man wollte die Teilnehmer aus Baden und 

Rheinland-Pfalz gegenüber der französischen Militärregierung nicht gefährden. 

Es sollte ihnen lediglich mitgeteilt werden, daß die Protokolle in der Bayerischen 

Staatskanzlei zur Verfügung gehalten würden179. Diese Anweisungen sind jedoch 

geändert worden, nachdem sich in der Bayerischen Staatskanzlei die Überzeugung 

durchgesetzt hatte, daß es nicht zu vertreten sei, ein entsprechend den Wünschen 

von Carlo Schmid und Wilhelm Boden verändertes Protokoll, das nicht mehr dem 

tatsächlichen Verlauf der Sitzung entsprochen hätte, als offizielles Protokoll zu ver

schicken. Man entschloß sich, die entsprechenden Zeilen nicht zu streichen und für 

„geheim" zu erklären, sondern statt dessen das gesamte Protokoll zur Geheimsache 

zu deklarieren. Dies entsprach auch dem weitergehenden Wunsch Bodens180. Die 

Regierungschefs wurden davon unterrichtet, daß das Protokoll in der Staatskanzlei 

177 Dr. Peter Erber, geb. 1904; 1933-1946 i. d. Bayer. Justiz tätig, auf Wunsch Ehards im 
Sommer 1946 als Landgerichtsdirektor in die StK. zunächst abgeordnet, 1948 als Min.-Rat 
übernommen, 1969 als Min.-Dirig. i. d. Ruhestand. Der zweite Stenograf, der auf Wunsch 
Dr. Erbers zur Sicherheit noch hinzugezogen worden war, ließ sich nicht mehr ermitteln. 

178 Es handelte sich um folgende Sätze: „Man müsse aber auch dafür Verständnis haben, daß 
sie [die Vertreter aus der frz. Zone] sich an die Vorschriften ihrer Besatzungsmacht zu hal
ten hätten. Wenn die Art von Ministerpräsident Dr. Paul auch nur in die Öffentlichkeit 
komme, müßten sie befürchten, daß sie telegrafisch abberufen würden." Vgl. S. 434. 

179 „Berichtigungen von Herrn Ministerialdirektor Dr. Seelos zum Protokoll über die Vorbe
sprechung der Ministerpräsidenten über die Tagesordnung am Donnerstag, dem 5. Juni 
1947, in der Bayerischen Staatskanzlei in München"; Bayerische Staatskanzlei Anlage 2 
(1 Blatt) zu Nr. 73/64 geh(eim) u. zu Nr. 13/66 geh(eim). Bayer. StK, 0106. 

180 Das bestätigte Dr. Ehard im Gespräch mit d. Vf. am 6. 8. 1974. 
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aufbewahrt werde und dort eingesehen werden könne. Es wurde keine weitere 

Reinschrift angefertigt, sondern die erste, von allen Regierungschefs gebilligte Fas

sung, mit den handschriftlichen Korrekturen Erbers181, in der Staatskanzlei hinter

legt. So erklärt sich auch, daß nur fünf Exemplare dieses Protokolls existieren; da

von befinden sich zwei in der Bayerischen Staatskanzlei, drei in Privatbesitz. Wir 

hatten Gelegenheit, zwei Protokolle miteinander zu vergleichen und auf ihre Über

einstimmung hin zu prüfen. Das Protokoll umfaßt im Original 42 Schreibmaschi

nenseiten; jede Seite wurde zweimal mit dem Stempel G E H E I M versehen. Dieser 

Geheimvermerk wurde in den Jahren 1964 und 1966 bei routinemäßigen Überprü

fungen mit Rücksicht auf noch lebende Konferenzteilnehmer erneuer t , 1974 

schließlich aufgehoben182. 

GEHEIM 
Protokoll über die Vorbesprechung der Ministerpräsidenten über die 
Tagesordnung am Donnerstag, dem 5. Juni 1947, in der Bayerischen 

Staatskanzlei in München. 

Beginn: 21,55 Uhr. 

Anwesend: 

für Bayern: Ministerpräsident Dr. Ehard, Stellv. Ministerpräsident Dr. Hoegner, 
Staatsminister Dr. Pfeiffer, Ministerialdirektor Dr. Seelos, Regierungsdirektor 
v. Herwarth ;183 

für Baden: Staatspräsident Wohleb; Staatssekretär Dr. Leibbrandt ;184 

für Berlin: Stellv. Oberbürgermeister Frau Louise Schroeder; 
für Bremen: Senatspräsident Kaisen; 
für Hamburg: Bürgermeister Brauer; 
für Hessen: Ministerpräsident Stock; 
für Niedersachsen: Ministerpräsident Kopf; 
für Nordrhein-Westfalen: Ministerpräsident Dr. Amelunxen, Ministerialdirektor 

Dr. Wandersleb; 
für Rheinland-Pfalz: Ministerpräsident Dr. Boden; 
für Schleswig-Holstein: Ministerpräsident Lüdemann; 

181 Im folgenden Dokument jeweils vermerkt. 
182 Für Hinweise betr. Überlieferung danke ich besonders den Herren Dr. Ehard, Dr. Seelos u. 

Dr. Erber (Gespräch am 4. 7. 1975). Noch vor dem Druck dieser Arbeit wurde im Deutschen 
Fernsehen in der Sendung „Tage des Überlebens, Das Münchner Treffen" am 11. 6.1975, 
20.15-21.00 Uhr aus diesem Protokoll zitiert. Das Protokoll wird auch in Bd. 2 der Edition 
Akten zur Vorgeschichte der Bundesrepublik Deutschland (vgl. Anm. 56) aufgenommen 
werden. Der Bayerischen Staatskanzlei und der Hessischen Staatskanzlei danke ich herzlich 
für die Abdruckerlaubnis. 

183 Hans H. Herwarth von Bittenfeld, geb. 1904; seit 1927 Auswärtiges Amt; nach d. Krieg 
Reg.-Dir. in der Bayer. Staatskanzlei, wo ihm im besonderen die Verbindung zu den Besat
zungsmächten u. d. ausländischen Missionen in München oblag. Nach Gründung der BRD 
im Bundeskanzleramt, dann im Auswärt. Amt; seit 1971 Präsident d. Goethe-Instituts. In 
Die Deutsche Ministerpräsidenten-Konferenz, a. a. O., S. 22, wird v. H. nicht erwähnt. 

184 Friedrich Leibbrandt (SPD), 1894-1960; 1946 Leiter des bad. Wirtschaftsministeriums, 
Aug. 1947 - Januar 1948 Min. für Wirtschaft und Arbeit. 
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für Württemberg-Baden: Ministerpräsident Dr. Maier; 
für Süd-Württemberg-Hohenzollern: Staatsrat Prof. Dr. Schmid; 
für Mark Brandenburg: Min.Präsident Dr. Steinhoff; 
für Mecklenburg: Ministerpräsident Dr. Höcker; 
für Sachsen: St.Ministerpräsident Dr. Fischer;185 

für Sachsen-Anhalt: Ministerpräsident Dr. Hübener; 
für Thüringen: Ministerpräsident Dr. Paul; 
Der Generalsekretär des Länderrats, Roßmann. 

Ministerpräsident Dr. Ehard eröffnet die Sitzung, spricht einleitende Begrüßungs
worte und schlägt vor, zunächst die Präsens festzustellen. Er habe Ministerialdirektor 
Seelos gebeten, eine Art Generalsekretärstätigkeit zu übernehmen, Regierungsdirektor 
v. Herwarth solle die Tätigkeit eines Chefs des Protokolls ausüben. Wenn Wünsche oder 
Zweifel bestünden, bitte er die Konferenzteilnehmer, sich an diese beiden Herren zu 
wenden. 

Auf Vorschlag von Staatsminister Dr. Pfeiffer verliest Ministerialdirektor Dr. Seelos 
die Liste der Teilnehmer und stellt die Anwesenheit der Teilnehmer dieser Bespre
chung und die Zusammensetzung der einzelnen Delegationen für die Hauptkonferenz 
fest. 

Ministerpräsident Dr. Ehard erklärt, daß man es absichtlich vermieden habe, ein 
festes Programm vorzulegen.186 Dies sollte der Ministerpräsidentenkonferenz vorbehal
ten werden. Man habe durch Bevollmächtigte Vorbesprechungen abgehalten, über die 
er Ministerialdirektor Dr. Wandersieb zu berichten bitte. 

Ministerialdirektor Dr. Wandersieb führt aus, es hätten solche Vorbesprechungen 
stattgefunden, die besonders der Übersicht über die Tagesordnung gegolten hätten; die 
Gestaltung der Tagesordnung selbst sei aber dieser Chefkonferenz vorbehalten worden. 
Das Land Bayern habe alles, was zum formalen Rahmen gehöre, gestaltet; sachlich 
habe aber alles ganz elastisch bleiben sollen bis zur Entscheidung der Chefs heute 
abend. Die Themen, die genannt worden seien, seien eingefügt in die Tagesordnung, die 
sich in vier Sitzungen abspielen solle. Diese werde gerade vervielfältigt und noch ver
teilt werden. Er wolle nun den Gang der Besprechung einmal wiederholen: Als Auftakt 
ergebe sich selbstverständlich die Begrüßung und Eröffnung durch den Einberufer, 
Ministerpräsident Dr. Ehard187. Daran solle sich kurz anschließen ein Bekenntnis zur 
Zusammengehörigkeit der deutschen Länder, das noch zu formulieren sei. Daran solle 
sich anschließen der Gruß an die deutschen Kriegsgefangenen, den Herr Senatspräsi
dent -Kaisen übernehme188. In der Vorbesprechung sei kurz darauf hingewiesen wor
den, daß nicht nur das deutsche Volk, sondern auch die gesamte Weltöffentlichkeit an 
dieser Konferenz großes Interesse habe. Man erwarte von der Konferenz, daß sie nicht 
nur einige dringend erscheinende Themen behandle, sondern daß dieser Tagung noch 
ein stärkerer Akzent gegeben werde. Es sei deshalb in der Vorkonferenz der Vorschlag 
gemacht worden, über die Einzelentschließung hinaus eine Rahmenentschließung zu 

185 Dr. Kurt Fischer, geb. 1. 7. 1900 (Halle), gest. 20. 7. 1950; Spartakuskämpfer, Mitarbeiter 
im Zentralpressedienst der KPD, Bezirkssekretär d. KPD in Mecklenburg; seit d. 10.12. 
1946 Stellv. Min.-Präs. u. Innenminister, Juli 1948 von Sokolowsky zum Präsidenten der 
Zentralverwaltung für Inneres ernannt; (ab 2.11.1949 Verwaltung der Volkspolizei); Chef 
d. Volkspolizei. 

186 Dagegen Dr. Fischer, die Tagesordnung sei als „so gut wie unabänderlich" dargestellt wor
den, Rede am 10. 6. 1947 über Radio Leipzig, Wortlaut in Bayer. StK, 0106. 

187 TOP 1 des „Entwurf einer Tagesordnung". Vgl. Die Deutsche Ministerpräsidenten-Konfe
renz, a. a. O., S. 23. 

188 TOP 2 dieses Entwurfs. 

diese nur für einen Teil 
der Sitzung anwesend 
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fassen, d. h. der Öffentlichkeit eine Art Münchner Deklaration zu übergeben, die kurz 
und prägnant sich über die uns besonders bedrückenden Dinge äußere, insbesondere 
über unsere Verantwortung und das Maß der Verantwortung, das auf den andern 
ruhe. Es seien schon 2 Entschließungsentwürfe, A und B, die eine gewisse Vorarbeit 
nach dieser Richtung bedeuten könnten, ausgearbeitet worden. Diese Rahmenentschlie
ßung solle als Anlagen die Resolutionen zu den einzelnen Tagesordnungspunkten er
halten. Es werde zu erwägen sein, ob diese Entschließungen nicht nur den einzelnen 
Militärregierungen in den Ländern überreicht werden sollen, sondern daß man aus 
dem Kreis der Länderchefs mehrere Herren bestimmen solle, die diese Deklarationen 
dem Kontrollrat überreichen und gegebenenfalls mündliche Erklärungen dazu geben 
sollten. Vielleicht glücke es erstmalig, die kleineren Ringe zu durchbrechen und an den 
Kontrollrat selbst heranzukommen. Dies könne die Bedeutung dieser Tage nur unter
streichen. Es sei weiter daran gedacht, daß man sich überlege, in welcher Form über 
diese Tagung hinaus ein loser Zusammenhalt möglich sei, den man vielleicht schon aus 
Vorsichtsgründen in die Form eines Arbeitsausschusses zur Vorbereitung einer nächsten 
Tagung kleiden könne. Es sei zweckmäßig, diesen Schlußpunkt von vornherein im 
Auge zu behalten. 

Ministerpräsident Dr. Ehard regt an, ein Telegramm an den erkrankten Minister
präsidenten Dr. Friedrichs in Dresden zu senden und ebenso an den infolge Autounfalls 
verhinderten Ministerialdirektor v. Brentano189. 

Dr. Wandersieb fährt hierauf fort, er wolle schnell zum Programm noch ein paar 
Stichworte sagen: 

Man habe vorgesehen, daß Ausschüsse zur Bearbeitung von Einzelfragen eingesetzt 
werden sollen190. Die personelle Besetzung sei auch schon vorbereitet worden. 

Die Vormittagssitzung am Freitag solle sich noch befassen mit der deutschen Ernäh
rungsnot191. Es sollten Ausführungen von Minister Lübke192 und Reichsminister a. D. 
Dietrich193 entgegengenommen werden. Anschließend sei vorgesehen ein Bericht Staats
ministers Dr. Baumgartner194 über die Notlage des deutschen Waldes195 und ein Bericht 
von Frau Oberbürgermeister Schroeder über die Auswirkung der Unterernährung auf 
die Volksgesundheit196. Daran solle sich eine Aussprache anschließen. Man habe für 
diese ganzen Dinge einen Zeitplan vorgesehen und komme so zu einer dreistündigen 
Vormittagssitzung. 

Der Nachmittag solle ganz gewidmet sein einem Bericht über die Not und Sorgen 
der deutschen Wirtschaft197. Da der stellv. Vorsitzende des Verwaltungsamtes in Min
den, Herr Keiser, schwer erkrankt sei, habe er seine Unterlagen an Senator Borgner198 

189 Zu Erkrankung u. Tod Friedrichs vgl. Gniffke, a. a. O., S. 244 ff. u. Paul, a. a. O. Clemens 
v. Brentano, 1886-1965, ab 1946 Leiter der Badischen Staatskanzlei. 

190 TOP 3. 
191 TOP 4. 
192 Heinrich Lübke, 1894-1972; 1947-1952 Ernährungs- und Landwirtschaftsminister in Nord

rhein-Westfalen. 
193 Hermann Robert Dietrich, 1879-1954; 24. 9.1946-21. 8. 1947 Leiter des Ernährungs- und 

Landwirtschaftsrats für die amerikanische und britische Besatzungszone, bzw. ab 1. 1. 1947 
des „Verwaltungsamtes für Ernährung und Landwirtschaft des amerikanischen und briti
schen Besatzungsgebietes". 

194 Joseph Baumgartner (CSU, BP), 1904-1964; 1945-1950 bayer. Minister f. Ernährung und 
Landwirtschaft. 

195 TOP 5; richtig: „Notlage des deutschen Volkes". 
196 TOP 6. 
197 TOP 7. 
198 Otto Borgner (SPD), 1892-1953; 1946-48 Senator für Wirtschaft u. Verkehr in Hamburg. 
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übergeben, der das Referat halten werde. Zu den Wirtschaftsfragen gehöre nicht nur die 
Kohlenfrage, die Frage des Exports, der Zonengrenzen usw. Daran solle sich anschlie
ßen ein kurzer Bericht von Minister Hilpert199 über Finanz- und Steuerfragen200. Dis
kussionen hierüber werden dann den Rest des Nachmittags füllen. 

Der Samstagvormittag solle eingeleitet werden durch zwei ganz kurze Referate, eines 
von Staatsminister Binder201 über Entnazifizierung202. Über dieses Referat solle keine 
Diskussion stattfinden, sondern es solle nur in einem Ausschuß eine Entschließung 
gefaßt werden. Hierauf werde Staatsrat Schmid über die Schaffung eines Besatzungs
rechts203 referieren. Auch hier solle keine größere Aussprache stattfinden. Ein Aus
schuß habe auf diesem Gebiet bereits vorgearbeitet. Im wesentlichen werde der Vor
mittag daher gewidmet werden können den Flüchtlingsfragen20*. Es sei daran gedacht, 
daß Staatssekretär Jaenicke205 das Referat und Ministerpräsident Lüdemann das Kor
referat übernehme. Auch hier sei bereits weitgehend vorgearbeitet worden. Ein Reso
lutionsentwurf sei schon in Vorbereitung. An diese Referate solle sich eine Aussprache 
anschließen, um der Öffentlichkeit zu zeigen, wie sehr uns diese Fragen am Herzen 
liegen. 

Dadurch werde der Samstagnachmittag ziemlich entlastet. Dort solle Herr Bürger
meister Brauer eine Aufforderung an die Deutschen, die durch das Dritte Reich ihre 
Heimat verloren haben206, richten, zurückzukehren. Hierauf solle über die von den Aus
schüssen vorbereiteten Resolutionen abgestimmt werden207. Dann folge noch die 
Schlußansprache von Ministerpräsident Dr. Ehard208. Es sei überlegt worden, inwie
weit man der Atlantik-Charta, besonders in Verbindung mit dem Besatzungsrecht, in 
der Schlußansprache Raum geben solle. Dies sei ein Punkt, der auch erwogen werden 
müsse bei der Frage der Rahmenentschließung oder der so zu nennenden Münchner 
Deklaration. Ob man diese außenpolitischen Punkte berühren solle, sei noch zu erwä
gen. Dazu gehöre auch ein Hinweis auf die Potsdamer Beschlüsse; die Entscheidung 
über die Fragen solle aber den Länderchefs vorbehalten bleiben. 

Der Sonntag solle dann für Besichtigungsfahrten frei sein. Es sei vorgesehen, für 
entsprechende Hauptgruppen der Fragen, die die Tagesordnung beherrschten, beson
dere Ausschüsse zu bilden; einen Ausschuß für Wirtschaft, Ernährung, Finanzen, 
Flüchtlingsfragen, Entnazifizierung und für ein Besatzungsstatut. Es sei vorgesehen, 
daß in jedem dieser Ausschüsse Vertreter aus jeder Zone beteiligt seien. Hier könne 
man von Zonen sprechen, sonst solle bei der Gesamtkonferenz vermieden werden, von 
verschiedenen Zonen zu sprechen. Die Konferenz solle vielmehr als Einheit in Erschei
nung treten. Hier müsse nun eine Frage noch heute abend hinzugefügt werden, näm
lich, wie weit die Herren aus dem Osten sich noch eingliedern könnten, wobei eine 

199 Werner Hilpert (CDU), 1897-1957; 1946-50 stv. Min.-Präs. Hessen, 1947-50 hess. Finanz
minister. 

200 TOP 8. 
201 Gottlob Binder (SPD), 1885-1961; 1945-49 Minister f. Wiederaufbau u. Politische Be

freiung in Hessen. 
202 Als TOP 9 „Die Reinigung Deutschlands vom Nationalsozialismus" in den Entwurf auf

genommen. 
203 TOP 10. 
204 TOP 11. Dies entsprach dem Wunsch von Min.-Präs. Lüdemann, der bis zum 31. Mai seine 

Teilnahme offengelassen hatte. 
205 Wolfgang Jaenicke, StS. für Flüchtlingsfragen im bayer. Innenministerium; parteilos. 
206 TOP 12. 
207 TOP 13. 
208 TOP 14. 
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Schwierigkeit dadurch entstehen könnte, daß sie ohne besonderen Arbeitsstab erschie
nen seien und infolgedessen gegebenenfalls die Zeit finden müßten, selbst an diesen 
Kommissionen teilzunehmen, ohne daß sie der Vollversammlung zu sehr entzogen 
würden. Andererseits sollten die Entschließungen der Ausschüsse doch auch ihren 
Wünschen entsprechen. Er schlage daher vor, den Plenarsitzungen Zeit abzuknapsen 
und die Entschließungsentwürfe ihr schon im rohen Zustand zu unterbreiten. 

Ministerpräsident Dr. Ehard bemerkt hierzu, er bedaure es, daß man mit den Her
ren aus der Ostzone nicht die Verbindung gehabt habe wie mit den andern. Er habe 
sie von vornherein gebeten, daß sie an den Vorbesprechungen teilnehmen sollten. Man 
habe auch darum gebeten und ihnen Vorschläge über die Beteiligung an den Referaten 
gemacht. Nachdem dies nicht möglich gewesen sei, sei es besonders wünschenswert, 
daß sie sich an der Arbeit der Ausschüsse und dem Zustandekommen der Resolutionen 
möglichst beteiligten. Das wolle er besonders unterstreichen. Inzwischen seien ja nun 
die Vorschläge der Tagesordnung verteilt worden und er schlage vor, zunächst einmal 
grundsätzlich dazu Stellung zu nehmen. 

Ministerpräsident Dr. Höcker führt aus, die Ministerpräsidenten der Ostzone hätten 
Ministerpräsident Dr. Friedrichs beauftragt, mit Ministerpräsident Dr. Ehard über die 
Tagesordnung zu sprechen. Dies sei auch geschehen. Friedrichs habe ihre Wünsche und 
Vorschläge unterbreitet. Diese seien aber leider nicht berücksichtigt worden. Wenn sie 
aber trotzdem an der ersten Beratung der Ministerpräsidenten aus ganz Deutschland 
teilnehmen, dann möge man daraus entnehmen, mit welchem Ernst sie diese ganze An
gelegenheit geprüft hätten und betrachteten. Sie hätten vor allen Dingen einen Wunsch 
gehabt, daß in den Mittelpunkt gestellt werde die Frage der wirtschaftlichen und poli
tischen Einheit Deutschlands, weil sie die Ursache unserer ganzen wirtschaftlichen Not 
in erster Linie darin sähen, daß Deutschland zerrissen sei in verschiedene Zonen. Er 
glaube, daß man ihm recht geben werde, daß ein großer Teil, vielleicht der größte Teil 
unserer wirtschaftlichen Nöte, die wir alle hätten, darauf zurückzuführen sei. Deshalb 
hätten sie es mit vollem Ernst vertreten, da man, wenn schon die Ministerpräsidenten 
zusammenkämen, diese Frage als Hauptpunkt behandeln müsse. Sie seien nicht der 
Meinung, daß man auf dieser Konferenz nicht über die Zonen sprechen solle. Im Ge
genteil, sie seien der Meinung, daß man dem deutschen Volk sagen müsse, worin un
sere wirtschaftliche Notlage begründet sei. Wenn wir weiter nichts tun und nichts 
anderes erreichen könnten, als daß wir endlich einmal die deutschen Parteien und Ge
werkschaften durch die Initiative der Ministerpräsidenten dazu brächten, zu dieser 
wichtigen Frage Stellung zu nehmen, dann habe diese Konferenz einen großen Erfolg 
gehabt. Das sei ihre Meinung. Wenn wir das nicht täten, wenn wir nur über die 
Schwierigkeiten und Nöte redeten - dazu sei sicher die Möglichkeit, bei den verschie
densten Punkten darauf einzugehen - , aber das deutsche Volk erwarte von dieser 
ersten Konferenz etwas, nämlich nicht, daß wir hier redeten und Entschließungen 
faßten, nicht nur das deutsche Volk, darüber hinaus das Ausland blicke auf diese Kon
ferenz. Wir dürften hier nicht auseinandergehen, ohne daß wir zu dieser Kernfrage 
ernstlich Stellung genommen und unsere. Meinung dem Volk und den Besatzungsmäch
ten kundgegeben hätten. Die Einheit Deutschlands: dafür brauche er keine Begrün
dung mehr zu geben. Aus den Begrüßungsworten, die heute abend gesprochen worden 
seien, spreche die Erkenntnis, daß man diese Einheit endlich wieder schaffen müsse. Er 
selbst und Lüdemann kämen aus dem Norden, er aus Mecklenburg, Lüdemann aus 
Schleswig-Holstein. Er sei heute durch ganz Deutschland gefahren. Er sei aber nicht 
durch Deutschland gefahren, sondern durch einzelne Länder. Wo sei Deutschland 
heute? Bayern, Sachsen, Brandenburg, das sei nicht Deutschland. Die Ministerpräsi
denten müßten als erste ihre Stimme erheben auf dieser Konferenz und die Einheit des 
deutschen Vaterlandes in den Vordergrund stellen, mit voller Betonung und mit vollem 
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E rns t . Deswegen sei m a n h i e r h e r gekommen. E r b i t te den Vorschlag, den m a n abge
lehnt habe , wei l er vielleicht nicht in den P l a n dieser Konferenz gepaß t habe , doch mi t 
aufzunehmen u n d zwar als H a u p t p u n k t der ganzen Tagesordnung. Sie als Minis ter 
präs identen der Ostzone beant rag ten , als entscheidende Voraussetzung für die Ver
hand lungen der Konferenz folgenden ersten P u n k t auf die Tagesordnung zu setzen: 

Bi ldung einer deutschen Zen t ra lve rwa l tung durch Vers tändigung der demokra t i 
schen Par te ien u n d Gewerkschaften zur Schaffung eines deutschen Einhei tss taats . 

E r bi t te , diesen A n t r a g anzunehmen, u n d diesen ersten P u n k t auf die Tagesordnung 
zu setzen nach der B e g r ü ß u n g u n d dem G r u ß an die Kriegsgefangenen. E r glaube, 
w e n n m a n zu diesem Prob lem ernst Ste l lung nehme , dann w e r d e es seine W i r k u n g 
wede r auf die Par te ien noch auf die Besatzungsmächte verfehlen. Das sei sein Ant rag , 
den er ganz k u r z habe begründen wol len . 

Senatspräsident Kaisen e rwider t , dieser P u n k t k o m m e für diese Konferenz zu f rüh . 
Die Sache liege so, daß die Besatzungsmächte beschlossen hä t ten , eine zentrale Verwa l 
t u n g zu schaffen. Prakt isch sei dies jedoch auch in Moskau nicht geschehen. N u n wol le 
m a n mi t Hilfe der Pa r te ien eine solche Zen t ra lve rwa l tung schaffen, die auch eine zen
t ra le politische Spitze haben müsse. D e m s tünden aber vorläufig noch die Gesetze der 
Besatzungsmacht entgegen. Auch die Par te ien seien damit nicht e inverstanden. 

I n der Ostzone seien die Pa r t e i en mi t diesem Konzept w o h l e inverstanden, in der 
Westzone aber nicht, we i l sie befürchten m ü ß t e n , d a ß in dem Augenblick der Schaf
fung einer deutschen Zen t ra l reg ie rung der letzte Rest von Substanz2 0 9 sich auch noch 
verflüchtige. D a h e r sei es erforderlich, d a ß dieses P rob lem zunächst e inmal von den 
Pa r t e i en angefaßt w ü r d e , auch in der Westzone . Die Par te ien bestünden darauf, d a ß 
sie das prae in diesen politischen Konzept ionen hä t t en , sie h ie l ten die Minis terpräs i 
denten nicht für befugt, in diese entscheidende F r a g e jetzt einzugreifen. So wie die 
Minis terpräs identen der Sowjetzone von i h r en Par te ien getr ieben w ü r d e n , so w ü r d e n 
die Minis terpräs identen der westl ichen Zone von i h r en Par te ien gehinder t 2 1 0 . Die Lage 
sei äuße r s t p rekär . M a n habe deswegen u n t e r Zurücksetzung vieler andere r Bedenken 
davon abgesehen, zu tun , was m a n wünsche. M a n habe e iner Konferenz zugest immt, 
die sich mi t der Behebung der wirtschaftlichen Schwierigkei ten befasse. Die nächste 
Konferenz könne dann e inen Schri t t we i te rgehen . Die jetzige Konferenz w ü r d e sonst 
zu sehr belastet sein u n d nicht vo rwär t skommen. 

Minis te rpräs ident D r . Paul e rklär t , es sei keine Pr inzipienre i tere i u n d sie seien auch 
keine get r iebenen Jockeys der Par te ien , w e n n sie diesen An t rag h ie r u n d mi t diesem 
Nachdruck stellten. E r kenne genau die Grenzen, die e inem Regierungschef gesteckt 
seien, u n d er wisse, w i e we i t unsere Möglichkei ten gingen, die N o t des Volkes zu be
eben. Minis terpräs ident D r . E h a r d habe vor kurzem eine ausgezeichnete Rede übe r 
die Lage des Landes Bayern gehal ten2 1 1 . Jeder von i h n e n könne eine solche Rede für 

209 Kaisen meinte hier, den letzten Rest von Substanz an deutscher Nationalstaatlichkeit. Vor
aussetzung für eine starke Zentralregierung war die Zustimmung aller vier Besatzungs
mächte. Bliebe sie aus, würde diese Regierung zu schwach sein, um separatistischen und 
partikularistischen Bestrebungen entgegentreten zu k ö n n e n (Senatspräsident a. D. W. Kai
sen im Gespräch mit d. Vf. am 9. 8. 1974). 

210 Dr. Fischer erinnerte sich an diese Äußerung folgendermaßen: „Wie Sie aus der Ostzone, 
mit Einverständnis Ihrer Parteien, diesen Punkt auf die Tagesordnung setzen wollen, so 
sind wir von unserer Partei daran verhindert". Fischer in seiner Rede am 10. 6. 47 (vgl. 
Anm. 186). 

211 Gemeint ist offensichtlich die Rede, die Dr. Ehard am 4. 5. 1947 in Ingolstadt gehalten 
hatte, vgl. Donau-Kurier v. 6. 5.1947 u. Süddeutsche Zeitung v. 6. 5.1947 mit ergänzendem 
Beitrag von F. M. Reiffenscheidt, „Warnung vor dem ,Reich'". 
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sein Land halten. Das wollten sie mit ihrem Antrag: Man sehe, daß die deutschen Par
teien, die erklärten, daß sie die einzig legitimierten Willensträger, zusammen mit den 
Gewerkschaften, seien, es bisher nicht fertiggebracht hätten, sich an einen Tisch zu set
zen. Die Not steige aber wie ein Hochwasser und werde in kurzer Zeit große Massen 
unseres Volkes erfaßt haben. Man wolle daher mit diesem Antrag einen moralischen 
Druck auf die Parteien und Gewerkschaften ausüben, daß sie sich nun nicht mehr län
ger bedenken, sich zusammenzusetzen, sondern daß diese kleinen, unbedeutenden Dinge 
des Alltags hinter großen Fragen zurücktreten müßten. Das ganze Volk blicke auf sie. 
Aus diesem Grunde müßten die Parteien und Gewerkschaften sich zusammenfinden. 
Er frage212, was vergebe man sich, wenn man in dieser Sitzung zum Ausdruck bringe, 
daß die Ministerpräsidenten es für geboten hielten, daß die Parteien und die Gewerk
schaften sich baldmöglichst zusammenfänden, und zwar zusammenfänden mit dem 
Ziele einer Schaffung einer zentralen Verwaltung, später einmal Wahlen oder ein 
deutsches Reich vorzubereiten. Einmal müsse man den Anfang machen. Einmal müsse 
man aus den Eiertänzen der Paragraphen-Juristen herauskommen. Man müsse an die 
Probleme herantreten, die Zeit des Abwartens sei vorbei. Er stehe auf dem Standpunkt, 
daß sich durch die Annahme eines solchen Antrags, daß sich die Parteien in Berlin zu
sammenfinden möchten, die Konferenz nicht nur nichts vergebe, sondern im Gegenteil 
auf dem Wege zur Schaffung eines wirtschaftlich und politisch einheitlichen Deutsch
lands selbst einen Schritt gehen und nicht nur über diesen Schritt reden solle. Aus die
sem Grunde bitte er entsprechend dem Antrag, morgen über diesen Punkt zu reden. 
Es werde dies nicht mehr als 15 bis 20 Minuten erfordern. Damit werde die Angele
genheit erledigt sein. 

Ministerpräsident Dr. Maier erklärt, wenn er sich die Tagesordnung überlege, wie 
sie vorgeschlagen sei, so glaube er, ein Wort der Kritik üben zu müssen, obwohl auch 
die Herren von Württemberg-Baden mitgewirkt hätten. Er habe den Eindruck, daß 
sich die Ministerpräsidenten morgen bei dieser Sitzung, die doch eine ganz große Be
deutung habe, selbst mundtot machten. Das sei eine zu sehr gesteuerte Demokratie, 
wenn man diese Tagesordnung annehme. Das sei nicht der Sinn, wenn die Herren aus 
ganz Deutschland zusammenkämen, daß man sich diesem zufälligen Ablauf unterordne, 
der gegeben sei durch Redezeiten und ganz bestimmte Tagesordnungspunkte. Man solle 
von dem reden, was uns innerlich bewege, und zwar diejenigen Männer, die verant
wortlich seien. Deshalb rege er an, insbesondere wegen der auseinanderklaffenden 
Meinung, daß man sich doch sehr gut aus diesen ganzen Schwierigkeiten ziehen könnte, 
wenn man213 den Ministerpräsidenten zum Hauptpunkt dessen, warum man zusam
mengekommen sei, nämlich einer Wiederannäherung der einzelnen Standpunkte, einen 
großen Spielraum geben würde. Vom demokratischen Standpunkt aus müsse er gegen 
die morgige Tagesordnung Bedenken erheben. Nach der Begrüßungsansprache von 
Ministerpräsident Dr. Ehard sollten die Ministerpräsidenten sagen, was sie von 
Deutschland hielten und was unsere Pflicht sei. In Bremen habe man schon gesagt, was 
man von der Einheit Deutschlands halte214. 

Er schlage daher vor, daß der morgige Vormittag ausgefüllt werde mit den Erklä
rungen der einzelnen Ministerpräsidenten darüber, warum sie gekommen seien und 
was sie von ihren Pflichten hielten. 

Ministerpräsident Kopf sagt, wenn er das Programm ansehe, so sei vorgesehen, daß 
Ministerpräsident Dr. Ehard in seiner morgigen Rede eine Erklärung zur Einheit 

212 Handschriftl. verb.; im Original: Die Frage. 
213 Handschr., i. O.: wir uns .. . könnten, wenn wir . . . 
214 Wortlaut der Entschließung der Bremer Konferenz v. 4./5.10.1946 in Europa-Archiv 4 

(1948), S. 1143. Vgl. auch Anm. 56. 
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Deutschlands abgeben werde. Er glaube, daß man um alle Schwierigkeiten herum
komme, wenn man sich über die Form und den Inhalt dieser Erklärung jetzt einige. 

Ministerpräsident Dr. Hübener führt aus, wenn er die Erklärungen von Dr. Höcker, 
Dr. Maier und Kopf betrachte, sei er der Meinung, daß es doch ein Leichtes sein müsse, 
eine Einigung zu finden. Er sei auch der Meinung, daß das Programm das deutsche 
Volk nicht befriedigen werde. Es sei zu fleißig und erfordere viel Arbeit. Es werde aber 
von uns gefordert, daß man der Verzweiflungsstimmung im deutschen Volke steuere, 
daß man wieder Hoffnung aufrichte, daß man positive Ziele zeige. Ein solches Ziel sei 
aber ein einheitliches Deutschland. Die Schwierigkeiten seien zweifellos sehr groß. Der 
eine Einwand sei, daß man von der Besatzungsmacht abhängig sei, der andere Einwand 
sei, daß die Parteien und Gewerkschaften die Meinung verträten, daß die Minister
präsidenten nicht das Recht hätten, zur Einheit Deutschlands zu sprechen. Man wolle 
den Parteien ja dieses Recht nicht schmälern, aber die Tatsache bestehe doch, daß von 
diesem Recht bisher kein Gebrauch gemacht worden sei und daß wohl auch kein Ge
brauch gemacht werde, wenn nicht der energische Wille des deutschen Volkes dahin-
tertrete. Was die Besatzungsmacht anbelange, so habe er das bestimmte Gefühl, daß sie 
darauf warte, daß wir uns nicht mehr als Objekt fühlen. Das sei ja der tiefere Grund, 
daß wir seit zwei Jahren aufgehört hätten, völkerrechtlich Subjekt zu sein. Wi r müß
ten wieder danach streben, wieder Subjekt zu werden. Er wisse, daß die Juristen dar
über stritten, welche Rechtslage für uns jetzt bestehe. Das sei aber gleichgültig. Tat
sache sei, daß wir Objekt seien. Dabei habe sich aber niemand wohlgefühlt, auch die 
Besatzungsmächte nicht. Wir müßten deshalb streben, wieder Subjekt zu werden. Die
ser Weg sei möglich. Wir müßten wieder völkerrechtlich existent werden. Das sei nur 
möglich, wenn wir wieder zu einer einheitlichen Verwaltung und Regierung kämen. 
Wir müßten als Sprachrohr des Willens des ganzen Volkes unseren Parteien und der 
Besatzung sagen, daß wir zwei Jahre gebüßt hätten und jetzt wieder unser Schicksal in 
unsere eigene Hand nehmen müßten. Er habe die Hoffnung, daß das, was Minister
präsident Dr. Ehard morgen sagen werde, im Grunde auf der gleichen Linie liege. 

Bürgermeister Brauer führt aus, er sei überzeugt, daß auf dieser Konferenz nie
mand sei, der sich nicht aus vollem Herzen zur deutschen Einheit bekenne. Er schlage 
aber doch vor, so zu verfahren, daß man zunächst Ministerpräsident Dr. Ehard sein 
Bekenntnis zur Zusammengehörigkeit aller deutschen Länder sprechen lasse, ohne 
diese Einführungsrede zur Debatte zu stellen. Am Schluß der Konferenz sei ja vor
gesehen, daß die Schlußrede des bayerischen Ministerpräsidenten die Aufforderung 
zur Überbrückung aller Gegensätze enthalte. Bevor dieses Schlußwort gehalten werde, 
halte er es für gegeben, daß die Ministerpräsidenten der einzelnen Länder Gelegen
heit bekämen, zur Frage der deutschen Einheit und der demokratischen Entwicklung 
Deutschlands sich zu äußern. Er würde das, was Ministerpräsident Dr. Maier vorge
schlagen habe, an das Ende der Tagung, die doch eine Arbeitstagung sein solle, stellen. 
Weiter würde er bitten, daß man diesem Gedanken folge und sich vorher über eine 
gemeinsame Entschließung verständige. Man müsse die Konferenz aber nicht dazu 
benützen, die staatsrechtliche Frage der deutschen Einheit zu ihrem Gegenstand zu 
machen. Das sei nicht das, worauf die Bevölkerung warte, sondern auf die Hebung der 
Produktion, die Sicherung vor der Kälte, die Bereitstellung von Nahrungsmitteln. 
Wenn das alles erledigt sei, könne man durchaus dem Gedanken von Ministerpräsident 
Dr. Maier folgen und damit auch den anderen Herren gerecht werden, daß nämlich die 
Tagung in Reden der Ministerpräsidenten der Länder ausklinge. 

Ministerpräsident Dr. Ehard erklärt, er habe sich natürlich diese Dinge auch über
legt. Man könne zwei Wege gehen. Entweder man mache eine politische Demonstra
tion aus dieser Konferenz, oder man mache eine nüchterne Arbeitstagung, die aufzeige, 
wo wir stehen, was wir tun könnten und wozu wir die Hilfe der Besatzungsmächte 
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bräuchten. Wenn wir die Frage der Einheit Deutschlands vorwegnehmen, dann be
stehe die Gefahr, daß die Aufgabe der Konferenz gefährdet werde. Wenn wir die Kon
ferenz zu einer politischen Demonstration machen, dann bestehe von vornherein eine 
ganz große Gefahr, daß wir die Einheit nicht erreichten, sondern daß die innerpoli
tischen Gegensätze sie auffräßen. Wir seien noch nicht so weit, daß wir auf die Be
satzungsmächte einwirken könnten. Wenn wir als Ministerpräsidenten erklären, daß 
wir ein gemeinsames deutsches Volk wollten, die Parteien hätten es aber nicht fertig
gebracht, dann würde dadurch das deutsche Volk tatsächlich darauf hingewiesen wer
den, daß die Parteien es nicht fertiggebracht hätten. Was könnten jedoch die Minister
präsidenten tun? Sie könnten es auch nicht, sie könnten nur mahnen, daß die anderen 
es tun sollen. Sie könnten nur ein Bekenntnis zur Einheit Deutschlands abgeben, eine 
Erklärung, die an die Spitze der Konferenz gehöre. Das sei etwas, worauf die Welt 
höre. Und dann könnten wir das tun, was in unserer Macht stehe. Das Volk stelle die 
Frage, was wir tun könnten, um die Ernährung zu verbessern, um Kohlen zu beschaf
fen usw. Gewiß, man könne auch hier nicht viel tun, aber ein geschicktes Referat könne 
aufzeigen, was wir selbst tun könnten und welche Grenzen uns gezogen seien. Dabei 
werde man darauf hinweisen können, daß wir mehr tun könnten, wenn die Zonen 
nicht wären. Hier sei dann der Platz, wo auf die Beseitigung der Zonen verwiesen wer
den könne. In der Beschränkung zeige sich erst der Meister. Man solle auch nicht die 
Resolutionen unterschätzen und man solle auch nicht den mangelnden Willen der 
Deutschen unterschätzen. Die Parteien stellen ihr Programm höher als die Einheit 
Deutschlands. Man könne durchaus sagen215, daß bei vielen Dingen nur etwas erreicht 
werden könne, wenn alle vier Zonen zusammenarbeiteten. Dann könne uns niemand 
den Vorwurf machen, daß wir etwas täten, was uns nicht zustehe. Glaube man denn, 
daß die Parteien auf uns hören würden? Sie würden viel besser unter dem Druck der 
Not handeln. 

Es sei auch nicht so, daß man mit der Erklärung der Einheit auch schon etwas er
reicht habe. Es würden sich dann sofort die verschiedenen Meinungen aufzeigen. Man 
sei sich wohl einig über das Ziel, aber nicht über den Weg. Deshalb müsse man sich be
wußt auf dieses Programm der Konferenz beschränken. Innerhalb dieses Programms 
würde sich Gelegenheit geben, vieles zu sagen, ohne daß man befürchten müsse, daß 
uns gesagt werde, das gehe uns nichts an. Augenblicklich beständen politische Schwie
rigkeiten, und diese Schwierigkeiten könnten die Ministerpräsidenten nicht beseitigen. 
Sie müßten dazu erst wieder die Parteien fragen. Es gebe in dieser Konferenz nur ein 
paar Punkte, die rein politisch seien und die ausgesprochen werden müßten. Das eine 
sei ein politisches Faktum, nämlich die Tatsache, daß man sich überhaupt an einem 
Tisch zusammensetze. Ein zweiter sei das Bekenntnis zur schicksalhaften Zusammen
gehörigkeit und, wie Bürgermeister Brauer angeregt habe, ein Bekenntnis zur Demo
kratie. Das könne aber am besten an den Schluß der Konferenz gestellt werden. An den 
Anfang gestellt würde es dazu führen, daß man sich politisch zerrede. Es würde dann 
heißen, „da setzen sie sich zusammen und halten wieder politische Reden". Das Volk 
erwarte, daß man eine Bilanz aus den gegebenen Tatsachen ziehe, daß man aufzeige, 
was wir selbst leisten könnten, wo unsere Grenzen seien, und was wir von den anderen 
erwarten müßten. Eine Diskussion politischer Art würde dazu führen, daß man sich 
auseinanderrede. 

Er sei der Meinung, daß der von ihm vorgeschlagene Weg der richtige sei, wenn 
man etwas erreichen wolle. Man müsse diesen Weg gehen und sich nicht verleiten 
lassen, sich auf einen politischen Abweg zu begeben. Er könne sich deshalb nicht davon 
überzeugen, daß man mit dem vorgeschlagenen Programm auf dem falschen Weg sei. 

215 Handschr., i. O.: daraus sehen. 
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Stv. Ministerpräsident Fischer führt aus, aus den Reden, die heute während des 
Abendessens gehalten worden seien, habe er geglaubt, entnehmen zu dürfen, daß es in 
diesem Kreise keinerlei Meinungsverschiedenheit gäbe über die Notwendigkeit der 
Schaffung der Einheit Deutschlands. Man wisse, daß das ganze deutsche Volk auf die 
Zusammenkunft der Verwaltungschefs der Länder und Provinzen schaue voller Hoff
nung. Welches seien die Hoffnungen? Sie konzentrierten sich auf den einen Punkt: wie 
werde es mit der Zukunft unseres Vaterlandes? wie werde es mit der künftigen Gestal
tung unseres deutschen Schicksals ? wie werde es mit der Schaffung der Einheit Deutsch
lands? Das sei die Frage, die vor jedem Deutschen stehe, die in allen Zonen und Län
dern diskutiert werde. Hier werde brennend auf eine Antwort vor allem von dieser 
Konferenz gehofft. Wenn man diese Frage ans Ende, und wenn auch als feierlichen 
Ausklang, stellen würde, werde dies, was man vermeiden wolle, eine leere politische De
monstration. Wenn er sich das Programm ansehe, gebe er Ministerpräsident Dr. Maier 
recht, daß dies zu sehr organisierte Demokratie sei. Über alle diese Punkte zu diskutie
ren, um darüber Resolutionen zu entwerfen, auch eine Münchener Deklaration zu 
schreiben, so seien dies alles nur Palliative, das Grundübel müsse angegriffen werden. 
Wie könne man die Erörterung der Ernährungsnot, der Not des Waldes, der Not der 
Wirtschaft auch nur ändern, wenn man nicht mutig angreife das Problem, das die Vor
aussetzung für die Veränderung jeglicher Not sei, nämlich das Problem der Schaffung 
der Einheit Deutschlands. Dies sei das Primäre. Wenn man nur an Teilfragen heran
gehe, heiße das nur, Illusionen erwecken und um das Problem selbst herumgehen. 
Wenn Ministerpräsident Dr. Ehard gesagt habe, was könnten die Ministerpräsidenten 
zu diesem Punkte tun, so gebe er zu, daß sie nicht sehr viel tun könnten. Sie könnten 
aber eines tun, nämlich ganz offen und zu allererst sagen, daß wir so viel wie gar nichts 
tun könnten, wenn nicht die Voraussetzung geschaffen sei, durch Schaffung der wirt
schaftlichen und politischen Einheit. Deshalb bitte er, diese Frage als primärste Frage, 
als 1. Punkt auf die Tagesordnung zu setzen und dies dem Volke offen zu sagen. Das 
erwarte das Volk von uns, deshalb wolle er den Antrag von Ministerpräsident Höcker 
unterstützen. 

Ministerpräsident Lüdemann erklärt, er stimme mit Ministerpräsident Dr. Maier 
überein, daß die Tagesordnung zu sehr aufgeteilt sei. Es sei dabei erreicht worden, daß 
man 14 Programmpunkte habe und daß die Flüchtlingsfrage dabei an 11. Stelle geraten 
sei. Er glaube nicht, daß eine solche Tagesordnung verstanden werde. Die Vertreter der 
britischen Zone seien übereingekommen, daß die Tagesordnung heißen müsse: 

1. Ernährungsnot 
2. Wirtschaftsnot 
3. Flüchtlingsnot 

Dabei könne man Unterabteilungen machen, aber er glaube, daß es so gemacht werden 
müsse. 

Nun sei da viel gesprochen worden über die deutsche Einheit. Er möchte meinen, 
daß das Zustandekommen dieser Konferenz schon ein Bekenntnis zur Einheit der Deut
schen sei. Er möchte auch meinen, daß die Beratungen dazu führen würden, daß bei 
jedem Punkt immer wieder durchklingen werde, daß man eine Einheit Deutschlands 
brauche. Er könnte sich jedenfalls eine Lösung der Ernährungsnot, der Flüchtlingsnot 
usw. nicht vorstellen, ohne daß man dabei zur Einheit Deutschlands Stellung nehme. 
Wenn hier von den Vertretern der Ostzone von der Einheit Deutschlands gesprochen 
werde, so könne er sich damit nicht so ohne weiteres befreunden. Der Weg, der hier 
gezeigt worden sei, scheine ihm doch wenig gangbar zu sein. Die Herren von der Ost
zone sprächen von einem Zusammengehen der politischen Parteien. Er wisse nicht, ob 
sie sich das richtig durchgedacht hätten. Es würden dadurch doch selbstverständlich 
gegensätzliche Meinungen herausgefordert. Er müßte für seine Partei dabei darauf 
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hinweisen, daß zunächst einmal alle großen Parteien überall müßten arbeiten können, 
vor allem die sozialdemokratische Partei. Über diese Frage könne man sich auf der 
morgigen Konferenz nicht einigen. Es komme auch dazu, daß die Ministerpräsidenten 
dafür gar nicht zuständig seien. Man könne nicht die Aufgaben der Parteien über
nehmen und könne diesen auch nicht etwas auftragen. Er habe schon erwähnt, daß man 
bei allen Fragen der Tagesordnung nicht umhin könne, zur Einheit Deutschlands zu 
sprechen. Er würde es für richtig halten, wenn zu jedem Punkt das Notwendigste zur 
Einheit Deutschlands gesagt werde, und daß am Schluß Ministerpräsident Dr. Ehard 
zusammenfasse, daß bei jeder Gelegenheit für die Einheit Deutschlands gesprochen 
worden sei, und daß er dies ausdrücklich zusammenfasse. 

Ministerpräsident Dr. Boden führt aus, er wolle Gesagtes nicht wiederholen. Zwei 
Meinungen stünden sich gegenüber. Die eine bezeichne als primär die Frage der poli
tischen Einheit Deutschlands, die andere sehe die Ernährung, die Wirtschaft, die 
Flüchtlingsfrage als das Wichtigste an. Er stehe rückhaltslos zu dem, was Minister
präsident Dr. Ehard in weit ausgreifender Begründung zu dem Letzteren gesagt habe, 
und er wolle sich, was die politischen Fragen anlange, auf das beschränken, was schon 
von Ministerpräsident Kopf gesagt worden sei, daß nämlich der Leiter der Verhand
lungen es morgen in der Hand habe, in seiner Begrüßungsansprache auf die Frage der 
politischen Einheit Deutschlands zu kommen. Er dürfe dazu wohl auch im Namen sei
ner Kollegen aus der französischen Zone ausdrücklich bemerken, daß sie nur die Ge
nehmigung zur Teilnahme erhalten hätten, um die wirtschaftlichen Fragen zu erör
tern. Durch eine Debatte über die anderen Fragen würden sie in eine schwierige Lage 
gebracht. Trotzdem oder gerade deshalb würden sie es begrüßen, wenn diese seine 
Meinung so berührende Frage durch Ministerpräsident Dr. Ehard in einer Form er
ledigt werde, die eine Debatte überflüssig mache. 

Senatspräsident Kaisen erklärt, daß man nun die Ansichten gehört habe. Er frage, 
ob man sich nicht auf folgender Basis einigen könne, daß nach der Ansprache des Mini
sterpräsidenten Dr. Ehard je ein Sprecher der einzelnen Zonen über die Sorgen und 
Wünsche ihrer Zonen sich äußere. Diskutiert solle aber nicht werden. Dann solle man 
in die Tagesordnung eintreten. Nachher, bei den verschiedenen Resolutionen habe man 
die Möglichkeit, auf besondere Wünsche Rücksicht zu nehmen. Es werde niemand der 
Mund verbunden. Jeder könne reden und man sei über diese Schwierigkeiten hinweg. 
Anders wäre es, wenn man über politische Fragen in die Debatte eintreten müsse. Man 
solle sich davon fernhalten, die Parteien hereinzuziehen. Man könne empfehlen, daß 
beim Kontrollrat deutsche Organe geschaffen werden, die gehört werden müßten. Man 
könne auch empfehlen, den Wirtschaftsrat auszudehnen auf alle 4 Zonen. Er wisse 
nicht, wie weit die Herren der Ostzone darauf eingehen würden, auf dem Rechtsweg 
des Ausbaues der bestehenden Verwaltungsorgane zu einheitlichen Verwaltungsstellen 
zu kommen216. Seiner Meinung nach gebe es aber nur diese zwei Wege. 

Ministerpräsident Dr. Paul führt aus, er sei in einen Kreis von Demokraten gegan
gen. Er überlasse es dem Urteil der Anwesenden, ob eine Schuld bei ihnen (den Ver
tretern der Sowjet-Zone) liege oder nicht, da sie erst heute gekommen seien. Nun hät
ten sie eine Tagesordnung von 14 Punkten vorgefunden. Er spreche für die ganze 
russische Zone, für 20 Millionen Menschen und stelle den Antrag, einen Punkt auf die 
Tagesordnung zu setzen. Nun sollten diese 20 Millionen Menschen nicht zu Wort kom
men. Er frage, sei das Demokratie? Er frage, welche Stellung nähmen sie als Mini
sterpräsidenten der Ostzone auf dieser Konferenz ein? Die anderen hätten Themen, 
Ausschüsse, und sie sollten nicht einmal gehört werden. Er sei zu einer einzigen Kon
zession bereit, sonst müsse er Schlüsse ziehen: Nach der Ansprache des Ministerpräsi-

216 Handschr., i. O.: ernennen. 
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denten Dr. Ehard sollten Vertretern jeder Zone Gelegenheit gegeben werden, über den 
Begriff der künftigen Einheit Deutschlands zu sprechen. Man solle es ihnen überlas
sen - und er glaube, dafür Gewähr bieten zu können, daß es nicht das werde, was man 
hier erwarte, eine politische Demonstration. 

Ministerpräsident Dr. Ehard erwidert, er glaube, wenn er die Diskussion richtig 
verstanden habe, sei nicht gewollt, daß dieser Punkt nicht auf die Tagesordnung 
komme. Es werde nur nicht gewünscht, daß er in dieser Form auf die Tagesordnung 
komme. Daß er irgendwie im Zusammenhang mit anderen Dingen erörtert werden 
könne, darüber sei kein Zweifel gelassen worden. Es sei angeregt, daß am Schluß sei
ner Begrüßungsworte eine Aussprache stattfinde. Wenn hier nun die Ostzone komme, 
habe man die Notwendigkeit, daß auch die anderen Zonen zu dieser Frage das Wort 
ergriffen. Dann hätten wir das, was wir nicht wollten, daß wir nämlich als zonenzer
rissene Ministerpräsidenten auftreten. Könne man denn das nicht vermeiden und sich 
lieber auf eine Tagesordnung einigen, und zwar auf eine sachliche Tagesordnung? Das 
übrige könne man doch in der Diskussion über die einzelnen Themen und bei den Re
solutionen berücksichtigen, während durch eine politische Demonstration nur die Zer
reißung in Zonen betont würde. Es könne bei den einzelnen Themen zur Einheit 
Deutschlands gesprochen werden, und er werde dieses Ergebnis dann zusammenfassen. 
Er glaube, daß dieser Weg der richtige sei. 

Bürgermeister Brauer erklärt, er nehme den Vorwurf, daß man es mit der Demo
kratie nicht ernst nehme, sehr ernst. Wie sei es aber tatsächlich? Man berate und ent
scheide darüber, wie die Tagesordnung aussehen werde, und zwar durch Mehrheits
beschluß. Es sei schon betont worden, daß der Punkt der deutschen Einheit nicht ein
fach negiert werden solle, daß er am Anfang und Ende stehen solle. Er glaube, daß 
man mehr nicht tun solle und auch nicht tun könne. Etwas Eindruck hätten doch auch 
die Ausführungen des Vertreters der französischen Zone machen müssen. Dann sei 
noch die Frage, ob jeder Ministerpräsident im Anschluß an die Erklärung des Präsi
denten der Konferenz eine Rede halten solle. Er wisse nicht, wie man dann das Pro
gramm erledigen solle. Wenn man die deutsche Einheit demonstrieren wolle, dann 
müsse dies ein Sprecher am Anfang tun, alles andere heiße die Einheit zerreden. Er 
bitte dringend, davon abzusehen, in Erwägung zu ziehen, an die Ausführungen des Lei
ters der Konferenz jedem Ministerpräsidenten Gelegenheit zu geben, sich seine Sorgen 
vom Hals zu reden. Wohin komme man, wenn jeder von seinen Nöten erzähle; er 
könne allein einen ganzen Vormittag und Nachmittag von den Nöten Hamburgs er
zählen. Wenn behauptet werde, es handle sich um eine organisierte Tagesordnung, so 
müsse er demgegenüber sagen, daß man es anders gar nicht machen könne. Die Auf
fassung, daß die einzelnen zu Worte kommen müßten, sei vollkommen richtig, nur 
müsse dies im gegebenen Augenblick und zu den gegebenen Punkten geschehen; es 
werde niemand ein Maulkorb angelegt werden. Er bitte, doch zuzustimmen, daß man 
es bei dem Vorschlag der vorläufigen Tagesordnung belasse und eintrete in die unmit
telbare Beratung der deutschen Not und sich217 rechtzeitig morgen schlüssig würde, wie 
in den Unterausschüssen die Resolutionen formuliert werden sollen. An den Schluß 
müsse dann das Bekenntnis zur demokratischen Einheit gestellt werden. 

Ministerpräsident Dr. Ehard wirft ein, daß er dazu sachlich sagen wolle, daß er das 
am Schluß seiner Rede sagen wollte, außerdem werde dies in den Resolutionen zum 
Ausdruck gebracht werden. 

Ministerpräsident Höcker führt aus, daß er nochmals bitte, den Punkt auf die Tages
ordnung zu setzen. Sie (die Vertreter der Sowjetzone) wollten bei der Beratung dieses 
Punktes der Tagesordnung ausgehen von der Not des deutschen Volkes und begründen, 

217 Handschr., i. O.: uns. 
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worin die Ursache dieser Not lägen und aufzeigen, daß es notwendig sei, zu dem Schluß 
zu kommen, daß die Einheit Deutschlands erforderlich sei. Das könne man aber nicht 
am Schluß der Tagung und nicht so nebenbei machen. Auch aus anderen Gründen 
scheine es ihnen notwendig, diese Frage der deutschen Einheit zu besprechen. Gerade 
die Vertreter der französischen Zone würden dies verstehen. Man könne bei dieser 
Frage ganz vorsichtig operieren, aber nach ihrer Überzeugung müsse diese Frage als 
primäre gestellt werden. Er müsse also die Frage stellen, ob Einverständnis damit be
stehe, daß man, wenn der Punkt für die Tagesordnung abgelehnt werde, einen Ver
treter der Ostzone nach der Rede des Ministerpräsidenten Dr. Ehard zu dieser Frage 
sprechen lasse. 

Ministerpräsident Dr. Maier führt aus, die Schwierigkeit der Lage sei doch darin 
begründet, wenn man die Erklärungen der Herren der Westzone mitangehört habe, 
mit denen man rein nachbarschaftlich sehr bekannt und durch die Entwicklungen der 
letzten Tage besonders verbunden sei, und wenn man die Erklärungen der Herren der 
Ostzone mitanhöre, und wenn man sich seine eigene Meinung bilde, daß unter poli
tischer und wirtschaftlicher Einheit sehr Verschiedenes verstanden werde. Er glaube, 
man dürfe morgen nicht den Fehler begehen, daß man, indem man sich auf einen ganz 
bestimmten Einheitsbegriff festlege, diese Konferenz als solche gefährde. Das habe die 
zwingend logische Folge, daß die einzelnen Herren darüber reden dürften und das sagen, 
was sie bewege, und deshalb sei er dafür, daß sie218 auf die Rede von Ministerpräsident 
Dr. Ehard entweder am morgigen Tag oder aufgebaut auf die Referate der deutschen 
Einheit in einem gewissen crescendo ihre Erklärungen am Samstag abgeben sollten. 
Darüber könne man verschiedener Ansicht sein, wie man das machen solle. Dann glaube 
er, daß die Herren der britischen und amerikanischen Zone direkt die Verpflichtung 
hätten, nachdem in dieser Woche das Statut über den Wirtschaftsrat erlassen worden 
sei, zu sagen, diese Zentralinstanzen seien das Minimum, das wir für ganz Deutschland 
bräuchten. Man solle sich auch im klaren sein, daß, wenn die materiellen Vorausset
zungen nicht vorlägen, auch mit dem Wirtschaftsrat die Dinge in der britischen und 
amerikanischen Zone nicht gemeistert werden könnten. Zu diesem Punkte müsse man 
unbedingt etwas sagen, schon damit man nicht die Verantwortung übernehme. Da
durch, daß nun der Wirtschaftsrat geboren sei, sei nicht alle Not und alles Elend be
seitigt. Das Minimum sei vielmehr, daß wirtschaftliche Zentralinstanzen für ganz 
Deutschland geschaffen werden müßten im Sinne der Potsdamer Beschlüsse. Er halte 
den Moment für gekommen, daß man sich über die Tagesordnung verständigen könne. 
Nach der Erklärung von Ministerpräsident Dr. Ehard sollten Darlegungen über die 
drei verschiedenartigen Nöte kommen, über die Ernährungsnot, Wirtschaftsnot und 
Flüchtlingsnot. Am Samstag solle man zu einer Zusammenfassung aller dieser Dinge 
kommen, wo jeder einzelne das sage, was ihm besonders am Herzen liege und jeder 
seine Ansicht äußern könne. Bei der verschiedenartigen Auffassung der Besatzungs
mächte könne man nicht so weit kommen, daß man sich zu einer Einheitlichkeit zu
sammenfinden könne, wenn wir die Klugheit walten ließen. 

Ministerpräsident Dr. Ehard fragt, ob man also meine, die Tagesordnung mit ge
wissen Modulationen ablaufen zu lassen und im Anschluß an die einzelnen Referate 
die einzelnen Ministerpräsidenten ihre Meinung sagen lassen solle. An die Vertreter 
der Ostzone gewandt, fährt er fort, wenn er sie richtig verstanden habe, hätten sie den 
Antrag gestellt, die Bildung einer Zentralverwaltung durch die Parteien und Gewerk
schaften zu schaffen. 

Ministerpräsident Dr. Paul erwidert, wenn dieser Antrag abgelehnt werde, nämlich 
daß sie darüber sprechen könnten, daß sie den Standpunkt verträten, sie begrüßten 

218 Handschr., i. O.: man. 
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außerordentlich das Zusammentreten der Ministerpräsidenten als ersten Schritt zur 
Einheit, darüber hinaus den Standpunkt, daß entscheidender Träger für den Aufbau 
Deutschlands und zur Lösung der Not das Volk in seiner Gesamtheit, repräsentiert 
durch die Parteien und Gewerkschaften, sei219, ferner, daß eine Entschließung - nicht 
mehr - gefaßt werden solle, wobei nicht über den Staat als solchen, der entstehe, dis
kutiert werden solle, sondern nur eine Empfehlung von den Ministerpräsidenten in 
Betracht komme, die an die Parteien und Gewerkschaften gerichtet sei, daß sie (die 
Min.Präsidenten)220 in Erkenntnis der Notlage des Volkes es für geboten hielten, daß 
die Parteien sich zwecks Bildung einer zentralen Verwaltung zusammensetzten; mehr 
verlangten sie nicht und könnten sie nicht verlangen. Das, was hier im Rahmen der 
Debatte hereingebracht worden sei, sei nicht Inhalt dessen, was sie vorschlügen. Sie 
wollten keine Zentralverwaltung einsetzen lassen, auch kein Statut erlassen. Sie woll
ten auch nicht sagen, was sie unter dem zukünftigen Aufbau Deutschlands verstünden. 
Gewiß schwebe ihnen eine Art Weimarer Verfassung und nicht ein Staatenbund vor, 
aber keiner der Konferenzteilnehmer dürfe bei ihnen eine hundertprozentige Takt
losigkeit voraussetzen, auch wenn sie aus der russischen Zone kämen. 

Ministerpräsident Dr. Ehard bittet, doch nicht diese Schärfe und persönlichen An
griffe in die Diskussion hineinzubringen. Dies sei bisher von keiner Seite geschehen. 

Ministerpräsident Dr. Paul erwidert, dies habe darin seinen Grund, daß sie seit 
3 Wochen immer nur ein Nein hörten. Er halte es daher für geboten, daß er sich mit 
den anderen Vertretern der Ostzone kurz zurückziehe. 

Daraufhin ziehen sich die Vertreter der Ostzone zur internen Besprechung in einen 
Nebenraum zurück. 

Ministerpräsident Lüdemann schlägt vor, den Vertretern der Sowjetzone einen 
Boten nachzuschicken, der sie ersuchen solle, auch darüber nachzudenken, wie sie mit 
der Beseitigung der Zonengrenzen beginnen könnten. 

Ministerpräsident Stock meint, so komme man nicht weiter. Es sei nötig, schnell zu 
überprüfen, welche Tagesordnungspunkte überhaupt nicht behandelt werden sollen, 
und wie man die Themata auf 3 oder 4 Hauptpunkte zusammenlegen könne. Im übri
gen solle jeder Referent seine Entschließung vorlegen, woraus man den Inhalt der Rede 
und ihren Extrakt erkennen könne. 

Das sei erforderlich, ehe man in eine Aussprache eintreten könne, die in der Öffent
lichkeit stattfinde. Er mache darauf aufmerksam, daß man politische Auseinanderset
zungen dort nicht brauchen könne. 

Ministerpräsident Dr. Ehard bittet sodann Ministerialdirektor Dr. Seelos, sich zur 
Tagesordnung weiter zu äußern. 

Ministerialdirektor Dr. Seelos führt aus, daß dann Diskussionen über die Ernäh
rungsnot, die Wirtschaftsnot und die Flüchtlingsnot folgen sollten. Man habe der 
Flüchtlingsnot die längste Zeit eingeräumt; dies gehe aus der Tagesordnung hervor. 
Im übrigen bemerke er zur Tagesordnung Punkt I, Kriegsgefangenenfrage, es solle nur 
eine bereits vorbereitete Entschließung durch Senatspräsident Kaisen verlesen werden. 

Senatspräsident Kaisen bemerkt hierzu, daß in dieser Entschließung ein Punkt sei, 
den er noch besprechen müsse. 

219 Eine 1 1/2 Zeilen-Lücke erklärt sich offensichtlich daraus, daß Paul in diesem Moment mit 
der Faust auf den Tisch geschlagen u. u. a. erklärt hat, er sei kein „Sandsack mit Ohren" 
(Vgl. auch Pauls eigene Schilderung in: Vor Zehn Jahren, siehe Anm. 132). Paul trug sein 
Verlangen mit großer Schärfe u. Lautstärke und in einer persönlich aggressiven Form vor. 
(So übereinstimmend die Aussagen der Konferenzteilnehmer, Paul gesteht dies zu; Gespräch 
mit d. Vf. am 23. 12. 1974). 

220 Handschriftlich eingefügt. 
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Ministerpräsident Lüdemann erklärt, dies sei jetzt nicht so wichtig. Man müsse 
jetzt besprechen, wie man sich zu dem eigenartig geschlossenen Vorgehen der Herren 
aus der Ostzone verhalten solle. 

Ministerpräsident Dr. Boden führt aus, jetzt, wo der Exodus aus der russischen Zone 
erfolgt sei, könne er ganz klar sagen, worum es gehe. Zunächst müsse er Ministerpräsi
dent Höcker dafür danken, daß er für die Situation der französischen Zone Verständnis 
gehabt habe. Dagegen könne er nicht mit der von Ministerpräsident Paul vorgeschla
genen Form einverstanden sein. Er bitte, doch folgendes zu erwägen: 

Wenn nach den Worten von Ministerpräsident Dr. Ehard von jeder Zone auch nur 
ein Vertreter sprechen sollte, könne sich aus der französischen Zone niemand beteiligen. 
Jeder werde sich aber dann die Frage vorlegen, warum die französische Zone sich nicht 
äußere. Man werde dadurch von vornherein aller Welt deutlich deklarieren, daß keine 
Übereinstimmung herrsche. Er bitte, seine Worte nicht mißzuverstehen. Sie dächten 
das Gleiche; man müsse aber auch dafür Verständnis haben, daß sie sich an die Vor
schriften ihrer Besatzungsmacht zu halten hätten. Wenn die Art von Ministerpräsident 
Dr. Paul auch nur in die Öffentlichkeit komme, müßten sie befürchten, daß sie telegra
fisch abberufen würden. Sie hätten die Genehmigung zur Teilnahme nur zur Erörte
rung der wirtschaftlichen Fragen bekommen; er sehe auch nicht ein, was die Herren 
der russischen Zone wollten, ihre Anträge könnten doch bei jedem Punkt der Tages
ordnung berücksichtigt werden, zumal bei dem Lüdemannschen Vorschlag, daß man 
sich auf drei Hauptpunkte beschränken solle. Schon beim ersten Punkt, der Ernäh
rungsnot, könne dies gesagt werden. Man könne keinem der Debattenredner den Mund 
verbieten. Schon bei der Ernährungsnot könne also der Gedanke der Einheit hervor
gehoben werden. Dann seien sie nicht betroffen, aber sobald er als besonderer Punkt 
auf die Tagesordnung komme oder sobald die Delegationsvertreter zonenmäßig zu 
Worte kämen, seien sie gehandikapt [sic!], und das könne sich nur ungünstig auswir
ken. Er bitte, daß man geschlossen dagegen auftrete. 

Ministerpräsident Lüdemann erklärt, das hätte er den Vertretern der Sowjetzone 
sagen sollen. 

Ministerpräsident Dr. Boden erwidert, er habe das sagen wollen, diese seien aber 
vorher weggegangen. 

Ministerpräsident Dr. Ehard bemerkt, er habe dies alles vorausgesehen, wenn man 
sich nicht nüchtern und sachlich auf das Programm beschränke, das sich sehr wohl ver
wirklichen lasse. Die Zusammenfassung in 3 Hauptthemen lasse sich sofort machen, 
wenn man die Themen zusammenziehe; es seien ja gar keine so großen Punkte. 

Ministerpräsident Dr. Maier' erklärt, das Programm mache tatsächlich den Eindruck, 
als ob die Dinge in ein bestimmtes Schema gepreßt werden sollten. Ihm wäre es lieber, 
wenn morgen ein Wort falle, das eine Dissonanz ergebe, aber er sei gegen eine solche 
Kästchendemokratie. 

Ministerpräsident Dr. Ehard erwidert, daß man doch eine bestimmte Aufteilung der 
Themen brauche. Es könne dabei doch jeder sagen, was er dazu sagen wolle. Er habe 
die Erfahrung gemacht, daß eine Diskussion, die über eine bestimmte Zeit hinausgehe, 
sich bloß wiederhole. Bei der Diskussion könne jeder etwas besonderes aufzeigen, aber 
man könne doch nicht immer so frisch-fröhlich drauf losgehen. Es sei kein Zufall, daß 
der Herr Vertreter der französischen Zone auf die Gefahren hinweise, die sich ergeben 
könnten. Die Gefahren seien zwar für die Vertreter der britischen und amerikanischen 
Zone nicht so groß, aber sie bestünden vielleicht auch für sie. 

Frau Oberbürgermeister Schroeder bemerkt: Auch die Vertreter der Sowjetzone 
hätten einen Herrn zu den Vorbesprechungen schicken können. 

Ministerpräsident Kopf kommt auf den Vorschlag zurück, den er zuerst gemacht 
habe. Könne man sich denn nicht auf eine Resolution über die Einheit Deutschlands 
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einigen, die Dr. Ehard bekanntgeben könne, und dann könne man so verfahren, wie 
Ministerpräsident Dr. Boden vorgeschlagen habe. 

Ministerpräsident Dr. Ehard erklärt sodann, daß er am Schluß seiner Rede folgen
des vorgesehen habe: „Vor allen Beratungen und Erwägungen aber wollen wir gemein
sam das Bekenntnis ablegen, in welchem sich die Herzensüberzeugung und die glühende 
Sehnsucht aller Teile Deutschlands zu Worten formen: Alle deutschen Länder sollen 
untrennbar verbunden sein, und gemeinsam wollen wir den Weg bauen für eine bes
sere Zukunft des deutschen Volkes." 

Staatsrat Dr. Schmid möchte den Standpunkt der Vertreter der französischen Zone 
präzisieren. Bei der Gefährlichkeit handle es sich nicht darum, daß ein solcher Verlauf 
der Konferenz ihre persönliche Sicherheit gefährden würde. Wenn dies der Fall wäre, 
würden sie das auf sich nehmen. Ein solcher Verlauf wäre gefährlich dafür, daß die 
französische Zone überhaupt nicht mehr an einer solchen Konferenz teilnehmen könne. 
Es würde ein für allemal ein absolutes Veto der französischen Militärregierung erfol
gen, und das würde bedeuten, daß die Länder der französischen Zone für eine sehr 
lange Zeit von allen gesamtdeutschen Dingen ausgeschlossen würden. Das sei der 
Grund, warum er sich dem Antrag des Ministerpräsidenten von Rheinland-Pfalz an
schließen möchte. Die französische Zone habe es vielleicht am notwendigsten, so rasch 
als möglich einen Zusammenschluß herbeizuführen. In ihr sei die Not am brennend
sten. Wenn er sich überspitzt ausdrücken dürfe, müsse er sagen, daß jede Steigerung des 
Verlaufs der Konferenz automatisch die Franzosen darin bestärken werde, ihre Zone 
überhaupt abzuschnüren. 

Ministerpräsident Dr. Ehard bezeichnet dies als ganz klar. Wenn man wirklich 
etwas für die Einheit Deutschlands erreichen wolle, müsse man von Anfang an eine 
sehr starke Beschränkung üben und sehr sachlich221 sein. Wenn man gleich mit einer 
politischen Demonstration ins Gesicht springe, dann reize man nur gewisse Wider
stände der Besatzungsmächte. Das sei seine feste Überzeugung. Auf unser eigenes Volk 
machten sie aber gar keinen Eindruck. 

Staatspräsident Wohleb tritt ebenfalls dafür ein, sich unbedingt auf den Boden der 
Wirklichkeit zu stellen. Unser Volk sei ohnehin übersättigt mit deklamatorischen 
Demonstrationen. Er verstehe nicht, daß man alle Verantwortung an die Parteien ab
geben solle. Die Ministerpräsidenten seien doch selber Vertreter der Partei. Weiterhin 
müsse man sich darüber klar sein, ob man das Einigende oder das Trennende in den 
Vordergrund stellen wolle. Wenn man so das Trennende in den Vordergrund stelle, 
gebe man den Besatzungsmächten nur Mittel in die Hand, zu erklären, daß das deutsche 
Volk sich nicht selbst regieren könne. Es habe gar keinen Sinn, daß wir eine Dekla
mation machen. Er als Vertreter des badischen Volkes sei der Auffassung, daß das 
Grundübel keineswegs in einer formalen Organisation liegen könne. Einheit sei ein Be
griff, über den man sich selbst erst klarwerden müsse. Für das badische Volk bedeute 
es jedenfalls nicht das, was die Herren der Ostzone darunter verstünden. Es habe kei
nen Sinn, diesen Gegensatz verkleinern zu wollen. Wenn man ihn unbedingt in den 
Vordergrund stellen wolle, dann hätten die Besatzungsmächte recht, wenn sie sagten, 
daß wir unser Schicksal nicht selbst meistern können. 

Ministerpräsident Dr. Ehard erklärt, man habe auch erwogen, ob seine Begrüßungs
worte eine Fanfare sein sollten oder ob sie nüchtern sein sollten. Er sei der Auffas
sung, es könne nur der letztere Weg der richtige sein. Man müsse sachlich sein. Es er
gebe sich ja bei der einen oder anderen Gelegenheit die Möglichkeit, eine Kritik zu 
üben. Man strebe doch an, daß wir an Friedensverhandlungen oder ähnlichen beteiligt 
werden. Wenn man gleich bei der ersten Zusammenkunft mit einer solchen Sache 

221 Handschr., i. O.: rechtlich. 
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komme, dann w ü r d e n die L e u t e sagen, das seien ja l au te r leere Demonst ra t ionen . M a n 
mache ja gar keinen Versuch zu etwas Posit ivem. 

H i e r w i r d Minis te rpräs ident D r . E h a r d durch Minis terpräs ident D r . H ü b e n e r zu 
den Ver t r e t e rn der Ostzone gebeten. I n den Verhand lungen t r i t t eine Pause ein2 2 2 . 

Nach der Rückkehr des Min .Präs . D r . E h a r d 2 2 3 f ähr t Minis ter ia ld i rektor D r . Seelos 
in seinem Bericht übe r das P r o g r a m m fort u n d weis t darauf h in , d a ß m a n das P r o g r a m m 

222 Die Pause dauerte etwa 20 Minuten. Es steht nunmehr fest, daß diese sog. 20-Minuten-
Besprechung, die Ehard mit den Vertretern aus der Ostzone geführt hat, nicht protokolliert 
worden ist (Auskunft d. Bayer. Staatskanzlei v. 23. 7.1974 u. 6. 8.1974 u. Bestätigung durch 
Ministerpräsident a. D. Dr. H. Ehard). 
Angesichts der Bedeutung dieses Gesprächs überrascht es nicht, daß Paul das Scheitern der 
nächtlichen Sitzung zu einem großen Teil im Ergebnis dieses Gesprächs begründet sieht. Er 
selbst erklärte am 6. Juni 1947 über Radio Leipzig: „Um nichts unversucht zu lassen, zogen 
wir uns zurück und baten Dr. Ehard im Sinne einer vermittelnden Besprechung zu uns. Er 
blieb beharrlich bei seinen Ablehnungen und erklärte uns auf unsere weitere Frage, ob wir 
wenigstens am ersten Sitzungstage eine schriftlich formulierte Erklärung abgeben könn
ten, daß er auch das ablehnen müsse." (Text in Bayer. StK, 0106.) 
Im Jahre 1968 erinnerte er sich außerdem, er habe Ehard sogar vorgeschlagen, mit ihm ge
meinsam die Erklärung der Ostzonenvertreter aufzusetzen, um ja „jeden falschen Zungen
schlag" zu vermeiden. Auch darauf sei Ehard nicht eingegangen. (Dr. Paul am 9. 10. 1968 
zu W. Grünewald, zit. bei Grünewald, a .a .O. , S. 236; Paul wiederholte diese Darstellung 
im Gespräch mit d. Vf.) 
Auch Ehard äußerte sich unmittelbar nach Konferenzende zu diesem Gespräch. In der Pres
sekonferenz am Sonntag, dem 8. 6.1947, fragte ihn der Vertreter des Berliner „Morgen": 
„Was haben Sie mit den Herren der Ostzone in Ihrer 20-Minuten-Besprechung in der Nacht 
von Donnerstag auf Freitag besprochen?" (Konferenznachricht, a .a .O. , S. 27.) Ehard ant
wortete : „Ich bin nur gefragt worden nach dem Zweck der Konferenz, und man hat mich zu 
überzeugen versucht, daß man diesen Zweck ändern könne. Ich war der Meinung, daß 
man ihn nicht ändern soll. Aus." (Ebd., S. 30. Diese Antwort wird auch bei Grünewald, 
a .a.O., S. 236, zitiert; interessanterweise fehlt aber das Wort „nur"; damit bekommt die 
Antwort zweifelsohne einen anderen Zungenschlag.) 
Nunmehr hat sich Dr. Ehard ausführlich über dieses Gespräch geäußert. (Im Gespräch mit 
d. Vf. am 6. 8. 1974.) Demnach haben die vier Vertreter aus der Ostzone in der Tat ledig
lich nach dem Zweck der Konferenz gefragt. Dr. Ehard habe in kurzer Form noch einmal 
die schon vorgebrachten Argumente wiederholt, wobei er nun noch besonders auf die 
Schwierigkeiten der Vertreter aus der französischen Zone hingewiesen habe. Es sei ent
scheidend, daß diese Konferenz allein dadurch, daß sie mit Vertretern aus allen vier Zonen 
stattfände, zu einem Symbol werde. Sie müßten weiter an der Konferenz teilnehmen. Er 
habe sich bereit erklärt, an einer alsbald nach Berlin einzuberufenen Konferenz in größe
rem Rahmen teilzunehmen. Die Ostzonenvertreter hätten ausweichend geantwortet. Noch 
am wenigsten konziliant sei Dr. Paul gewesen. Von einer gemeinsam mit ihm aufzusetzen
den Erklärung als Kompromiß sei nur in dem Sinne die Rede gewesen, daß sie inhaltlich 
der von den Ostzonenvertretern gewünschten, von sämtlichen Ministerpräsidenten unter
zeichneten Empfehlung an die Parteien und Gewerkschaften entsprechen müsse. 
Noch während der Ausführungen Ehards sei der Ministerpräsident der Mark Brandenburg, 
Dr. Steinhoff, eingetroffen und habe gefragt, ob der Antrag auf der Tagesordnung stehe. 
Dr. Ehard habe eine ausweichende Antwort gegeben und sei dann in den Konferenzsaal 
zurückgegangen, wo er mit einer Geste deutlich gemacht habe, daß noch nichts entschieden 
sei. 

223 Handschr., i. O.: Nach der Pause. 
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auf die drei Punkte Ernährungsnot, Wirtschaftsnot und Flüchtlingsnot zusammenzie
hen könne. Bei der Entnazifizierung sei es fraglich, ob ein Referat gehalten werden 
solle oder ob nur eine Entschließung ergehen solle. 

Bürgermeister Brauer spricht sich dafür aus, daß nur eine Resolution ergehen solle. 
Dieser Vorschlag wird angenommen. 
Hierauf kehren die Vertreter der Sowjetzone zurück, mit ihnen auch der Minister

präsident der Mark Brandenburg, Dr. Steinhoff, der inzwischen eingetroffen war. 
Ministerpräsident Dr. Steinhoff erklärt, er sei später erschienen, habe die Debatte 

nicht genau verfolgen können und habe sich darüber erst berichten lassen müssen. Die 
Vertreter der Sowjetzone hätten einen Punkt auf die Tagesordnung zu setzen ge
wünscht, der ja bekannt sei. Weil sie den Inhalt dieses Antrags für einen entscheiden
den hielten und zwar als entscheidenden Ausgangspunkt für die Erörterung aller Fra
gen, die mit der deutschen Not, und zwar sowohl der politischen wie der wirtschaft
lichen, zusammenhingen, hätten sie gebeten, diesen Punkt als ersten der Tagesordnung 
erörtern zu dürfen. E r glaube nicht, daß das Verlangen, einen Punkt, den eine Dele
gation als entscheidend ansehe, an entsprechender Stelle der Tagesordnung erörtern zu 
dürfen, unbescheiden genannt werden könne. Es solle niemand hier irgendeine Mei
nung aufgezwungen werden. Es solle nach demokratischen Prinzipien seine Meinung 
vertreten werden können. Sie könnten aber absolut nicht einsehen, und man könne es 
vielleicht überhaupt nur verstehen, wenn man davon ausgehe, daß diese Konferenz 
schon mit ganz bestimmten vorgefaßten Entscheidungen einberufen worden sei, daß 
man um diesen Punkt herumgehe. Zu ihrem Bedauern hätten sie feststellen müssen, 
daß sämtliche Konferenzteilnehmer sich negativ geäußert hätten, was um so unbe
greiflicher erscheine, als er nicht annehmen dürfe, daß in diesem Kreise irgend jemand 
vertreten sei, der nicht für die sofortige und, wenn möglich, noch heutige Bildung einer 
deutschen Zentralverwaltung, die selbstverständlich eine Verständigung der demokra
tischen Parteien und Gewerkschaften zur Schaffung eines deutschen Einheitsstaates mit 
dezentralisierter Selbstverwaltung beinhalte, eintrete. Es sei nicht seine Aufgabe, einen 
politischen und staatsrechtlichen Vortrag hier zu halten, weil jedes Wort sich selbst 
begründe. Er habe auch nicht die Motive zu untersuchen, welche die Delegationsmit
glieder dazu geführt hätten, diesen Antrag abzulehnen. Wenn sie der Meinung seien, 
daß ohne diesen Punkt die Konferenz ein ersprießliches Ergebnis zum Wohle des 
deutschen Volkes - und das sei ja der ausgesprochene Sinn der Konferenz, wie sie im 
Telegramm von Ministerpräsident Dr. Ehard zum Ausdruck gekommen sei - nicht 
haben könne, sähen sie sich zu ihrem Bedauern gezwungen, eine Teilnahme an der wei
teren Konferenz ablehnen zu müssen. Sie bedauerten dies aber um so mehr, als sie 
geglaubt hätten, in dem Antworttelegramm von Ministerpräsident Dr. Ehard einen 
Anhaltspunkt dafür ersehen zu können, daß bei der Besprechung der Tagesordnung am 
5. Juni durch die Regierungschefs auch die Möglichkeit gegeben sei, auch über den 
Punkt 2 ihres Antworttelegramms sprechen zu können. Daß sie sich hierin getäuscht 
hätten, müsse er mit Bedauern feststellen und könne daher leider namens der 5 Vertre
ter der östlichen Zone keine andere Erklärung abgeben, als die, die er eben zu formu
lieren die Ehre gehabt habe. 

Ministerpräsident Dr. Ehard erwidert, er müsse zunächst einmal eine Richtigstel
lung vornehmen. Er glaube, die Frage, ob dieser Punkt, der von den Herren der Ost
zone gewünscht wurde, überhaupt erörtert werden solle oder nicht, sei durch die heu
tige Diskussion beantwortet worden. Er meine, man habe ihn ausgiebig erörtert. Wenn 
eine demokratische Erörterung einen Sinn habe, dann genüge eine solche ausführliche 
Erörterung und eine Beschlußfassung, die füglich durch Mehrheit zustande komme. 
Dann müsse er aber noch eines zurückweisen, nämlich die Behauptung oder den Ver
dacht, daß diese Konferenz mit vorgefaßten Entscheidungen einberufen sei. Dieser 
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Vorwurf richte sich gegen ihn persönlich. Er glaube, er habe keinen Anlaß gegeben, 
anzunehmen, daß seine Worte dazu daseien, seine Taten zu verhüllen. Er habe keine 
Hintergedanken gehabt und klar und eindeutig erklärt, warum er es für zweckmäßig 
und notwendig halte, eine solche Konferenz zustandezubringen. Er glaube auch, sagen 
zu müssen, was die Bemerkungen über die Motive der anderen Länder anbelange, daß 
die Motive bei jedem durch sachliche Erwägungen und nicht durch unsachliche oder 
persönliche Momente beeinflußt worden seien. E r wolle noch die Hoffnung ausspre
chen, daß die Herren ihren Entschluß noch ändern und daß sie nicht dieses sehr trau
rige Beispiel des Auseinanderfallens deutscher Verwaltungsstellen und deutscher Spit
zenvertreter vor der Weltöffentlichkeit gäben. Er bitte um Mitteilung, ob hierzu noch 
das Wort gewünscht werde. 

Nachdem sich niemand zu Wort meldet, verabschieden sich die Vertreter der Ost
zone von Ministerpräsident Dr. Ehard und verlassen den Saal. 

Ministerpräsident Dr. Ehard erklärt hierauf, daß dieser Vorfall die Spaltung 
Deutschlands bedeute. 

Staatspräsident Wohleb stellt fest, daß die Vertreter der Sowjetzone es nicht für 
notwendig gehalten hätten, sich von den anderen Delegationschefs zu verabschieden. 

Ministerpräsident Lüdemann äußert, was sich hier abgespielt habe, sei für die 
deutsche Entwicklung von sehr großer Bedeutung. Die Herren hätten von Anfang an 
gewußt, warum sie keine Sachbearbeiter mitgebracht hätten. Man müsse jetzt sofort 
ein Kommunique an die Presse geben, man dürfe nicht warten, daß diese Herren zuvor
kommen. Man müsse dabei feststellen, daß noch gar keine Entscheidung über die 
Tagesordnung gefallen sei, als diese gegangen seien, und ferner, daß jeder der hier an
wesenden Herren immer erklärt habe, daß die Einheit Deutschlands geschaffen wer
den müsse, daß es nur eine Frage sei, wie dies zu machen sei. 

Bürgermeister Brauer gibt davon Kenntnis, was ihm ein Pressevertreter heute abend 
vorgelegt habe, nämlich einen aus den Fingern gesogenen Bericht über Umtriebe, die 
er gemacht haben solle, um die Konferenz zu sprengen. 

Ministerpräsident Lüdemann setzt hinzu, vor dem Spatenhaus, dem Standquartier 
der Journalisten, habe jemand gesagt, Lüdemann und Kopf von der SPD wollten mor
gen die Konferenz sprengen. 

Ministerpräsident Dr. Ehard erklärt, da er gewußt habe, daß Schwierigkeiten 
kämen, habe er die Herren der SPD aus den Westzonen eindringlich gebeten, entgegen
zukommen. Er müsse anerkennen, daß sie dies sehr wohl getan hätten und man sich so 
zusammengesprochen habe, daß diese Schwierigkeiten vorläufig beseitigt gewesen seien. 
Nun hätten die Herren der Ostzone ein Ultimatum gestellt; die Herren aus der West
zone hätten das auch machen können. Er sei sehr dankbar, daß es nicht so gekommen 
sei. Er schlage weiter vor, die Tagesordnung erst fertigzumachen und dann das Kom
muniqué für die Presse auszuarbeiten - und zwar in kleinerem Kreis. 

Ministerialdirektor Dr. Seelos bemerkt, die Tagesordnung sei eigentlich schon fast 
festgelegt. Am Freitagvormittag solle über die Ernährungsnot gesprochen werden, am 
Nachmittag über die Wirtschaftsnot, am Samstag über Flüchtlingsfragen. Punkt 9 der 
vorläufigen Tagesordnung solle wegfallen und nur in Form einer Resolution gebracht 
werden. 

Ministerpräsident Lüdemann wiederholt, daß die drei großen Fragen herausge
stellt und die Spezialfragen nur als Unterartikel bezeichnet werden sollen. 

Ministerialdirektor Dr. Seelos erwidert, das werde gemacht werden. Punkt 10, die 
Schaffung eines Besatzungsrechts, komme dann am Schluß. Zuletzt müßten die Be
schlüsse angenommen werden; hierfür brauche man aber keinen besonderen Punkt der 
Tagesordnung. Das Programm laute also folgendermaßen: 

1) Begrüßung und Eröffnung durch den Vorsitzenden. 
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Ministerpräsident Dr. Ehard wirft hierzu folgende Frage auf: Er habe sich bis jetzt 
die Freiheit genommen, die Leitung zu haben, bitte aber um Äußerung, ob andere 
Wünsche bestünden. 

Der Vorschlag von Bürgermeister Brauer, es so wie bisher zu belassen, wird ein
stimmig angenommen. 

Ministerialdirektor Dr. Seelos fährt fort, es komme dann die Adresse an die deut
schen Kriegsgefangenen. 

Senatspräsident Kaisen verliest hierzu die von ihm ausgearbeitete Adresse. Er be
merkt hierzu, es frage sich, ob man jetzt noch eine Zentralstelle beim Kontrollrat for
dern solle. Seiner Ansicht nach sei es ein sehr großer Fortschritt, wenn eine deutsche 
Zentralstelle geschaffen werde. Rechtlich liege die Sache in der Hand der Besatzungs
mächte und zwar beim Kontrollrat. Direkt sei man224 mit dem Kontrollrat aber nicht 
verbunden. Es sei dabei aber schon sehr viel gewonnen, wenn der Kontrollrat eine 
solche Zentralstelle anerkenne. Er wisse nicht, ob man das aber nach dem Ausscheiden 
der Vertreter der Sowjetzone noch tun könne. 

Ministerpräsident Dr. Ehard meint, darauf brauche man gar keine Rücksicht zu 
nehmen. 

Frau Stv. Oberbürgermeister Schroeder erwidert, der Kontrollrat werde dies be
stimmt nicht genehmigen. Die Russen würden es jedenfalls hinauszögern. Sie schlage 
vor, den Kontrollrat nicht einzuschalten, sondern zu sagen: eine „deutsche Zentral
stelle". 

Senatspräsident Kaisen meint, dann müßten wir bei den einzelnen Militärregierun
gen anfangen. Eine Verbindung mit dem Kontrollrat werde nicht mehr möglich sein. 
Man müsse die Erklärungen an die einzelnen Militärregierungen schicken; im übri
gen sei eine Diskussion über diese Erklärung nicht mehr erforderlich. 

Ministerialdirektor Dr. Wandersleb berichtet, er habe den ihm seit Jahrzehnten 
bekannten Ministerpräsidenten Dr. Hübener225 hinunterbegleitet und ihn gefragt, ob 
gar nichts mehr zu retten sei. Dieser habe erwidert, daß er es den andern nicht ver
übeln könne, wenn nicht irgendwie eine Erklärung von den anderen Herren entgegen
genommen werde, die man auch in die Resolution hineinflicken könnte. Im übrigen 
seien sie noch bis morgen im „Schottenhaml"226. Er habe sich dafür eingesetzt, daß sie 
überhaupt gekommen seien. Sie könnten nichts tun, ohne eine Erlaubnis zu erhalten. 
Es liege hier eine Parallele mit der französischen Besatzungsmacht vor. Er glaube, man 
solle die Hoffnung nicht ganz aufgeben und überlegen, ob man nicht irgendwie einen 
kleinen Auslauf geben könne. 

Zusammen mit Regierungsdirektor v. Herwarth habe er sich weiter von Minister
präsident Dr. Paul verabschiedet; dieser habe gesagt, sie seien doch nicht so taktlos, um 
die anderen in Schwierigkeiten zu bringen. Sie hätten sonst doch eine ganze Reihe Ein
zeldinge sagen können zur Ernährungsfrage, Wirtschaftsfrage usw., die eine propa
gandistische Wirkung gehabt hätten. 

Er habe nun vorhin die Bedenken gegen den Kompromißvorschlag von Minister
präsident Paul so verstanden, daß, wenn von den Vertretern der russischen Zone nach 
der Begrüßung durch Ministerpräsident Dr. Ehard eine Erklärung abgegeben werde, 
dies nicht schweigend hingenommen werden könne. Er glaube aber, man könne doch 
diese Sache auf ihren Brandherd beschränken, wenn man die Vertreter der Ostzone eine 

224 Handschr., i. O.: das. 
225 So war Wandersleb z. B. noch im Sommer 1945 nach Sachsen-Anhalt gereist, um unter 

Hübener einen Posten zu erhalten; er war dann jedoch wieder nach Westdeutschland zurück
gekehrt. 

226 Das Quartier der Ostzonenvertreter. 
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politische Erklärung abgeben lasse, worauf dann die Vertreter der französischen Zone 
erklären könnten, daß sie zu politischen Fragen keine Stellung nehmen könnten. Die 
Vertreter der britischen und amerikanischen Zone brauchten dann überhaupt keine 
Erklärung dazu zu geben, und die Sache wäre dann als politischer Vorstoß erkannt. Es 
sei die Frage, ob man an diesem, letzten Endes rein politischen Punkt die ganze, große 
Konferenz scheitern lassen müsse und den Weg für künftig ganz versperren. Die rus
sische Zone sei nicht so einheitlich eingestellt, wie es aussehe. 

Bürgermeister Brauer erwidert, wir hätten die Angelegenheit zu Ende gebracht, sie 
sei eingehend besprochen worden. Jetzt müsse Schluß sein. Wenn die Vertreter der 
Sowjetzone ihren Standpunkt korrigierten, sollten sie kommen; daß man ihnen noch 
nachlaufe, gehe zu weit. Etwas Selbstachtung müsse man doch auch haben. 

Ministerpräsident Dr. Ehard stimmt dem zu. Er habe den Anwesenden aber diese 
Erklärung von Ministerialdirektor Dr. Wandersieb nicht vorenthalten wollen. 

Staatspräsident Wohleb fragt, ob die heutige und die morgige Sitzung öffentlich oder 
vertraulich sei, ob Pressevertreter anwesend seien, und ob ein Kommuniqué heraus
gegeben werde. 

Ministerpräsident Dr. Ehard erwidert, ob die heutige Sitzung vertraulich sei, hänge 
von einem Beschluß ab; Pressevertreter seien nicht anwesend. Über den Vorfall werde 
ein Kommunique herausgegeben werden. Die morgige Sitzung sei dagegen öffentlich. 

Staatspräsident Wohleb fragt, ob nun die heutige Sitzung für streng vertraulich er
klärt werde, damit sich die einzelnen Anwesenden bei etwaigen Presseanfragen hierauf 
berufen können und sollen. 

Staatsminister Dr. Pfeiffer berichtet, die russischen Herren hätten Journalisten mit 
in ihr Hotel genommen. 

Ministerpräsident Lüdemann empfiehlt, daß das, was Ministerpräsident Dr. Ehard 
über die deutsche Einheit sagen wolle, etwas intensiver und umfangreicher gestaltet 
werden solle, damit der Exodus der Vertreter der Sowjetzone pariert werde, und 
damit die objektive Presse berichten könne, daß man sich für die Einheit ausgespro
chen habe und die anderen ins Unrecht gesetzt würden. 

Ministerpräsident Dr. Maier fügt hinzu, es müsse auch zum Ausdruck gebracht wer
den, daß der Wirtschaftsrat der britisch-amerikanischen Zone nicht ausreiche, die Not 
des Winters einzudämmen, sondern daß etwas Ähnliches für ganz Deutschland ge
schaffen werden müsse. Es müsse weiter gesagt werden, daß auch der Anschluß der 
Ostzone nicht ausreichen würde, die Not des Volkes zu beheben, sondern daß wir trotz
dem noch vor großen Schwierigkeiten stehen würden. Es müsse ferner zum Ausdruck 
kommen, daß die Vertreter der Ostzone gar nicht vor ein Nein gestellt worden seien, 
da ja über die Tagesordnung noch gar nicht abgestimmt gewesen sei. 

Ministerpräsident Lüdemann schlägt aus Zeitersparnisgründen vor, daß zwei Herren 
eine Äußerung entwerfen sollten über das, was sachlich vorgegangen sei und was er
gänzend und politisch dazu zu sagen sei. Dies müsse so schnell wie möglich an die Presse 
gegeben werden. 

Senatspräsident Kaisen schlägt vor, daß auch Ministerpräsident Dr. Ehard bei der 
Eröffnung der Konferenz eine Erklärung über die Vorgänge abgeben solle. Es habe sich 
um ein Ultimatum eines Herrn gehandelt, der eben jetzt in die Konferenz gekommen 
war. Es habe den Eindruck, als ob die Herren ganz bestimmte Weisungen gehabt hät
ten, die sie befolgen müssen. 

Ministerpräsident Dr. Ehard erklärt sich damit einverstanden, daß man zu dieser 
Sache etwas sagen müsse. 

Ministerialdirektor Dr. Seelos fährt fort im Aufzählen der Programmpunkte: 2. Er
nährungsnot, 3. Wirtschaftsnot, 4. Flüchtlingsnot. 

Senatspräsident Kaisen schlägt vor, wenn die Sitzung nun als 3-Zonentagung (Zwi-
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schenruf Frau Oberbürgermeister Schroeder: 4-Zonentagung! Berlin sei ja noch da.) 
stattfinden müsse, bei der Eröffnungsrede zum Ausdruck zu bringen, daß man trotz des 
Verhaltens dieser Herren aus der Sowjetzone der Meinung sei, daß man auch für die 
Deutschen dieser Zone mitspreche und auch auf deren Not Rücksicht nehme. 

Ministerpräsident Dr. Ehard erklärt sich hiermit einverstanden. 
Ministerpräsident Lüdemann schlägt vor, den Unterpunkt „Notlage des deutschen 

Waldes" wegzulassen. 
Ministerpräsident Dr. Maier unterstützt diesen Vorschlag. General Clay habe bei 

der letzten Besprechung diese ganze Sache mit einer Handbewegung abgetan und ge
sagt, die Sachverständigen hätten behauptet, der verstärkte Holzeinschlag könne noch 
2-3 Jahre so weitergehen. Es handle sich wirklich nur um eine Spezialfrage, die im 
Rahmen des anderen Programms mit einigen Worten angedeutet werden könne. 

Bürgermeister Brauer glaubt, daß diese Sache vielleicht bei der Wirtschaftsnot er
örtert werden könne. 
Ministerpräsident Lüdemann schlägt vor, diesen Punkt überhaupt zu streichen. 

Hiermit herrscht allgemeines Einverständnis. 
Ministerialdirektor Dr. Seelos fährt weiter, als Punkt 5 folge nun die Schaffung 

eines Besatzungsrechts und als Punkt 6 die Schlußansprache des Vorsitzenden. Die 
Adresse an die Deutschen, die durch das 3. Reich ihre Heimat verloren haben, erfordere 
keinen besonderen Tagesordnungs-Punkt. 

Bürgermeister Brauer erklärt sich hiermit einverstanden. Sie könne als Resolution 
erscheinen. 

Ministerialdirektor Dr. Seelos bemerkt hierzu, auch Punkt 13 der vorläufigen Tages
ordnung müsse nicht ausdrücklich auf die Tagesordnung gesetzt werden. Die Tages
ordnung sei damit festgelegt. 

Staatspräsident Wohleb fragt an, ob in den Begrüßungsworten auch der Toten des 
Krieges, der Kriegsopfer, der Hinterbliebenen und der Ausgebombten gedacht werde. 

Frau Oberbürgermeister Schroeder ergänzt dies dahin, daß wohl auch die Opfer des 
Nationalsozialismus zu erwähnen seien. 

Ministerpräsident Lüdemann verlangt eine Ergänzung bezüglich der Opfer der Hei
matvertriebenen. 

Ministerpräsident Dr. Maier wünscht eine Feststellung, daß Berlin nicht aufgegeben 
werde. Das werde unter den gegebenen Umständen von allen erwartet. 

Ministerpräsident Dr. Ehard sichert zu, diesen Anregungen, soweit ihnen nicht 
ohnehin schon Rechnung getragen sei, zu entsprechen. 

Stv. Ministerpräsident Dr. Hoegner hält gerade wegen des Weggangs der Vertreter 
der Ostzone eine solche Erklärung bezüglich Berlins für nötig. 

Ministerpräsident Dr. Ehard kommt noch einmal auf seine Besprechung mit Mini
sterpräsident Dr. Friedrichs in Hof zu sprechen. Die Forderung von Friedrichs habe 
ganz anders gelautet. Friedrichs habe ihn veranlassen wollen, den Kreis der Teilneh
mer zu erweitern. Es sollten alle Parteiführer und die Gewerkschaftsführer zugezogen 
werden. Er habe erwidert, dann müßten auch die Bauernverbände und ähnliche Orga
nisationen eingeladen werden. Die Konferenz werde dadurch aber völlig verändert. Es 
ergebe sich ein absolut politisches Bild. Niemand wisse dann, wer die Führung haben 
solle, die Ministerpräsidenten oder die politischen Parteien. Es erfolge eine völlige 
Verwischung des Ganzen. Es sei keine politische Aufgabe, wenn man sich bemühe, die 
Not zu überbrücken. Dies sei eine typische Sache der Exekutive. E r wisse genau, daß 
die Einheit notwendig sei, könne sie aber nicht schaffen. Dazu seien die Ministerpräsi
denten nicht berufen. Sie könnten nur darauf hinweisen. 

Generalsekretär Roßmann erklärt, er habe mit allen Ministerpräsidenten der Ost
zone verhandelt. Diese hätten alle auch grundsätzlich den Gedanken der Zusammen-
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kunft begrüßt. Jeder habe aber so am Rande erklärt, es wäre doch sehr zu überlegen, 
wenn die Konferenz nach Berlin verlegt würde und die Landtagspräsidenten, die poli
tischen Parteien und Gewerkschaften zugezogen würden. Nur Ministerpräsident 
Dr. Steinhoff hätte klipp und klar erklärt, es sei ihm unmöglich teilzunehmen, wenn 
nicht eine Konzession auf Zuziehung der Parteien und Gewerkschaften ergehe. Deshalb 
habe er (Roßmann), als Steinhoff nachträglich hereingekommen sei, schon das Unheil 
gewittert. Mit Paul wäre man wahrscheinlich zu einem besseren Ergebnis gekommen. 

Ministerpräsident Lüdemann gibt zu erwägen, ob man nicht morgen schon eine 
Pressekonferenz machen solle. 

Ministerpräsident Dr. Ehard stimmt dem zu, wenn dies sehr konzentriert geschehe. 
Allenfalls könne man sie am Vormittag oder frühen Nachmittag einschieben. 

Ministerpräsident Lüdemann meint, man solle die Vormittagssitzung eine Stunde 
früher beenden. Diese Sache sei viel wichtiger als alles andere. 

Ministerpräsident Dr. Ehard stellt fest, man solle dann morgen Vormittag eine 
Pressekonferenz ins Auge fassen, in der aber nur zu dieser Frage, dem Auszug der Ver
treter der Sowjetzone, gesprochen werden solle227. 

Senatspräsident Kaisen fragt, ob man Auskunft geben könne, wenn man vorher in
terviewt werde. 

Ministerpräsident Lüdemann bezeichnet dies als selbstverständlich. 
Ministerpräsident Dr. Ehard verliest sodann die Veränderungen seiner Begrüßungs

rede, die durch den Weggang der Vertreter der Ostzone veranlaßt wurden. 
Diese werden einstimmig gebilligt. 
Hierauf wird der Entwurf eines Presse-Kommunique verlesen und zur endgültigen 

Fassung dieses Kommuniqués wird eine Kommission eingesetzt, die aus stv. Minister
präsidenten Dr. Hoegner und Staatsrat Schmid besteht. 

Schluß der Sitzung 2.05 Uhr. 

VI . Ausblick 

Das Protokoll dieser denkwürdigen Nachtsitzung macht eines ganz deutlich: die 
Ministerpräsidenten aus der Ostzone beharrten keineswegs bedingungslos auf ihrer 
Forderung, den einmal formulierten Antrag als entscheidende Voraussetzung für 
die Verhandlungen der Konferenz als ersten Punkt auf die Tagesordnung zu setzen. 
Bei Annahme dieses Antrages hätte sich nicht nur die sonstige Konferenz „im we
sentlichen erledigt"228; es hätte sich wohl auch die Befürchtung Carlo Schmids als 
richtig erwiesen, daß dann durch ein absolutes Veto der französischen Militärregie
rung die französische Zone für eine sehr lange Zeit von allen gesamtdeutschen Din
gen ausgeschlossen worden wäre. 

Die ostdeutschen Regierungschefs reduzierten jedoch in der ersten Phase der 
Verhandlungen ihre Forderung zunächst auf den Wunsch, lediglich eine Erklärung 
— allerdings „entsprechend dem Antrag" — verlesen zu dürfen, und zwar mit der 
ausdrücklichen Versicherung, daß daraus nicht das werden würde, was man auf der 
anderen Seite befürchtete: eine politische Demonstration. 

Die Regierungschefs aus den Westzonen gestanden ihnen auch dies nicht zu, 

227 Die Pressekonferenz fand dann unter Vorsitz von Min.-Präs. Lüdemann statt. 
228 So auch Paul, Vor zehn Jahren, a. a. O. 
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obwohl eine solche, nur von einer Seite getragene Erklärung sie in keiner Weise 

verpflichtet hätte. Aufgrund dieser Fehlentscheidung mußten und müssen sie sich 

den Vorwurf gefallen lassen, sie hätten sich in dieser Phase „allzu leicht zu einer 

feindseligen Hal tung . . . hinreißen lassen, die nichts mehr zu t u n hatte mit der be

rechtigten Verteidigung ihrer Interessen"229. 

Sie waren nach wie vor auf den zuerst formulierten Antrag fixiert und offen

sichtlich schon vor Beginn der nächtlichen Besprechung — einige von ihnen wohl 

noch früher — davon überzeugt, „daß es mit der Ost-Zone nicht gehe"230. 

Statt, wie es Ehard in der Ministerratssitzung am 12. Mai 1947 betont hatte, 

„mit ihnen ins Gespräch [zu] kommen, wie sie sich die weitere Entwicklung eigent

lich vorstellen"231 und dann einen möglichen Konflikt in aller Öffentlichkeit auszu

tragen, auch auf die Gefahr hin, daß ein Wort falle, das, wie es Ministerpräsident 

Maier in der Nachtsitzung zurückhaltend ausgedrückt hatte, „eine Dissonanz er

gebe"232, sah die Mehrheit der westlichen Regierungschefs im weiteren Verlauf der 

Verhandlungen in dem zuletzt von Paul in scharfer, ultimativer Form2 3 3 vorgetra

genen Verlangen nach einer von allen Ministerpräsidenten getragenen Empfeh

lung an die Parteien nu r den „kommunistischen Pferdefuß"234 , nämlich den An

spruch der SED auf paritätische Beteiligung an einer zu errichtenden deutschen 

Zentralverwaltung, die Bildung einer „nationalen Repräsentation" über den Um

weg Münchener Konferenz. Das aber hätte gleichzeitig bedeutet, daß auch die SPD 

in ihrer Politik gegenüber anderen Parteien — in erster Linie der SED — festgelegt 

worden wäre. Davor aber hatte nicht nur Schumacher ausdrücklich gewarnt; dazu 

waren die sozialdemokratischen Regierungschefs auch nicht bereit. 

Diese Hal tung war jedoch schon vor Beginn der Konferenz der SED bekannt; 

ein Mißverständnis war ausgeschlossen. Das Beharren der Ostzonenvertreter auf 

einer dieser Hal tung widersprechenden Empfehlung ist von den westlichen Regie

rungschefs als „Versuch der Sprengung"235 der Konferenz empfunden worden. Es 

kommt hinzu, daß es auch ihnen an ernsthafter Kompromißbereitschaft fehlte. 

Einige Mitarbeiter der Regierungschefs haben das wohl frühzeitig erkannt. 

Wandersieb versuchte, die „ganze, große Konferenz" zu retten, und Pfeiffer stellte 

später resigniert fest: „Es ist in der Mitternachtsstunde jenes Tages sehr viel Por

zellan zerschlagen worden. Die besten Hände werden viel Geschick benötigen, um 

wenigstens einiges notdürftig kitten zu können."236 

229 So zuletzt Foelz-Schroeter, a. a. O., S. 130. Sie bezieht diesen Vorwurf allerdings auf das 
Verhalten der Ministerpräsidenten während der gesamten Vorkonferenz. 

230 Vgl. Anm. 64. 
231 Vgl. Anm. 60. 
232 Siehe S. 434. 
233 Von Dr. Paul ausdrücklich bestätigt; Paul, a .a .O., u. im Gespräch mit d. Vf. am 23.12. 

1974. 
234 So überliefert Eschenburg eine Äußerung Carlo Schmids. Vgl. Eschenburg, a .a.O., S. 416. 
235 So in dem in der Nacht v. 5. auf den 6. Juni herausgegebenen Kommuniqué vgl. Die 

Deutsche Ministerpräsidenten-Konferenz, a. a. O., S. 25. 
236 Süddeutsche Zeitung v. 9. 6. 1947. 
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Die Ministerpräsidenten selbst waren da anderer Ansicht. Der Satz von der Spal
tung Deutschlands war vergessen. Ehard glaubte auch nach der Konferenz, „daß es 
richtig gewesen sei, die Vertreter der Ostzone so zu behandeln, wie es geschehen 
sei"237. Er wurde darin zum einen bestärkt durch die vertrauliche Mitteilung eines 
Journalisten, der ihm von einem Gespräch der Ministerpräsidenten Paul, Steinhoff 
und Hübener berichtete, das diese am Vormittag des 6. Juni geführt hatten und in 
dem die Bemerkung gefallen war: „Aber wir haben es doch tun müssen; wir hatten 
ja die Weisung, es so zu machen."238 Zum anderen durch ein Telegramm von Mini
sterpräsident Hübener, in dem dieser ihm mitgeteilt hatte, er habe „tief ergriffen" 
im Rundfunk dessen Schlußansprache239 gehört und ihm dann „Dank und Gruß" 
entboten240. Ehard hatte die Grüße „aufs herzlichste" erwidert, „in der Hoffnung", 
Hübener „bald einmal wiederzusehen"241. 

Wie Ehard empfanden damals auch seine Kollegen. So war selbst für einen 
Mann wie den Bremer Senatspräsidenten, der trotz der emotionsgeladenen Atmo
sphäre noch gemeinsam mit Reinhold Maier am ehesten um einen Kompromiß be
müht gewesen war, die „Sezession der Vertreter der Ostzone . . . eine Panne der 
SED und keine Panne der Konferenz"242. 

Es gibt wohl nur wenige Zeugnisse aus der deutschen Nachkriegsgeschichte, die 
wie das Protokoll dieser Sitzung das Elend der deutschen Nachkriegsentwicklung 
deutlich machen. Es zeigt, wie groß die Gegensätze und das gegenseitige Mißtrauen 
in Deutschland nach nur zwei Jahren Zonengrenzen geworden waren. In diesem 
Dokument des Mißtrauens spiegelt sich die weit fortgeschrittene Entfremdung 
zwischen den Westzonen und der Ostzone, die im Westen de facto bereits als Teil 
Rußlands betrachtet wurde, wider. Ministerpräsident Kopf faßte dies in den Satz, 
er habe mit „Erschütterung festgestellt, daß wir anfangen, verschiedene Sprachen 
zu sprechen"243. 

Es bleibt nach wie vor eine offene Frage, ob die Konferenz in München bei einer 
„großzügigen Geste der Nachgiebigkeit"244 der westdeutschen Regierungschefs 
einen anderen Verlauf hätte nehmen können; ob möglicherweise sogar der Prozeß 
der Entfremdung aufgehalten und der Weg zu einer Gemeinsamkeit des nationalen 
Willens aufgezeigt worden wäre. Der Versuch wurde in München nicht unter
nommen; er war wohl auch nicht geplant. 

Im Interesse der Einheit Deutschlands hätte er aber gewagt werden müssen. Ob 

237 Sitzung des Ministerrats am 13. 6. 1947: „Bericht des Ministerpräsidenten über die Mini
sterpräsidentenkonferenz" . 

238 Ebenda. 
239 Text der Schlußansprache in: Die Deutsche Ministerpräsidenten-Konferenz, a.a.O., S. 106 

bis 109. 
240 Bayer. StK, 0106. 
241 Ebenda. 
242 Schreiben v. 10. 6. 1947 an Dr. Ehard, Bayer. StK, 0106. 
243 Der Tagesspiegel v. 12. 6. 1947. 
244 So der Journalist Werner Friedmann in einem scharfsinnigen Kommentar am 10. 6. 1947 in 

der Süddeutschen Zeitung. 
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München die „letzte bedeutende Chance" war, „deutscherseits den Zerfall Deutsch
lands in die Teilstaaten BRD und DDR zu verhindern", wie Grünewalds zentrale 
These lautet245, und ob es daher die „historische Schuld" führender deutscher Poli
tiker ist, diese Chance „vorsätzlich oder fahrlässig" nicht wahrgenommen zu ha
ben246, muß angesichts von Kaltem Krieg, Bipolarisierung der Weltpolitik und 
unterschiedlichen Interessen der Großmächte in Deutschland zumindest bezweifelt 
werden. Wenn überhaupt von „Schuld" oder „nicht wahrgenommener Chance" die 
Rede sein kann, dann wohl nur in dem Sinne, daß die westdeutschen Regierungs
chefs nicht bereit waren, alle Möglichkeiten auszuloten, das gesamtdeutsche Ge
spräch — in welchem Rahmen auch immer — fortzuführen (nur dann hätte z. B. auch 
sinnvoll über die Wiederzulassung der SPD in der Ostzone gesprochen werden kön
nen): auch in dem Bewußtsein, daß Politik in Deutschland dann sicherlich noch 
komplizierter und mühsamer geworden wäre und daß diese Gespräche möglicher
weise zu einem späteren Zeitpunkt an unüberwindbaren Gegensätzen gescheitert 
wären. Dazu hätte es jedoch viel Mut bedurft. Zumindest wäre damit einer Legen
denbildung um deutsche „Schuld" oder „Unschuld" an der Teilung Deutschlands 
vorgebeugt worden. 

So aber blieb es bei der von allen „westlichen" Regierungschefs getragenen „Er
klärung zur deutschen Einheit"247, die in Abwesenheit der Vertreter aus der Ostzone 
Deklamation bleiben mußte. 

Im übrigen wurde, was Ablauf und Ergebnis der „Rumpfkonferenz" betrifft, die 
Abwesenheit der Ostzonenvertreter von den Beteiligten nicht als Beeinträchtigung 
empfunden248. Kaisen sprach von einem „erfolgreichen Verlauf"249; für Hoegner 
war die Konferenz ein „voller Erfolg", das Ansehen Bayerns habe „sehr gewon
nen" ; verschiedene Herren aus Norddeutschland hatten ihm gegenüber ihre Befrie
digung „über den ganzen Ablauf der Konferenz" zum Ausdruck gebracht250. 

Ähnlich war auch der Eindruck bei Außenstehenden. So äußerte sich ein hoher 
katholischer Würdenträger gegenüber Ehard erfreut über den „glücklichen Ver
lauf" der Konferenz, die er als „Großtat" bezeichnete. Die staatsmännischen Reden 

245 Grünewald, a. a. O., S. 497; Hervorhebung vom Verf. 
246 Ebenda. 
247 Text in: Die Deutsche Ministerpräsidenten-Konferenz, a. a. O., S. 106. 
248 Der von Maier kolportierte Ausspruch von Teilnehmern der Nachtsitzung: „Gottlob, daß 

wir die Kommunisten los sind" (Reinhold Maier, Ein Grundstein wird gelegt, Tübingen 
1964, S. 370), der zu den beliebten Zitaten in der DDR-Historiographie gehört (so zuletzt 
bei Gerhard Keiderling, Die Geschichte der BRD im Spiegel bürgerlicher und rechtssozial
demokratischer Memoiren, in: Zeitschrift für Geschichtswissenschaft 22 [1974], S. 1305) fin
det sich nicht im Protokoll dieser Sitzung. Nach übereinstimmender Aussage der vom Vf. 
befragten Konferenzteilnehmer (Dr. Ehard, Prof. Schmid, Prof. Hoegner, W. Kaisen, 
Dr. Seelos) und ausdrücklicher Bestätigung des Protokollanden, Dr. Erber, ist er auch nicht 
gefallen. 

249 Vgl. Anm. 242. 
250 Vgl. Anm. 237. 
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Ehards hätten für lange Zeit hinaus zur deutschen Einheit ein Bekenntnis abgelegt 
und die „Hetze gegen unser Bayernland wenigstens für vernünftige Menschen 
gestoppt"251. 

Diese Äußerungen konnten jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, daß die elf 
Resolutionen, die am Schluß der Konferenz standen, elf Klageliedern252 gleich
kamen. Sollte wenigstens noch etwas von der ursprünglichen Konferenzidee im 
Sinne einer Stärkung des föderalistischen Prinzips verwirklicht werden, die Konfe
renz nicht „wirkungslos verlaufen", wie es Reinhold Maier formulierte253, dann 
schien es notwendig, daß sich nicht nur die Länderregierungen, sondern auch der 
Länderrat darüber klarwerden mußte , in welcher Form die gefaßten Resolutionen 
„ausgewertet" und „möglichst in die Ta t umgesetzt" wurden254. 

Hier schon setzten die Schwierigkeiten ein; auf Antrag Maiers wurde dieser 
Punkt zwar auf die Tagesordnung der nächsten Länderratssitzung gesetzt, aber es 
kam zu keinen Entscheidungen mehr. Das praktische Ergebnis der Konferenz im 
Hinblick auf die Behebung der Not war, wie Michael Balfour später feststellte, 
„gleich Null"2 5 5 . Die Entwicklung ging über die Ministerpräsidenten hinweg; am 
15. Juni wurden die Regierungschefs aus der amerikanischen und britischen Zone 
von Clay und Robertson nach Wiesbaden zitiert, um über die Reorganisation der 
Bizone zu „diskutieren"; der von den Parteien beherrschte bizonale Wirtschaftsrat 
entwickelte schon bald eine eigene Dynamik und ein so starkes Übergewicht gegen
über den Länderregierungen, daß deren Vertreter in die Defensive gedrängt 
wurden. 

Was schon vor und während der Münchener Konferenz erkennbar geworden war, 

wurde nach München zusehends deutlicher: die Abhängigkeit der Ministerpräsi

denten von ihren jeweiligen Parteizentralen. München bedeutete somit für alle jene 

eine Niederlage, die ihre föderalistischen Vorstellungen gegenüber den Parteien 

durchsetzen wollten. I n diesem Sinne bildete die Konferenz nicht nur einen Höhe

punkt, sondern zugleich den Schlußpunkt in der Auseinandersetzung, wem in der 

Repräsentation des Reiches der Vorrang gebührte, den Parteien oder den Minister

präsidenten. 

Zwei Tage nach Beendigung der Konferenz hatte Wilhelm Kaisen noch die 
Hoffnung geäußert, die Delegation der Ministerpräsidenten werde beim Alliierten 
Kontrollrat Erfolg haben, „damit wir eine neue Plattform finden für den gemein
samen Versuch, in dieser zerrissenen Zeit für Deutschland einen Weg zu bah
nen"256. 

Der Versuch scheiterte; langfristig gab es einen gemeinsamen Weg nur für die 

251 Schreiben v. 10. 6. 1947 an Dr. Ehard. Bayer. StK, 0106. 
252 Vgl. Anm. 244. 
253 Schreiten v. 11. 6. 1947 an Dr. Ehard. Bayer. StK, 0106. 
254 Ebenda. 
255 Michael Balfour, Vier-Mächte-Kontrolle in Deutschland 1945-1946. Düsseldorf 1959, S. 304. 
256 Vgl. Anm. 242. 
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Westzonen, nicht für ganz Deutschland. Daran konnte auch die Tatsache nichts 

ändern, daß nach München noch einmal auf höchster Ebene von deutscher Seite ein 

letzter, entschlossener Versuch unternommen wurde, die noch verbliebenen Kon

takte zwischen Ost- und Westdeutschland nicht völlig abreißen zu lassen und die 

Entwicklung in eine andere Richtung zu drängen. Es handelte sich hier insbeson

dere um die Reise von Ministerpräsident Hübener durch Süd- und Südwestdeutsch

land im Oktober 1947 und die darauffolgende Initiative der Regierungschefs des 

amerikanischen Besatzungsgebiets, anläßlich der bevorstehenden fünften Tagung 

des Außenministerrats in London257 noch einmal eine gesamtdeutsche Minister

präsidentenkonferenz einzuberufen. 

Kurz vor Abschluß seiner Reise schrieb Dr. Hübener seinem Kollegen Reinhold 

Maier aus Frankfurt am Main, es sei ihm eine Freude, eine weitgehende Überein

stimmung der Ansichten festgestellt zu haben, und daß Maier „ebensowenig wie 

mir, der immer wiederholte verschwommene Ruf nach einer deutschen Einheit, bei 

dem sich jeder etwas ganz Verschiedenes denkt", genüge. Seine ganze Hoffnung 

richtete sich auf die Konferenz der Außenminister in London. Ohne München noch 

einmal ausdrücklich zu erwähnen, gab er doch indirekt seinen westlichen Kollegen 

recht, die ein behutsames Vorgehen gegenüber den Besatzungsmächten empfohlen 

hatten. „Wir müssen klar aussprechen, was wir wollen", betonte Hübener; dies 

aber dürfe „nur sein, was wir den Besatzungsmächten zumuten dürfen, uns zu ge

währen, und was alle Deutschen begehren müssen", nämlich 

1. eine greifbare völkerrechtliche Gestaltung Deutschlands, das nicht weiter zum 
bloßen historisch-geographischen Begriff herabsinken dürfe, 

2. Frieden, „auf den wir 2 1/2 Jahre nach formgerechter, bedingungsloser Kapitula
tion einen Anspruch haben", und 

3. eine klare Bestimmung des Beitrages zur Wiedergutmachung der Kriegsschäden, 
durch dessen gewissenhafte Leistung der Weg „vorwärts und aufwärts" frei 
Werde. 

Auch wenn in London diese drei Forderungen Erfüllung fänden, würden nicht 

„alle politischen und wirtschaftlichen Blütenträume reifen. Aber wir werden wie

der leben können, statt zu vegetieren. Zucht und Ordnung werden wiederkehren, 

Selbstachtung und Lebensfreude, deren Verlust kein Volk lange ertragen kann, 

werden wieder erwachen." Diesseits und jenseits der Zonengrenze sei er manchem 

Kleinmut begegnet. E r habe öfter die Frage gehört, mit welchem Recht die Deut

schen überhaupt an die Besatzungsmächte Forderungen stellen könnten; und H ü 

bener fuhr fort: 

„Sie kennen die Antwort: Mit dem Recht, das in den Sternen geschrieben steht und 
das letztendlich die Quelle allen gemeinsamen Rechtes ist! Und wer auf unsere Ohn
macht im militärischen Sinne des Wortes hinweist, dem antworten wir, daß nie
mand in der Welt das Recht hat, im gleichen Atemzug den Krieg zu verfemen und 
jedes nicht auf Kriegsdrohungen gegründete politische Wollen zu verlachen."258 

257 2 5 . 1 1 . 1 9 4 7 - 1 5 . 1 2 . 1 9 4 7 . 
258 Schreiben v. 23. 10.1947 an Min.-Präs. Dr. Maier, HStA Stuttgart, EA 1/11. 
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In seinem Antwortschreiben gab Maier Hübener recht in der Forderung, „klar 
auszusprechen, was wir wollen", nämlich den politischen Aufbau Deutschlands 
„auf demokratischer Grundlage unbeeinflußt von äußeren Gewalten nunmehr in 
eigener Verantwortung in Angriff nehmen zu dürfen". Nach Auffassung Maiers 
sollten auf der Basis der in den einzelnen Ländern gewählten Volksvertretungen 
im Zusammenwirken mit den verfassungsmäßigen Landesregierungen „schon 
jetzt" vorläufig deutsche Zentralorgane zur Wiederherstellung der politischen 
Einheit Deutschlands eingesetzt werden, die bis zur späteren Schaffung einer neuen 
deutschen Verfassung durch eine vom Volk gewählte Nationalversammlung die 
allgemeinen deutschen Interessen den Besatzungsmächten gegenüber vertreten 
könnten. Damit wäre dann ein erster Schritt im Sinne einer greifbaren völkerrecht
lichen Gestaltung Deutschlands getan, wie es Hübener verlangt hatte. 

Noch einmal auf die Zonengrenzen eingehend, betonte Maier, auch bei der Glie
derung der deutschen Republik in Länder oder Bundesstaaten dürften diese „nicht 
mehr wie bisher hindernd im Wege stehen"; nach der Auflösung Preußens sei der 
Weg frei für die Bildung mittelgroßer, tragfähiger Länder, bei deren Abgrenzung 
historische, wirtschaftliche und kulturelle Gesichtspunkte maßgebend sein sollten, 
und der Wille der betreffenden Bevölkerung berücksichtigt werden müßte . 

Was die Herstellung eines Friedenszustandes betraf, so fügte Maier die Erwar
tung hinzu, daß verantwortlichen deutschen Stellen von den Alliierten Gelegenheit 
gegeben werden möge, „unseren Standpunkt bei den Friedensverhandlungen dar
zulegen". „Wir hoffen", so fügte er hinzu, „daß die politische und wirtschaftliche 
Vernunft sich in London bei den kommenden Verhandlungen durchsetzen wird." 
Ein wirtschaftlicher Aufbau Europas ohne ein friedlich schaffendes Deutschland in 
seiner Mitte sei „undenkbar". Es wäre ein Verhängnis, wenn die beiden großen 
Weltmächte auch weiterhin ihre gegensätzlichen Auffassungen auf deutschem Bo
den austragen wollten, denn „wir sind gegenwärtig das Objekt der Politik der gro
ßen Mächte". Das deutsche Volk aber, so schloß Maier, will 

„frei und unbeeinflußt seinen eigenen, ihm angemessenen Weg zurück in die Ge
meinschaft der Völker und in eine bessere Zukunft finden. Es wird es als eine hohe 
Aufgabe betrachten, eine Brücke der Verständigung zwischen Ost und West zu bil
den. Uns Deutsche kann keine Macht der Welt auf die Dauer trennen. Je länger die 
Separierung über uns verhängt ist, desto stärker wird das deutsche Volk wieder zu
sammendrängen und schließlich auch "wieder zusammenfinden."259 

Die Londoner Außenministerkonferenz konnte eine Etappe auf diesem Weg 

sein. Auch Hübener hatte diese Erwartung geäußert. Den Regierungschefs der 

amerikanischen Zone schien es notwendig, daß gerade von deutscher Seite eine Stel

lungnahme zur Konferenz erfolgte, mit der sie gleichzeitig noch einmal den Ver

such hätten unternehmen können, ihren Anspruch auf nationale Repräsentation 

Deutschlands zu betonen. 

I n diesem Sinne schaltete sich, nachdem entsprechende Instruktionen erteilt wor-

259 Schreiben v. 28.10.1947 an Min.-Präs. Dr. Hübener, Ebenda. 
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den waren, noch einmal das „Büro für Friedensfragen" in die Vorbereitungen zur 
Londoner Konferenz ein. F ü r die Sitzung des Länderrates am 4. 11. 1947 legte es 
Vorschläge für eine solche Stellungnahme vor. Dar in wurden die Folgerungen, die 
sich aus der allgemeinen politischen Entwicklung seit der Moskauer Konferenz er
geben hatten, in den Sätzen zusammengefaßt: 

„Die außenpolitischen Bemühungen des deutschen Volkes müssen durch die deut
schen Regierungschefs, die, solange nicht eine legitimierte gesamtdeutsche Regie
rung besteht, allein ein demokratisches Mandat besitzen, die Stimme Deutschlands 
zur Geltung zu bringen, vertreten werden. Ihre Politik muß beharrlich auf die Her
stellung eines demokratischen, wirtschaftlich gesunden und friedlichen Lebens aller 
Deutschen gerichtet sein." 

Die Regierungschefs sollten zur kontinuierlichen Mitarbeit bei der Herbeifüh
rung des Friedenszustandes positive, technisch gut durchgearbeitete Vorschläge für 
die staatsrechtliche Gestaltung und völkerrechtliche Funktion machen260. 

„Alles in allem" sollte den Alliierten gegenüber der Eindruck erweckt werden, „daß 
die deutschen Regierungen zu kühnen und weittragenden Entschlüssen bereit sind 
und daß sie keineswegs nur die Wiederherstellung eines Status quo ante in Deutsch
land erstreben". 

Zum einzuschlagenden Verfahren hieß es: 

„Es wäre zu entscheiden, ob eine Konferenz aller Ministerpräsidenten einzuberufen 
ist, wohin sie einzuberufen ist, zu welchem Zeitpunkt sie stattfinden soll, und wie 
ihre Ergebnisse zu verwenden wären. 
Auch wenn nur die Ministerpräsidenten der Weststaaten oder nur die Minister
präsidenten des amerikanischen und britischen Besatzungsgebietes zu einer Konfe
renz zu vereinigen sind, sollte diese Konferenz wegen der Wirkung auf das Ausland 
in Berlin und wenige Tage vor der Eröffnung der Londoner Konferenz stattfin
den."*« 

In der internen Sitzung des Länderrats am 4. 11. 1947 beschlossen die Regie
rungschefs des amerikanischen Besatzungsgebiets, den Versuch einer gesamtdeut
schen Ministerpräsidentenkonferenz zu wagen262. Sie stellten sogar schon eine vor
läufige, drei Punkte umfassende Tagesordnung auf (völkerrechtliche Subjektivität 
Deutschlands, Herbeiführung des Friedenszustandes, Kriegsgefangenenfrage). An
ders als bei der Münchener Konferenz sollte jedoch die Einberufung nicht von 
einem Ministerpräsidenten, sondern von je einem Regierungschef aus den verschie
denen Besatzungszonen erfolgen. Vor einer offiziellen Einladung sollte mit den 

260 Bei den Problemen der sowjetischen Besatzungszone hieß es: „Es wäre rücksichtslos auszu
sprechen, daß das deutsche Verhältnis zur USSR nicht durch eine antikommunistische Ein
stellung deutscher Parteien, sondern ausschließlich durch die politischen und ökonomischen 
Interessen des deutschen und russischen Volkes bestimmt werden soll." 

261 Vorschläge für eine deutsche S te l lungnahme zur Londoner Konferenz, D e n Regierungschefs 
des amerikanischen Besatzungsgebiets vorgelegt vom Verwal tungsra t des Deutschen Büros 
für Friedensfragen, Nicht zur Veröffentlichung, Stuttgart, d. 4. November 1947, gez. Dr. An
ton Pfeiffer, Dr. Hermann L. Brill, Dr. Fritz Eberhard, Hermann G. Schütte; HStA Stutt
gart EA 1/2, Nr. 61. 

262 Ebenda. 
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Regierungschefs in der französischen und britischen Zone Fühlung aufgenommen 
werden, um Chancen und Möglichkeiten für eine solche Konferenz zu ventilieren; 
entsprechende Aufträge wurden Dr. Brill und Generalsekretär Roßmann am 
4. November von den Regierungschefs erteilt. 

Am 8. November sprach Brill in Koblenz mit Ministerpräsident Altmeier. Nach
dem er seinen Auftrag mitgeteilt, die vorgeschlagene Tagesordnung und den Brief
wechsel zwischen Hübener und Maier überreicht hatte, erklärte Altmeier, daß er 
„grundsätzlich zur Teilnahme an einer Konferenz der deutschen Ministerpräsiden
ten bereit sei". E r stimmte auch dem Vorschlag Brills für eine Vorkonferenz der 
Staatssekretäre zur Ausarbeitung der Entschließungen und von Sprechzetteln, einer 
internen Besprechung der Ministerpräsidenten und einer relativ kurzen, aber feier
lichen öffentlichen Sitzung zu. Auch mit dem Tagungsort Hamburg2 6 3 war Alt
meier einverstanden264. 

Noch stand eine Stellungnahme aus der britischen Zone aus. Am 10. November 
erreichte Roßmann ein Anruf von Ministerpräsident Kopf, der in Stuttgart ernüch
ternd wirkte: eine endgültige Stellungnahme der Ministerpräsidenten liege noch 
nicht vor, aber er könne sagen, daß im allgemeinen „keine Neigung" für die Kon
ferenz besteht. I m einzelnen nannte er folgende Gründe: 

1. Nach den Konferenzen von München und Wiesbaden265 bestehe „keine besondere 
Ermunterung für die Abhaltung einer weiteren Konferenz". Nach den Erfahrun
gen von München und Wiesbaden könnte eine solche neue Konferenz „vielleicht 
eher ein Dokument der deutschen Uneinigkeit statt der deutschen Einheit wer
den". 

2. Auch das cui bono sei zu erörtern. Er habe persönlich den Eindruck, daß eine 
solche Konferenz „der Ostzone mehr helfen würde als den Westzonen". 

3. Die Konferenz würde aus „nicht gleichberechtigten Partnern bestehen"; während 
die Ministerpräsidenten der Westzonen aus demokratischen Wahlen unter Betei
ligung aller Parteien hervorgegangen sei, weise die Zusammensetzung der Mini
sterpräsidenten der Ostzone eine parteiliche Einseitigkeit auf. 

4. Die Deutschen seien immer nur Objekt und nicht Subjekt. Statt Bekundungen 
des Einheitswillens, der ohnehin bekannt sei, sollte man gegenüber den Alliierten 
darauf dringen, „sich mit uns zu unterhalten. Wir sollten nicht zusehen, wie hin
ter verschlossenen Türen gegen uns verhandelt wird", und verlangen, „daß wir 

263 Hamburg war vorgeschlagen worden, um den Regierungschefs aus der britischen Zone, von 
denen Widerstand erwartet wurde, entgegenzukommen. Daneben blieb auch Berlin weiter 
im Gespräch; am 10. November erklärte Louise Schroeder nach einer entsprechenden An
frage aus Stuttgart in einem Telegramm an Eberhard, sie wäre „gesundheitlich in der Lage, 
Konferenz nach Berlin zu laden. Voraussetzung wäre aber Teilnahme aller Beteiligten, die 
offenbar nicht zu erreichen ist"; ebenda. 

264 Dr. Brill am 10. 11. 1947 an Dr. Eberhard; Besprechung mit dem Ministerpräsidenten von 
Rheinland-Pfalz; HStA Stuttgart, EA 1/11, Nr. 44. Eberhard hatte inzwischen mit der frz. 
Militärregierung Kontakt aufgenommen. 

265 Auf der ersten Konferenz in Wiesbaden am 15./16. Juni 1947 wurde die Proklamation Nr. 5 
betr. Reorganisierung der Bizone diskutiert. Eine weitere Konferenz fand am 22. Oktober 
nach Veröffentlichung des revidierten Industrieplans statt. Auf beiden Konferenzen war es 
zu ernsthaften Meinungsverschiedenheiten unter den Ministerpräsidenten gekommen. 
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gehört würden". Das würde einen größeren Effekt haben als die Bekundung des 
Willens zur deutschen Einheit266. 

Am 14. November erfolgte ein zweiter Anruf von Ministerpräsident Kopf bei 
Roßmann. Entsprechend dem Wunsch Roßmanns hatte Kopf noch einmal im Ka
binett über die Ministerpräsidentenkonferenz gesprochen. Das Kabinett war „ein
stimmig" der Meinung, daß es „nicht wünschenswert" sei, „einen solchen Versuch 
unter den obwaltenden Umständen zu machen". 

Man war vielmehr zu der Anregung gekommen, daß jede Landesregierung 
ihrem Gebietsbeauftragten eine Entschließung überreichen solle, auf die sie eine 
Antwort erwarte. Über den Wortlaut und den Inhalt der Entschließung und die 
darin zum Ausdruck gebrachten Forderungen könnten sich die Ministerpräsidenten 
auf dem Zirkularwege verständigen. Die Entschließung müsse vor allem zwei For
derungen enthalten: 

1. das Bekenntnis zur Einheit Deutschlands 
2. das Verlangen, daß berufene Vertreter Deutschlands zugezogen und gehört wür

den. 
Kopf führte am Telefon weiter aus, er fürchte, daß eine Ministerpräsidenten

konferenz ihre Durchschlagskraft verlieren könne, wenn in ihrem Ablauf Erörte
rungen heraufbeschworen würden, die nicht gerade das Bild einer Schau der Einig
keit darböten. Er verspreche sich von dem vorgeschlagenen Weg eine größere Wir
kung. Kopf betonte dabei ausdrücklich, er könne nicht im Namen von Minister
präsident Karl Arnold sprechen, „Brauer und Lüdemann teilten jedoch seine Auf
fassung"267. 

266 „Anruf von Ministerpräsident Kopf, Hannover, bei Generalsekretär Roßmann, Stuttgart, 
am 10. Nov. 1947, 13 Uhr, über die Konferenz der Ministerpräsidenten, Streng vertrau
lich"; Aufzeichnung Roßmann, Abschrift, HStA Stuttgart, EA 1/11, Nr. 44. 

267 Abschrift von Abschrift, Aufzeichnung Roßmann; „Anruf des Ministerpräsidenten Kopf, 
Hannover, in Sachen Ministerpräsidenten-Konferenz; aufgenommen am 14. Nov. 1947, vor
mittags 9.50", ebenda. Die vorliegenden wenigen Quellen erlauben kein abschließendes 
Urteil über die Haltung Nordrhein-Westfalens in den in unserer Arbeit angesprochenen 
Fragen. Es steht jedoch fest, daß die Landesregierung nach den Wahlen vom 20. 4. 1947 
eine bemerkenswerte Inaktivität auszeichnete (so hat z. B. Amelunxen als einziger der Regie
rungschefs, die an der Vorkonferenz teilgenommen haben, nicht das Wort ergriffen). Die 
Gründe hierfür sind zum Teil sicherlich in den Schwierigkeiten bei der Neubildung der 
Regierung zu suchen, obwohl diese Inaktivität auch noch in den ersten Wochen nach der 
Regierungsübernahme durch Karl Arnold (16. 6. 1947) zu beobachten ist. Das änderte sich 
erst, als nach dem Scheitern der Münchener Konferenz von süddeutscher Seite die Frage 
einer Ausweitung des Stuttgarter Büros für Friedensfragen auf bizonale Ebene, die ja in 
München nicht diskutiert worden war, erneut in den Vordergrund gerückt wurde (wobei von 
Seiten Bayerns die Aufgaben des Friedensbüros mit den Zielen der Münchener Konferenz 
verglichen wurden, da beide die Teilung Deutschlands überbrücken wollten und beide im 
Interesse Gesamtdeutschlands wirkten, auch wenn sie nicht wirklich jeden einzelnen Bereich 
repräsentierten; vgl. HStA Stuttgart, EA 1/2; Sitzung am 11. 7.1947), 

Einer entsprechenden Vorlage hatten auch die Regierungschefs aus der britischen Zone 
zugestimmt. (Konferenz der Min.-Präs. am 15./16. 6. 1947 in Wiesbaden). In die - letztlich 
erfolglosen — Bemühungen um die Ausführung dieses Beschlusses, in deren Verlauf die 
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Damit war auch der letzte Versuch, zu einer gesamtdeutschen Willensäußerung 
zu gelangen, gescheitert. 

In München hatten sich die Regierungschefs aus den Westzonen zum ersten 
M a l e als V e r h a n d l u n g s p a r t n e r g e g e n ü b e r den wes t l i chen M i l i t ä r g o u v e r n e u r e n for 

unterschiedlichen Auffassungen über Rolle und Funktion der Ministerpräsidenten und Par

teien bei der zukünftigen Gestaltung Deutschlands noch einmal aufbrachen, schaltete sich 

die Staatskanzlei in Düsseldorf erstmals aktiv ein. 
Hatte schon in einer scharfsinnigen und weiterführenden Aufzeichnung der Chef der 

Pressestelle, v. Gumppenberg, am 10. 8. 1947 mit allem Nachdruck darauf hingewiesen, daß 
die Zurückhaltung Nordrhein-Westfalens „Befremden" errege und außerdem in sachlicher 
und personeller Beziehung die Gefahr in sich berge, „daß wichtige Entscheidungen über 
unseren Kopf hinweg getroffen werden", („Dem Herrn Ministerpräsidenten, Persönlich -
nicht zu den Akten", HStA Düsseldorf, N W 53-49) so betonte wenig später auch der Leiter 
des beim Ministerpräsidenten eingerichteten „Sonderreferats F " und außenpolitische Bera
ter des Regierungschefs, Hans Kroll, (1958—62 Botschafter in Moskau) gegenüber Arnold, 
das Land Nordrhein-Westfalen nehme nach seiner geographischen Lage, seinem territoria
len Umfang und seiner Bevölkerungszahl und „vor allem aber nach seinem politischen und 
wirtschaftlichen Potential eine Sonderstellung ein, die ihm für die Gestaltung der außen
politischen Zukunft Gesamtdeutschlands besondere Verpflichtungen und eine erhöhte Ver
antwortung auferlegt". Für die wichtigsten mit der Vorbereitung des Friedensvertrages zu
sammenhängenden Fragen sei N R W „federführend", für die Mehrzahl der übrigen Fragen
gebiete allgemeinen Charakters müsse es ein „überwiegendes Interesse" beanspruchen, da es 
von ihren Auswirkungen stärker als andere deutsche Gebiete betroffen werde. „Wir sind 
daher berechtigt", so Kroll, „bei den Vorarbeiten für die künftige Friedensregelung ein 
maßgebendes, wenn nicht entscheidendes Wort mitzusprechen". (Aufzeichnung v. 26.8.1947, 
ebenda). Die daraufhin von Düsseldorf ausgehenden Initiativen wurden jeweils mit den Auf
fassungen Hannovers „als der nach uns wichtigsten Stelle in der britischen Zone" (Vertrau
liche Aufzeichnung Kroll für Arnold v. 10.11.1947; ebenda) koordiniert. 

So geht auf einen Einspruch Nordrhein-Westfalens die Entscheidung der Regierungs
chefs der britischen Zone zurück, die Errichtung des neuen bizonalen Büros nicht lediglich 
durch Ausweitung auf der vorhandenen Basis, sondern in Form einer Neukonstruktion „im 
Raum von Frankfurt" sowohl in organisatorischer als auch in personeller Hinsicht, vorzu
nehmen. Schleswig-Holstein, Hamburg und Niedersachsen waren zunächst mit einer Aus
weitung, ergänzt durch ein politisches Gremium — 8 Regierungs- u. 12 Parteienvertreter, mit 
allen Weisungsbefugnissen gegenüber dem Büro — einverstanden gewesen. N R W setzte sich 
mit seinen Bedenken gegen das politische Gremium durch: a) unter den 12 Parteivertretern 
wären auch 2 Vertreter der KPD. Dadurch würde jede vertrauliche Aussprache unmöglich 
gemacht und die Aktionsfähigkeit des Büros aufs schwerste beeinträchtigt. (Schumacher war 
trotz Bedenken wegen Beteiligung der KPD für das Gremium.) b) Außenpolitik sei Regie
rungsangelegenheit; bei einer so unmittelbaren und starken Einschaltung der Parteien, wie 
sie der Plan des Polit. Gremiums vorsah, bestehe größte Gefahr, daß die Eigengesetzlichkeit 
der Außenpolitik; verletzt und innenpolitischen Rücksichten untergeordnet würde. 

Die Regierungschefs der britischen Zone einigten sich dann auf einen politischen Beirat, 
in dem lediglich die großen politischen Parteien neben den Länderregierungen angemessen 
vertreten sein sollten; außerdem sollte das Büro keine politische Funktion ausüben und sich 
auf das Sammeln von Material und seine Aufbereitung für künftige Verhandlungen be
schränken. (Vgl. hierzu Schreiben Eberhard v. 9. 8. 1947 an Min.-Präs. Arnold, N W 53-49; 
Aufzeichnungen Gumppenberg v. 10.8.1947, Aufzeichnung Kroll v. 26.8.1947, a.a.O., 
Niederschrift über die Konferenz der Ministerpräsidenten der britischen Zone in Hamburg 
am 29. 8. 1947, sowie Aufzeichnungen Kroll v. 18. 10., 23. 10., 5. 11., 6. 11. 1947, ebenda). 
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miert ; dort hatten sie ihren Kampf um das Besatzungsstatut aufgenommen; das 

gleiche Gremium nahm ein Jahr später, nachdem auch die Londoner Konferenz ge

scheitert war, die „Frankfurter Dokumente" entgegen. Die Entwicklung führte 

beinahe geradlinig zur Gründung von D D R und Bundesrepublik. So gesehen hatte 

Ministerpräsident Amelunxen zweifelsohne in doppelter Hinsicht recht, als er am 

9. Juni 1947 nach Abschluß der Münchener Konferenz seinem bayerischen Kolle

gen schrieb: 

„Die Bedeutung dieser Konferenz, mit all ihren Imponderabilien, wird, wie ich 
glaube, noch wachsen mit dem zeitlichen Abstand, in dem wir zu ihr leben wer
den."268 

Nach diesem Erfolg war man in Düsseldorf davon überzeugt, daß Nordrhein-Westfalen 
„unbedingt an seinem Führungsanspruch festhalten sollte". (Vertrauliche Aufzeichnung 
Kroll für Arnold v. 10.11.1947). 

Zur gleichen Zeit wurde deutlich, daß die Länderregierungen der amerikanischen Zone 
das Friedensbüro als politisches Instrument süddeutscher Provenienz, in dem sie ihren Ein
fluß in außen- und innenpolitischen Fragen geltend machen konnten, erhalten wollten und 
an die Einrichtung eines gemeinsamen Friedensbüros die Bedingung knüpften, daß dabei 
„das Stuttgarter Büro unverändert übernommen wird und die Länderregierungen der briti
schen Zone lediglich die Möglichkeit erhalten, einige Lücken im Personalbestand in Form 
von Referentenstellungen zu besetzen"; außerdem wurde „eindeutig" zum Ausdruck ge
bracht, daß man seitens der Länderregierungen der amerikanischen Zone „jede Einschal
tung der Parteien in das politische Gremium strikt ablehnt", was in Düsseldorf u. a. zu der 
Überlegung führte, ein „Friedensbüro der britischen Zone" einzurichten. (Vgl. Aufzeich
nung Dr. Kroll nach Besprechung in München, ebenda). 

Auf dem Höhepunkt der Diskussion um die Ausweitung des Friedensbüros fällt die Ini
tiative des Büros um eine erneute Ministerpräsidentenkonferenz, die in Hannover und Düs
seldorf als „unnötig, krankhaft und gekünstelt" empfunden wurde. Neben den von Kopf in 
seinen Telefonaten an Roßmann genannten Motiven ist zweifelsohne in der starren Haltung 
der Länderregierungen der amerikanischen Zone ein weiteres Motiv für die Ablehnung des 
Konferenzvorschlages durch die Regierungschefs aus der britischen Zone zu suchen. 

268 Bayer. StK, 0106. 


